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I.	 Formales und Übersicht über das Geschäftsjahr 2025 I.	 Formales und Übersicht über das Geschäftsjahr 2025 

1.	 Anlass des Jahresberichts und Konstituierung der 
Aufarbeitungskommission

Die am 15.12.2021 in Rottenburg im Beisein des damaligen Bischofs Dr. Gebhard Fürst kons-
tituierte unabhängige Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs in der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart (im Folgenden: AK-DRS) berichtet jährlich über ihre Arbeit des jeweils ver-
gangenen Jahres. Dieser Jahresbericht 2025 dient neben den laufenden Veröffentlichungen auf 
der Homepage der AK-DRS (www.ak-drs.de) der Rechenschaft und der Sicherung der Transparenz 
und stellt keine abschließende Bewertung durch die AK-DRS dar. Letztere ist dem für Frühjahr 2027 
geplanten Abschlussbericht der AK-DRS vorbehalten. Der Jahresbericht erfolgt gemäß Ziffer 4.1 Satz 
1 der „Gemeinsamen Erklärung über verbindliche Kriterien und Standards für eine unabhängige 
Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche in Deutschland“ vom 28.04.2020 
(im Folgenden: GE) (vgl. V.1. Gemeinsame Erklärung, veröffentlicht im KABl 2021, 54-57) der deut-
schen Bischöfe und des damaligen Unabhängigen Beauftragten der Bundesregierung für Fragen des 
sexuellen Kindesmissbrauchs (im Folgenden: UBSKM). Weitere Rechtsgrundlagen des Jahresberichts 
stellen § 7 (1) des Statuts der AK-DRS (vgl. V.2. Statut der Kommission zur Aufarbeitung des sexu-
ellen Missbrauchs (AK-DRS)) und die Regelungen der Geschäftsordnung der AK-DRS (vgl. V.3. 
Geschäftsordnung der Aufarbeitungskommission (aktuelle Fassung)) dar. Die AK-DRS soll nach Ziffer 
4.1 Satz 2 der GE und § 7 (2) 1 des Statuts der AK-DRS „innerhalb von fünf Jahren einen vorläufigen 
Abschlussbericht vorlegen“; dies ist für Frühjahr 2027 vorgesehen. 

Zu den vorherigen Jahresberichten 2022, 2023 und 2024 vgl. I.3.3. 

Die AK-DRS hat in ihrer Sitzung am 26.02.2026 nach Abwägung der Rechte aller Beteiligten der 
Veröffentlichung dieses Jahresberichts gemäß § 13 des Statuts der AK-DRS (vgl. V.2.) zugestimmt. 
Die jeweiligen Abschnitte dieses Jahresberichts 2025 wurden von einzelnen Mitgliedern der AK-DRS 
verfasst.

2.	 Struktur und Zusammensetzung der Kommission im Jahr 2025

2.1.	 Durch die Landesregierung von Baden-Württemberg benannte 
Mitglieder

Prof. Dr. iur. Jörg Eisele, Co-Vorsitzender, Jg. 1969, Volljurist, Professor für Deutsches und 
Europäisches Straf- und Strafprozessrecht, Wirtschaftsstrafrecht und Computerstrafrecht an der 
Juristischen Fakultät der Eberhard-Karls-Universität Tübingen
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Thomas Halder, Co-Vorsitzender, Jg. 1953, Volljurist, früher Amtschef (Ministerialdirektor) im 
Kultus- und im Sozialministerium Baden-Württemberg

Prof. Dr. med. Renate Schepker, Jg. 1954, Ärztin für Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
Psychotherapie, Psychoanalytikerin, zuletzt Chefärztin und Regionaldirektorin am Zentrum für 
Psychiatrie Südwürttemberg 

2.2	 Betroffenenvertreter (vom Betroffenenbeirat der Diözese gewählt)

Sebastian Weh (Pseudonym), Jg. 1970, Verwaltungsbeamter

Dr. rer. soc. Reinhard Winter Jg. 1958, Diplompädagoge, Psychodramatiker, Traumapädagoge; frei-
beruflich tätig

2.3	 Vertreter der Diözese Rottenburg-Stuttgart

Prof. Dr. theol. Stefan Ihli J.C.L., Jg. 1971, Theologe und Kirchenrechtler, Diözesanrichter am 
Bischöflichen Offizialat Rottenburg, außerplanmäßiger Professor für Kirchenrecht und kirchliche 
Rechtsgeschichte an der Theologischen Fakultät der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt

Lic. iur. can. Dipl.-Theol. Friedolf Lappen, Jg. 1969, Theologe und Kirchenrechtler, Diözesan
richter und Voruntersuchungsführer am Bischöflichen Offizialat Rottenburg, Geschäftsführer der 
Aufarbeitungskommission Rottenburg-Stuttgart.

2.4	 Geschäftsstelle der Aufarbeitungskommission 

Die Geschäftsstelle befindet sich im Gebäude des Bischöflichen Offizialates, Marktplatz 11, 72108 
Rottenburg am Neckar im Erdgeschoss. Dort ist der hauptamtliche Geschäftsführer Friedolf Lappen 
erreichbar. Persönliche Besuche sind nach Voranmeldung möglich. Telefon: 07472 169 -349, E-Mail-
Adresse: kontakt-ak@drs.de

Bis zum 30. September 2025 war Lic. iur. can. Dipl.-Theol. Anne Mühlhöfer Geschäftsführerin der 
AK-DRS. Sie schied zum Bedauern der AK-DRS und auf eigenen Wunsch aus dem Dienst aus. Seit dem 
1. Oktober 2025 ist Lic. iur. can. Dipl.-Theol. Friedolf Lappen ist für die AK-DRS als geschäftsführender 
Referent freigestellt. Fachlich weisungsberechtigt sind ihm gegenüber die beiden Co-Vorsitzenden 
der AK-DRS.  Er unterstützt die ehrenamtlichen Kommissions-mitglieder in allen notwendigen orga-
nisatorischen Belangen und in wissenschaftlicher Recherche.
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3.	 Ausgangslage für die Kommissionsarbeit 

3.1	 Rechtliche Grundlagen

Rechtliche Grundlagen der Aufarbeitung sind die in I.1. erwähnte Gemeinsame Erklärung (GE) (vgl. 
V.1.), das Statut der AK-DRS (vgl. V.2.) und die Geschäftsordnung der AK-DRS (vgl. V.3.). 

Wesentliche Arbeitsgrundlage sind die Akten-Einsichtsrechte, die in den „Normen zur Regelung von 
Einsichts- und Auskunftsrechten für die Kommission zur Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener in Bezug auf Personalaktendaten 
von Klerikern und Kirchenbeamten der Diözese Rottenburg-Stuttgart“ vom 20.12.2021 niederge-
legt sind.  Erweitert wurden die Einsichtsrechte mit der „Ordnung zur Regelung von Einsichts- und 
Auskunftsrechten für die Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs in der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart (Aufarbeitungskommission Diözese Rottenburg-Stuttgart – AK-DRS) sowie für 
Forschungszwecke in Bezug auf Sachakten, Verfahrensakten, Registraturakten und vergleichbare 
Aktenbestände der laufenden Schriftgutverwaltung“ vom 14. Oktober 2024 .

3.2	 Lage bis zum Beginn des aktuellen Geschäftsjahres 

Die Berufung der sieben Mitglieder durch den Diözesanbischof erfolgte zum 01.12.2021. Am 
15.12.2021 hat sich die AK-DRS in ihrer ersten Sitzung konstituiert und ein Statut gegeben. Als 
gleichberechtigte Vorsitzende (vgl. V.2. Statut der Aufarbeitungskommission) hat sie Prof. Dr. Jörg 
Eisele und Thomas Halder gewählt. In ihrer Sitzung am 20. Januar 2022 hat sich die AK-DRS nach 
intensiver Beratung eine Geschäftsordnung gegeben, in der die Arbeitsweise der Kommission näher 
dargelegt ist (vgl. V.3. Geschäftsordnung der Aufarbeitungskommission in der aktuellen Fassung). Die 
Betroffenenvertreter waren zunächst kommissarisch benannt, da noch kein Betroffenenbeirat exis-
tierte. Es handelte sich um Helena Schwarz und Sebastian Weh (Pseudonyme). Nach Konstituierung 
des Betroffenenbeirates hat dieser Sebastian Weh (Pseudonym) und Dr. Reinhard Winter gewählt. 
Beide wurden von Diözesanbischof Dr. Fürst am 16.02.2023 auf drei Jahre in die AK-DRS berufen. 
Bis zum 14.12.2022 wurde die Geschäftsführung kommissarisch von Friedolf Lappen übernommen. 
Ab 15.12.2022 wurden zwei hauptamtliche Geschäftsführerinnen mit je 50% Stellenanteil einge-
stellt. Eine wechselte auf eine andere Stelle im BO Rottenburg, die Stelle von Frau Mülhöfer wurde 
daraufhin zunächst auf 70%, später auf 100% aufgestockt.

Da die Mitglieder der AK-DRS berechtigt sind, Personalakten einzusehen und sensible Daten zur 
Kenntnis bekommen, wurden sie auf die Verschwiegenheit verpflichtet. Als Aufwandsentschädigung 
wurde eine Pauschale von 700,- € / Monat festgelegt. Die Diözese stellt die ehrenamtlichen Mitglieder 
der AK-DRS von der Haftung für ihre Tätigkeit frei. Den Mitgliedern der AK-DRS wurden notwen-
dige kirchenrechtliche Vorschriften, Datenschutzbestimmungen, Berichte der Kommission sexueller 
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Missbrauch, Materialien zur aktuellen Präventionsarbeit usw. ausgehändigt oder zur Kenntnis gegeben. 
Zur Durchführung von Online-Sitzungen wurde eine Webex-Lizenz erworben.Innerhalb der Diözese 
war zunächst das Verhältnis zu der seit 2002 bestehenden „Kommission sexueller Missbrauch“ (im 
Folgenden: KsM) zu klären. Die KsM ist zuständig für alle Betroffenen, die einen Missbrauchsfall mel-
den und Anerkennungszahlungen beantragen. Sie bindet die Voruntersuchungsführung mit ein und 
leitet Anträge an die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen (im Folgenden: UKA) 
weiter. Dies führte dazu, dass sich die AK-DRS schon von Anfang an vollumfänglich der Recherche, 
dem Aktenstudium, der Geschichte des Umgangs mit Missbrauchsfällen in der Diözese und den 
Prozessabläufen in Vergangenheit und Gegenwart widmen konnte. 

Vor diesem Hintergrund haben die Betroffenenvertreter in der AK-DRS eine besondere Verantwortung, 
wenn es um das Einbringen und Berücksichtigen der Betroffenenperspektive geht. Betroffene werden 
nicht wie in vielen anderen Diözesen von Mitgliedern der AK-DRS angehört, sondern von der KsM 
bzw. den unabhängigen Ansprechpersonen und den beauftragten Voruntersuchungsführern.

3.3	 Jahresberichte 2022 – 2024 

Jährlich zum Ende des Vorjahres wird für das kommende Geschäftsjahr ein Jahresplan erstellt. Der 
Jahresplan 2025 (vgl. V.4.) wurde in der letzten Sitzung des Jahres 2025 von der AK-DRS als erfüllt 
gewertet und ist inhaltliche Grundlage dieses Berichtes. 

Rechtliche Grundlage des Jahresberichts 2025 ist Ziffer 4.1. Satz 1 der GE. Der Jahresbericht dient 
laut Ziffer 4.1. der GE der Sicherung der Transparenz des Aufarbeitungsprozesses und muss an die 
UBSKM und an den jeweiligen Ortsordinarius übersandt werden. 

Die bisher von der AK-DRS erstellten Jahresberichte 2022, 2023 und 2024 (vgl. www.ak-drs.de/
jahresberichte.html) wurden außerdem u.a. an Priesterrat und Diözesanrat, die Kommission sexueller 
Missbrauch Diözese Rottenburg-Stuttgart (KsM), das Netzwerk Prävention, den Betroffenenbeirat, 
den Offizial und den Generalvikar der Diözese versandt. Zusätzlich erhielten die Vorsitzenden der 
Bischöflichen Fachgruppe “für Fragen des sexuellen Missbrauchs und Gewalterfahrungen” der DBK, 
Bischof Dr. Dieser und Erzbischof Burger, sowie die zugehörige Geschäftsstelle in der DBK und der 
Vorsitzende des Bundesvorstandes der Unabhängigen Aufarbeitungskommissionen (UAKen) ein 
Exemplar.  In digitaler Form erfolgte der Versand an weitere Personen und Organisationen, die darum 
gebeten hatten. Auch in diesem Jahr erfolgt die Berichtslegung nach Ende des Geschäftsjahres 
2025 zu Beginn des Folgejahres 2026. Selbstverständlich wird der jährliche Bericht auf der Website 
www.ak-drs veröffentlicht. Er kann als PDF heruntergeladen werden von der URL https://ak.drs.
de/jahresberichte.html.
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4.	 Aufgaben und Ziele

Ziel der AK-DRS ist die strukturelle Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs, vornehmlich durch 
Kleriker in der Diözese Rottenburg-Stuttgart. Konkretisiert werden diese Aufgaben der Kommission 
in Zf. 3.1. der GE (vgl. V.1.) und § 6 Abs. 1. des Statuts der Aufarbeitungskommission (vgl. V.2). Dabei 
werden insbesondere drei Aufgaben als Schwerpunkte genannt:

•	 quantitative Erhebung des sexuellen Missbrauchs in der Diözese Rottenburg-Stuttgart, 

•	 Untersuchung des administrativen Umgangs mit Täter/inne/n und Betroffenen sowie 

•	 Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch ermöglicht oder erleichtert oder dessen 
Aufdeckung erschwert haben.

In den Abschlussbericht werden darüber hinaus konkrete Handlungsempfehlungen an die Diözese 
aufgenommen.

Die Kommission hat ihre Arbeit schwerpunktmäßig auf diese drei Punkte konzentriert und nutzt 
dazu alle zur Verfügung stehenden Aktenbestände (vgl. II.3.4. des Jahresberichts 2025 und insbe-
sondere 3.1.2 des Jahresberichts 2024), Gremiengespräche (vgl. I.6.2.) und zusätzlich strukturierte 
Interviews mit Zeitzeugen (vgl. II.2.3. und II.3.. des Jahresberichts 2025 und insbesondere 3.3. und 
5.5. des Jahresberichts 2024).

5.	 Aufgabenverständnis und Arbeitsweise der Kommission 

Die Grundlagen der Arbeitsweise (Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit laut bischöflich unter-
zeichnetem Statut; Vier-Augen-Prinzip für alle zu sichtenden Unterlagen und Akten, Transparenz 
nach außen durch Veröffentlichung aller Beschlüsse auf der Internetseite und jährliche Berichte, 
Beschlussfähigkeit nur in Anwesenheit mindestens eines Betroffenenvertreters, Datensicherheit) 
wurden im erstmals unter 2.4 im Jahresbericht 2022  veröffentlicht und 2023 überarbeitet. Den 
Prinzipien, die Ergebnisse unmittelbar und unabhängig selbst zu veröffentlichen, somit nicht als 
„Auftragnehmer“ zu fungieren und keine „Studie“ zu erstellen, sind wir treu geblieben. 

Unverändert geht die Kommission hinsichtlich der Definition von sexuellem Missbrauch – auch bei 
Betrachtung früherer Taten – nach der Definition der „Ordnung für den Umgang mit Sexuellem 
Missbrauch […] durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst der DRS“ vom 10. 
Februar 2020 vor. Diese wird auch bei Taten angewendet, die in Zeiten stattgefunden haben, in 
denen andere Definitionen in kirchlichem und weltlichem Recht gültig waren. Das gilt analog für 
die Bewertung des Täterverhaltens und für die Betrachtung des administrativen Umgangs mit Tätern 
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und Betroffenen. Analog ging die MHG-Studie vor, die laut dieser Ordnung als Orientierung dienen 
soll. Gleichwohl bemühen wir uns zur Kontextualisierung von Vorgehensweisen in der Aufdeckung 
und im Umgang mit Tätern und Betroffenen sexualisierter Gewalt – um diese Bewertung wird es im 
Wesentlichen in den nun folgenden Monaten der Vorbereitung des Abschlussberichtes gehen - um 
eine Darstellung der Entwicklungen im kirchlichen und weltlichen Recht im Untersuchungszeitraum, 
so dass bereits der Bericht 2024 dazu ein eigenes Kapitel enthält und der Abschlussbericht darauf 
Bezug nehmen wird.

Die ehrenamtlich tätigen und zur Verschwiegenheit verpflichteten Mitglieder der Kommission hat-
ten auch im Berichtsjahr nach dem Übergang des Amtes des Ortsordinarius auf Bischof Krämer 
Zugang zu sämtlichen noch erhaltenen und verfügbaren Akten und Unterlagen. So wurde punktuell 
eine erneute Sichtung der Akten im Bischofshaus erforderlich und ist ohne Einschränkungen in 
Anwesenheit des Bischofs erfolgt. Eine große Arbeitserleichterung stellte zusätzlich die seitens der 
Diözese im Jahr 2023 vorgenommene Digitalisierung der Voruntersuchungsakten dar, auf welche 
die Kommissionsmitglieder über einen doppelt gesicherten und jeweils protokollierten Datenzugang 
Zugriff hatten.

Die drei Säulen des Vorgehens: 1. Personalaktenanalysen, Analysen von Handakten von 
Personalverantwortlichen, Justiziaren und Bischöfen, 2. Aktenanalyse der Voruntersuchungen, für 
zusätzlich zu erfassende Erkenntnisse (vor allem zu Strukturen, die Missbrauch erleichtert haben, 
zu Macht- und Abhängigkeitsbeziehungen, innerkirchlichen Netzwerken etc.) war Grundlage der 
Aktenanalyse im Berichtsjahr. Gegen Ende der Aktenanalysen wurde hierzu ein übergeordneter quali-
tativer Auswertungsbogen konzipiert, der im kommenden Jahr der zusammenfassenden Auswertung 
dienen wird. Zu 3. wurde die Liste eingeladener Zeitzeugen weiterhin ergänzt und nach weiteren 
Hinweisen und Erkenntnissen aus durchgeführten Zeitzeugeninterviews und Akten erweitert, mit 
einem Abschluss aller Zeitzeugeninterviews ist im Frühjahr 2026 zu rechnen. 

Dazu sind wir wissenschaftlichen Grundprinzipien verpflichtet, dazu gehört 

•	 die Genauigkeit und Nachvollziehbarkeit der Datenerhebung 

•	 eine möglichst genaue Operationalisierung in der qualitativen Auswertung (s.u.)

•	 wo möglich eine Quantifizierung unserer Ergebnisse.

Zur weiteren Orientierung wurden aktuelle Gremienvertreter jeweils für den Umfang von maximal 
einer Stunde in die digitalen Sitzungen der Aufarbeitungskommission eingeladen (siehe dazu das 
Kapitel I.6.2.). Ebenfalls fand über die Geschäftsstelle der Aufarbeitungskommission in einzelnen 
Fällen bei Anfragen von außen eine Zuständigkeitsklärung mit der Kommission sexueller Missbrauch 
(KsM) statt. 

Die gewonnenen Erkenntnisse wurden weiterhin, für alle Kommissionsmitglieder einsehbar, auf der 
gemeinsamen Plattform der Kommission im geschützten Bereich „Communicare“ dokumentiert. 
Tonaufnahmen von Zeitzeugeninterviews wie auch unterschriebene Protokolle derselben werden 
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digital asserviert; für Tonbandmitschnitte gilt dies nur, soweit eine Aufnahme erfolgte und das 
Einverständnis vorlag, ansonsten wurden sie nach Protokollerstellung vernichtet. 

Mit übergeordneten Tätigkeiten war die Kommission neben der Teilnahme der beiden Vorsitzenden an 
bundesweiten Treffen aller Kommissionen weiterhin zurückhaltend. Jedoch gehört zur Arbeitsweise 
der Kommission ebenso die Kenntnisnahme von Zeitungsberichten, von Studien und Berichten 
sowie von Anträgen und Vorgehensweisen anderer Kommissionen. Diese werden insbesondere in 
die Diskussion im Abschlussbericht Eingang finden.

6.	 Bisher unternommene Schritte 

6.1	 Organisatorisches 

Die Geschäftsführung kümmert sich um alle organisatorischen Arbeiten, führt wissenschaftliche 
Recherchen durch und unterstützt die AK-Mitglieder in allen Belangen. Außerdem obliegt ihr die 
Protokollführung in den monatlichen Sitzungen, sowie deren Vor- und Nachbereitung. Die Pflege der 
Homepage und der internen Arbeitsplattform Communicare fallen ebenso in ihren Aufgabenbereich, 
wie die Endredaktion und wissenschaftliche Aufbereitung des jährlichen Berichtes. Weiterhin werden 
von der Geschäftsführung die Auswertungen der Voruntersuchungsakten zusammengeführt, die 
Zeitzeugeninterviews inhaltlich erfasst und strukturiert.

Die AK-DRS verwendet ein Layout, das sich durch Farbgebung und Schriftart deutlich vom Corporate 
Design der Diözese unterscheidet. Sie dokumentiert auf der eigenen Homepage, auf eigenem 
Briefpapier, auf Visitenkarten für die einzelnen Mitglieder sowie weiteren Arbeitsmaterialien auch 
nach außen hin die Unabhängigkeit der Kommission. Die Mitglieder haben eigene E-Mail-Adressen, 
Zugänge zum internen Kommunikationssystem und zum Mitarbeiterportal der Diözese erhalten. Zur 
Durchführung von Online-Sitzungen wurde eine Webex-Lizenz erworben.

6.2	 Inhaltliche Schwerpunkte der Kommissionsarbeit und Gespräche  

Die AK-DRS traf sich auch 2025 zu monatlichen Kommissionssitzungen (in aller Regel per 
Videotermin). Besonders wurde die 50. Sitzung im Oktober 2025 gewürdigt. Auch 2025 wurde eine 
Klausursitzung in Präsenz in Rottenburg abgehalten. Mit Bischof Prof. Dr. Krämer und Generalvikar 
Dr. Stroppel traf sich die AK-DRS am 20. Januar 2025 in Rottenburg. Gesprochen wurde u.a. über das 
Fortschreiten der Arbeit der AK-DRS, die Jahresberichte und die Reaktionen darauf sowie den geplan-
ten Abschlussbericht, die Aktenauswertung und den Umgang mit sog. „irritierten Gemeinden“. 

Neben der Fertigstellung des Jahresberichts 2024 mit der Diskussion und Beschlussfassung über 
die einzelnen Beiträge der Autoren, die inhaltliche Abstimmung des Gesamtberichts, den Verteiler, 
die Pressemitteilung und den Versand an einzelne Personen und Einrichtungen (wie Deutsche 
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Nationalbibliothek und Landesbibliotheken) war die Aktenauswertung der Beschuldigten- bzw. 
Täterakten der absolute Schwerpunkt der Arbeit der AK-DRS 2025.

Die vollständigen Voruntersuchungsakten von Beschuldigten bzw. Tätern, alle Protokolle und Akten 
der KsM, die Handakten der früheren Personalverantwortlichen Hildebrand und Hufnagel sowie 
weitere Beiakten aus dem Diözesanarchiv und Dokumente wie die Nachlässe der früheren Bischöfe 
Leiprecht und Moser wurden der AK-DRS (weit überwiegend) digitalisiert zur Verfügung gestellt und 
von drei Zweier-Teams (in zwei Zweier-Teams mit einem Betroffenenvertreter) über viele Monate 
hinweg bis Jahresende 2025 ausgewertet. Die Auswertung geschah nach einem von der AK-DRS 
beschlossenen einheitlichen Erhebungsbogen mit 15 Parametern, in dem u.a. das Tätervorgehen, die 
Tatkategorien, die Kontaktgestaltung, die Konsequenzen auf Seiten des Beschuldigten, Hinweise auf 
Täterschutz, Vertuschung, Institutionenschutz, die Rolle von „Förderern“, Konsequenzen auf Seiten 
der Betroffenen, der Umgang mit Betroffenen und Hilfen für Betroffene festgehalten wurden. Die 
der AK-DRS zur Verfügung gestellten Nachlässe Leiprecht und Moser wurden lediglich kursorisch 
danach ausgewertet, ob sich hierin Unterlagen zum Thema der Kommissionsarbeit befinden. In 
jeder monatlichen Sitzung wurden Erfahrungsberichte zur Aktenauswertung ausgetauscht, über 
den Fortgang diskutiert und ggf. Anpassungen vorgenommen. Die Ergebnisse der Zweier-Teams 
für jeden einzelnen Fall wurden von der Geschäftsführung in eine von der AK-DRS im Arbeitsplan 
beschlossene Excel-Tabelle mit weiteren Parametern eingetragen, um so eine Grundlage für die 
vergleichende Bewertung zu liefern. Schließlich wurde eine Strategie zur Analyse der ausgefüllten 
Erhebungsbögen beschlossen, um einen einheitlichen Abschlussbericht hierzu vorlegen zu kön-
nen. Auch war es dazu notwendig, erneut Einsicht in einzelne Akten im Bischofshaus zu nehmen. 
Gegebenenfalls sind auch noch Nachfragen nach Akten der UKA-Verfahren (UKA: Unabhängige 
Kommission für Anerkennungsleistungen) bzw. eine Auswertung dieser Akten nach gewissen 
Parametern notwendig.

Parallel zur Auswertungsarbeit wurde immer wieder die bereits erarbeitete Empfehlungsliste für den 
Abschlussbericht aktualisiert und ergänzt, um eine Diskussionsgrundlage für mögliche Empfehlungen 
an die Diözese im Abschlussbericht der AK-DRS zu haben.

Im Zusammenhang mit einem früheren Jahresbericht wurde ein Gespräch mit Bischof Prof. Dr. 
Krämer betreffend der (Um-)Benennung von Einrichtungen (z.B. Schulen) nach Bischof Leiprecht 
geführt. Die AK-DRS legt hierbei aber besonderen Wert darauf, dass die Jahresberichte jährliche 
Rechenschaftsberichte sind und daher bzgl. einer abschließenden Bewertung der Abschlussbericht 
der Kommission abzuwarten ist. Die Gliederung des Jahresberichts 2025 und die Verteilung der 
einzelnen Beiträge auf die Kommissionsmitglieder sowie der Jahresplan 2026 (vgl. https://ak.drs.
de/arbeitsplan.html)  wurden ebenso erörtert und beschlossen. 

Auch 2025 wurden die jährlichen Gremiengespräche der Kommission mit der KsM, dem 
Präventionsnetzwerk (Stabsstelle der Diözese, BDKJ, Caritas, Schulstiftung, Vertretung der 
KITAs), dem Priesterrat und der Voruntersuchungsführung durchgeführt. Das Jahresgespräch mit 
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dem Betroffenenbeirat wurde wegen der 2025 / 26 erfolgten Neuberufung der Mitglieder des 
Betroffenenbeirats einvernehmlich auf 2026 verschoben.

Die AK-DRS unterstützt das Präventionsnetzwerk darin, dass die zentrale Finanzierung der 
Präventionsfortbildung sexueller Missbrauch beibehalten werden soll, da dies als einzig sinnvolle 
Option angesehen wird, um den jetzt erreichten Stand flächendeckender (Gewaltschutz- und) 
Präventionsfortbildungen nachhaltig zu sichern (vgl. Beschluss vom 18. September 2025).

2025 wurden auch wieder viele Zeitzeugengespräche von Mitgliedern der AK-DRS geführt und 
deren Ergebnisse in den Kommissionssitzungen erörtert (vgl. im Einzelnen II.4.2. und III.3.); zu deren 
inhaltlicher Auswertung wurde bereits 2024 eine Strategie erarbeitet und beschlossen (vgl. II.4.3. 
im Jahresbericht 2025 und  3.3.3. im Jahresbericht 2024). 

Weitere Gespräche der AK-DRS fanden mit den Verantwortlichen der Diözese zu Akten und Archiven 
(zu Aktenbestand und -führung), mit dem Offizial zum Thema „Glaubhaftigkeitsbewertung“ und 
mit dem bei der Deutschen Bischofskonferenz eingerichteten Sachverständigenrat zum Schutz vor 
sexuellem Missbrauch und Gewalterfahrungen statt.

Mit den Verantwortlichen der Diözese wurde die Situation sog. „irritierter Gemeinden“ besprochen 
und insbesondere die Frage der Information der Öffentlichkeit an Tatorten. Die AK-DRS begrüßt diese 
Veranstaltungen und wird an einem Gesamtkonzept des BO dazu mitarbeiten, um ein standardi-
siertes Vorgehen bzgl. weiterer Orte und Täter zu erreichen.

Mit dem Generalvikar wurde vereinbart, dass die Stabsstelle Datenschutz des BO die Rolle des 
Betrieblichen Datenschutzbeauftragten für die AK-DRS übernimmt.

Zu den Aktivitäten der AK-DRS und deren Co-Vorsitzenden bundesweit und mit anderen Unabhängigen 
Aufarbeitungskommissionen der (Erz-)diözesen vgl. I.11.1.

Zu den Beschlüssen der AK-DRS im Jahr 2025 vgl. im Einzelnen I.8. 

Zu den Ergebnissen der einzelnen Sitzungen der AK-DRS im Jahr 2025 vgl. im Einzelnen I.7.

6.3	 Arbeits- und Hilfsmittel der Kommission 

Auf der von einigen Diözesen betriebenen, digitalen Plattform „Communicare“ ist ein Arbeitsbereich 
für die Kommission erstellt worden. Er wird von der Geschäftsstelle strukturiert und gepflegt, 
dort können alle Dokumente, Protokolle, Transkripte sowie die gesamte Dokumentation von 
den ehrenamtlichen Mitglieder eingesehen und bearbeitet werden. Vor allem die digitalisierten 
Voruntersuchungsakten werden als PDF-Dateien von der Kommission hier eingesehen. Dazu wurden 
sie im Geschäftsjahr 2024 von der KsM eingepflegt.

Zeitzeugeninterviews werden digital aufgezeichnet, sofern die Interviewpartner zustimmen, und 
gleichzeitig mitprotokolliert. Hierfür stehen Geräte der Diözese zur Verfügung. Einer der mindestens 
zwei Gesprächspartner aus der AK-DRS erstellt unter Zuhilfenahme der Audiodatei ein Protokoll, das 
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gegebenenfalls vom zweiten Gesprächspartner ergänzt wird. Die Zeitzeugen erhalten das Protokoll 
zur Autorisierung zugeschickt. Alle Änderungen seitens der Zeitzeugen werden übernommen.

Die Diözese hat virtuelle Arbeitsplätze mit Anbindung an ein eigenes Laufwerk im diözesanen 
Intranet geschaffen, auf das sowohl ehrenamtliche, externe Mitglieder, als auch die Geschäftsstelle 
zugreifen können.

Alle neuen Erkenntnisse werden in den monatlichen Videokonferenzen der ganzen Kommission 
vorgestellt und stichpunktartig im Protokoll festgehalten.

7.	 Sitzungen der Kommission 2025

7.1	 Sitzung vom 20. Januar 2025

Der neue Diözesanbischof Dr. Klaus Krämer hatte die Aufarbeitungskommission zu einem Treffen in 
Präsenz eingeladen. Ebenfalls anwesend war auch der wiederernannte Generalvikar Dr. Clemens 
Stroppel.

Die Aufarbeitungskommission lobt die bisherige gute Zusammenarbeit und dass der Diözesanbischof 
bereits seine Wertschätzung für die bisherige unabhängige Arbeit der AK-DRS ausgedrückt hat. Sie 
berichtet von den aktuellen Auswertungen und den Vorarbeiten zum Jahresbericht 2024.

Bischof Dr. Krämer sichert auch für die Zukunft seine volle Unterstützung für die notwendige Arbeit zu.

Es wird der Zeitplan für den aktuellen Jahresbericht 2024 besprochen. Er soll wie in den vergangenen 
Jahren im März vorgelegt werden. Außerdem wird thematisiert, dass die Jahresberichte nicht als 
vorläufig wahrgenommen und von der Öffentlichkeit stark bewertet werden.

7.2	 Sitzung vom 30. Januar 2025

In dieser Sitzung ist fast ausschließlich die Redaktion des Jahresberichtes Thema. Dabei werden 
sowohl Formalia (Aufbau, Gliederung, Formulierungen, Anhänge u.a.) als auch Inhalte (Themen, 
Datenschutzfragen, Verweise auf vorige Berichte) besprochen.

Ein paar Termine und Eingänge werden besprochen, so auch der Vorschlag einer anderen UAK, die 
Ordnung für die Verfahren zur Anerkennung des Leids zu ändern. Die AK-DRS ist heute zum ersten 
Mal in ihrer Geschichte nicht beschlussfähig, da sich beide Betroffenenvertreter abgemeldet hatten. 
Darum werden Beschlüsse auf die nächste Sitzung verschoben.

7.3	 Sitzung vom 13. Februar 2025

Ein zweites Mal widmet sich die AK-DRS vorwiegend der Redaktion des Jahresberichtes. Alle 
Beiträge sind verfasst und ein Entwurf erstellt worden. Die neuen Beiträge und Korrekturen der 
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bereits genehmigten Teile werden beschlossen. Außerdem wird der Zeitplan besprochen, wann die 
Veröffentlichung und Übersendung laut Ziff. 4.1. GE bzw. §7 des Statuts geplant ist.

Ein paar Zeitzeugengespräche haben parallel zur Aktenauswertung stattgefunden und weitere 
Termine sind festzulegen.

Außerdem werden heute die Beschlüsse von der letzten Sitzung nachgeholt, da beide 
Betroffenenvertreter anwesend sind. Die AK-DRS beschließt, ein Schreiben der UAK München-Freising 
an die UKA zu unterstützen, welches Erleichterungen für die Betroffenen bei der Antragstellung von 
Anerkennungsleistungen fordert.

Die Betroffenenvertreter berichten von einem Treffen mit speziell ausgebildeten Männern, die Priester 
begleiten, nachdem sie kirchenrechtlich als Täter verurteilt wurden und haben dieses Team als sehr 
positiv erlebt.

7.4	 Sitzung vom 13. März 2025

Die heutige Sitzung ist geprägt von praktischen Fragen, betreffend Satz, Druck und Versand des 
Jahresberichtes 2024, der bald erscheinen soll.

Die virtuellen Arbeitsplätze als Ersatz für die iPads wurden eingerichtet und in der vorvergangenen 
Woche alle Mitglieder darauf eingewiesen. Dazu werden ebenfalls praktische Fragen geklärt, die 
überwiegend mit der Auswertung der Voruntersuchungsakten zusammenhängen.

Zum Beschluss der vergangenen Sitzung, sich dem Vorschlag der UAK München-Freising anzuschlie-
ßen, dass das UKA-Verfahren geändert werden muss, ist ein Schreiben mit Anmerkungen an die 
genannte UAK versandt worden.

7.5	 Sitzung vom 10. April 2025

Der Generalvikar hatte die AK-DRS darauf hingewiesen, dass laut „Konferenz der 
Diözesandatenschutzbeauftragten der Katholischen Kirche Deutschland“ jede UAK selbst für 
den Datenschutz verantwortlich ist. Gleichzeitig bot er an, dass die AK-DRS den diözesanen 
Datenschutzbeauftragten auch für ihren Bereich benennen könne. Die AK-DRS beschließt, diese 
Option anzunehmen.

Der Jahresbericht 2024 wurde am 25.03.2025 an die UBSKM und Diözesanbischof Dr. Klaus Krämer 
vorgelegt. Am Folgetag wurde er an weitere Personen, u.a. Missbrauchsbeauftragte (Bischöfe) der 
DBK, Altbischof Dr. Fürst u.a.) und die diözesanen Gremien durch die Geschäftsstelle versandt. 
Außerdem wurde er auf der Webseite veröffentlicht und die Belegexemplare an die Deutsche 
Nationalbibliothek und die Landesbibliotheken verschickt.

Die dpa hatte eine kurze Meldung erstellt, die Zahlen des Kapitels 5.6 rezipierte. Diese wurde 
von mehreren großen deutschlandweiten Medien rezipiert. Eine erweiterte Meldung von Norbert 
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Demuth / kna erschien in wenigen katholischen und regionalen Medien. Im Vergleich zum Vorjahr 
hat der Bericht damit deutlich weniger Resonanz erfahren, auch direkte Rückmeldungen an die 
Geschäftsstelle kamen nur vereinzelt.

Im weiteren Verlauf der Sitzung werden die Sitzungstermine für das zweite Halbjahr, sowie noch 
einige Zeitzeugen- und Gremiengespräche festgelegt.

7.6	 Sitzung vom 15. Mai 2025

Vom Generalvikar ist die Genehmigung gekommen, dass der diözesane Datenschutzbeauftragte 
auch für den Bereich der AK als betrieblicher Datenschutzbeauftragter benannt wird. Vgl. Beschluss 
vom 10. April 2025. 

Der Betroffenenvertreter berichtet, dass im Zuständigkeitsbereich der UAK München – Freising 
ein sogenanntes Glaubhaftigkeitsgutachten für einen UKA-Antrag angefordert wurde. Die 
AK-DRS sieht dieses Vorgehen sehr kritisch, da solche Gutachten ihren Platz im Bereich des staat-
lichen Strafverfahrens haben. In UKA-Verfahren auf Anerkennungsleistung hingegen wird eine 
Plausibilitätsprüfung gemacht.

Im zweiten Teil der Sitzung sind Vertreter des Priesterrates zu Gast. Die AK möchte gerne wissen, wie 
aus Sicht der Priestervertreter die Aufarbeitung wahrgenommen werde. Dabei kommt zur Sprache, 
dass durch die Vielzahl an Kommissionen und Studien immer wieder das Thema hochkomme und „die 
Kirche“ verantwortlich gemacht werde. Ein Teilnehmer berichtet, dass die Präventionsschulungen 
sehr positiv aufgenommen wurden, da sie auch Handlungsperspektiven für schwierige Situationen 
böten und darum sehr positiv betrachtet würden. Sein persönlicher Eindruck sei, dass oft dann 
Bewegung in Sachen kam, wenn Fachpersonal von außerhalb der Kirche mit eingebunden wurde 
und werde. Beide Priester berichten, dass es heute eine viel größere Sensibilität gebe, dies habe 
sowohl negative („Generalverdacht“ gegen Priester) als auch positive Auswirkungen. Sie loben die 
Arbeit der AK-DRS und die ausgewogene Zusammensetzung mit Expertise von außerhalb der Kirche.

7.7	 Sitzung vom 5. Juni 2025

In dieser Sitzung gibt es einen Rückblick auf das Treffen der UAK-Vorsitzenden und Betroffenenvertreter 
mit der UBSKM und Vertretern der DBK in Frankfurt. Dort war eine Diskussionsvorlage von der DBK 
besprochen worden, die Vorgaben für eine einheitliche Struktur und Inhalte der Abschlussberichte 
der einzelnen Aufarbeitungskommissionen vorschlägt.

Zweiter wesentlicher Punkt war die Vorbereitung der jährlichen Präsenzsitzung der AK-DRS, die am 
15. Juli stattfinden soll. Es wurden Inhalte festgelegt und eine Tagesordnung entworfen. Dabei kam 
auch nochmals die Struktur der noch auszuwertenden Akten und die Planung des letzten Jahres der 
Aufarbeitung zur Sprache.
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7.8	 Sitzung vom 15. Juli 2025

Heute findet die zweite Präsenzsitzung der Aufarbeitungskommission in diesem Jahr statt. Im ersten 
Teil geht es um organisatorische Dinge. Geschäftsführerin Anne Mülhöfer wird bald eine unbefris-
tete Tätigkeit in der Nähe ihres Wohnortes antreten und ins Bistum Osnabrück wechseln. Damit 
verbunden sind Fragen der Nachbesetzung im laufenden Betrieb.

Außerdem wird besprochen, wie die Aktenauswertung weitergehen soll und die Erkenntnisse 
zusammengeführt werden. Dabei wird schon der Blick auf den Abschlussbericht gerichtet, denn in 
diesen sollen alle Erkenntnisse aus den verschiedenen Aktenbeständen und Zeitzeugenaussagen 
einfließen. Auch Datenschutzfragen tauchen immer wieder auf. Im Abschlussbericht soll neben der 
quantitativen Erhebung der (reinen) Zahlen von Taten auch eine qualitative Bewertung einfließen. 
Die bisher zusammengetragenen Empfehlungsthemen und Themen für den Abschlussbericht wurden 
gründlich erörtert, gekürzt zusammengefasst und ergänzt, sowie in eine Struktur 2027 gebracht In 
diesem Zusammenhang wird auch bereits über den Jahresplan 2026 gesprochen und die notwen-
digen Schritte mit Blick auf das Ende des aktuellen Aufarbeitungsprojektes.

Die AK-DRS nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Bischöfliche Ordinariat zwischenzeitlich 
Informationsveranstaltungen für die Öffentlichkeit in „irritierten“ Gemeinden plant, um über frühere 
Missbrauchstäter zu informieren.

7.9	 Sitzung vom 21. August 2025

Themen sind diesmal organisatorische Dinge, so hat die Aufarbeitungskommission eine allge-
meine E-Mail-Adresse für die Geschäftsstelle zugeteilt bekommen: kontakt.ak(at)drs.de. Dies soll 
die Übergabe der Geschäftsstelle an den neuen Geschäftsführer Friedolf Lappen erleichtern. Die 
Genehmigung hierzu wurde den Co-Vorsitzenden bereits von der Diözesanleitung mitgeteilt. Die 
Geschäftsstelle überarbeitet aktuell mit der Stabsstelle Datenschutz der Diözese (als betriebliche 
Datenschutzbeauftragte der AK-DRS) der Diözese die notwendigen Verzeichnisse.

Die AK-DRS nimmt zur Kenntnis, dass der Sachverständigenrat der Deutschen Bischofskonferenz in 
Rottenburg war.

Intensive Beratung findet statt zur Öffentlichkeitsarbeit der Diözese in einigen Einsatzorten des Priesters 
Bernhard Rapp, der als Täter mit Auflagen belegt wurde. Die AK-DRS begrüßt diese Veranstaltungen 
grundsätzlich, merkt aber kritisch an, dass hier ein standardisiertes Vorgehen bezüglich weiterer Orte 
und Täter fehle. In diesem Zusammenhang wird sie auch noch Zeitzeugengespräche führen.

7.10	Sitzung vom 18. September 2025

Die Auswertung der digitalisierten Voruntersuchungsakten schreitet voran, und es wird besprochen, 
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wie dann die Analyse der Daten erfolgt. Einige Zeitzeugengespräche stehen noch aus, denn weiterhin 
werden Befragungen durch die AK-DRS durchgeführt.

Frau Mülhöfer wird als Geschäftsführerin und Wissenschaftliche Referentin der AK-DRS verabschie-
det. Die Geschäftsstelle wird ab 1. Oktober durch Friedolf Lappen hauptamtlich geführt werden.

Vom Präventionsnetzwerk der Diözese sind heute als Gast für eine Stunde anwesend: Frau Hafner-
Beck für die KiTas, Frau Hesse als Leiterin der Stabsstelle, Frau Crone für den Diözesancaritasverband 
und Frau Heller für den BDKJ. Neben den Fortschritten bei Schutzkonzepten und Fortbildungen zu 
sexuellem Missbrauch  wird auch die Frage aufgeworfen, wie man Mitarbeiter auf Zeugenaussagen 
in Strafprozessen vorbereiten könne. Dabei steht im Vordergrund, dass diese auf Laien verstö-
rend wirken und hinterher in Frage gestellt wird, ob diese Aussage wirklich hilfreich war. Das 
Präventionsnetzwerk wird sich über externe Angebote (z.B. Weißer Ring) informieren.

Die AK-DRS unterstützt  den Wunsch des Präventionsnetzwerkes, dass die Diözese weiterhin die 
Schulungen finanziert, da dies als einzig sinnvolle Option angesehen wird, um den jetzt erreichten 
Stand flächendeckender (Gewaltschutz- und) Präventionsfortbildungen nachhaltig zu sichern.

7.11	Sitzung vom 9. Oktober 2025 – die 50.

Es wurde kurz gewürdigt, dass die AK ihre 50. ordentliche Sitzung abhält.

Einige Zeitzeugengespräche stehen noch aus, denn weiterhin werden Befragungen durch die AK-DRS 
durchgeführt und neue Gesprächspersonen identifiziert.

Friedolf Lappen hat die Geschäftsführung übernommen.

Eine Stunde lang sind Frau Dr. Monika Stolz, Herr Prof. Dr. Bernhard Anuth, Frau Sabine Hesse und 
Frau Theresia Werner von der Kommission sexueller Missbrauch zu Gast. Es ergab sich ein intensiver 
Austausch zur Frage der Information der Öffentlichkeit über bekannte Täter, wobei deutlich zwischen 
länger verstorbenen und noch lebenden Tätern differenziert wurde.

Die Vertreter:innen der KsM berichteten, dass mehr und mehr Grenzverletzungen gemeldet werden, 
was als Erfolg der Präventionsarbeit gewertet wird.

7.12	Sitzung vom 20. November 2025

Die Aufarbeitungskommission nimmt u.a. Berichte vom 2. Betroffenentag in Stuttgart und 
vom Erzähltag entgegen und diskutiert über die Ergebnisse der Sitzung der Vorsitzenden der 
Aufarbeitungskommissionen der (Erz-)Diözesen mit Erzbischof Burger, der Unabhängigen 
Beauftragten der Bundesregierung für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs Claus (UBSKM) 
sowie den Vorsitzenden der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen (UKA) und 
des Sachverständigenrats zum Schutz vor sexuellem Missbrauch und Gewalterfahrungen sowie der 
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DBK in Wiesbaden. Auch wird das Gespräch der AK-DRS mit dem Sachverständigenrat am 10.11.25 
nachbereitet.

Beschlossen hat die AK-DRS den Jahresplan 2026 sowie die Gliederung des anstehenden 
Jahresberichts 2025 und die Festlegung der jeweiligen Autorenschaft.

 Auch wurden Terminfragen und Ergebnisse von Zeitzeugengesprächen erörtert.

7.13	Sitzung vom 18. Dezember 2025

Die AK hat festgestellt, dass Nachsichtung der Akten des Geheimarchivs aus dem Bischofshaus keine 
neuen Erkenntnisse gebracht hat. Die Auswertung der übrigen Akten der Voruntersuchungen sollte 
bis Mitte Januar 2026 abgeschlossen sein, so dass dann die qualitative Auswertung der gewonnenen 
Erkenntnisse weiter erfolgen kann.

Der Jahresbericht 2025 wurde weiter besprochen, die AK hat dabei festgestellt, dass sie den eigenen 
Jahresplan 2025 erledigt hat.

Die AK hat mit Voruntersuchungsführerin Melanie Weber gesprochen. Frau Weber berichtete, dass 
die Staatsanwaltschaften viele Verfahren einstellten, die Diözese aber gleichwohl weiter Maßnahmen 
verhänge. Sie berichtete weiter, dass sie in vielen Fällen noch lange nach Ende eines Verfahrens 
Kontakt zu den Betroffenen halte, was in den Akten der dann abgeschlossenen Verfahren keinen 
Niederschlag fände. Frau Weber betonte, wie wertvoll der Austausch der diversen Gremien unter-
einander sei.

 

8.	 Beschlüsse der Kommission einschließlich Empfehlungen für 
Prävention, Intervention und Aufarbeitung

8.1	 Beschluss 1 vom 13. Februar 2025 

Die AK-DRS beschließt die von den einzelnen Mitgliedern vorgelegten Inhalte des Jahresberichtes und 
den von der Geschäftsführerin daraus zusammengefügten Entwurf. Sie beschließt auch die Änderungen, 
Korrekturen und Ergänzungen zu den bereits am 30. Januar beschlossenen einzelnen Teilen.

Außerdem beschließt sie einen Zeitplan zum Versand des Jahresberichtes an Diözesanbischof und 
UBSKM laut Ziff. 41. GE sowie weitere Personen (z. B. Generalvikar, Missbrauchsbeauftrage der DBK), 
Gremien und über die Presseverteiler samt einer begleitenden Pressemitteilung.

8.2	 Beschluss  2 vom 13. Februar 2025

Die AK-DRS beschließt, ein Schreiben der UAK München-Freising an die UKA mit der Bitte um 
Verbesserung des Antragsverfahrens zugunsten der Betroffenen ebenfalls zu unterschreiben.

Sie beschließt auch, eine Erweiterung des Anschreibens zu erbitten, mit dem aus ihrer Sicht beson-
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ders wichtige Aspekte der Betroffenen (z. B. Begrenzung der Therapiesitzungen auf eine bestimmte 
Anzahl) zusätzlich betont werden sollen.

8.3	 Beschluss vom 10. April 2025

Die AK-DRS beschließt, dass sie den diözesanen Datenschutzbeauftragten auch für ihren Bereich 
benennen wird und einen Dank für diese Möglichkeit an den Generalvikar richten wird.

8.4	 Beschluss vom 21. August 2025

Die AK-DRS beschließt, ein positives Votum zum Umlauf zu geben, der  eine Geschäftsordnung für 
den Bundesvorstand der Unabhängigen Aufarbeitungskommissionen zur Abstimmung stellt.

8.5	 Beschluss vom 18. September 2025

Die AK-DRS unterstützt das Präventionsnetzwerk darin, dass die zentrale Finanzierung der 
Präventionsfortbildung sexueller Missbrauch beibehalten werden soll.

8.6	 Beschluss vom 20. November 2025

Die Aufarbeitungskommission hat den Jahresplan 2026 beschlossen.

9.	 Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Kommunikation und Transparenz

Die AK-DRS informiert regelmäßig über die Homepage über ihre Tätigkeit. Nach jeder Sitzung 
wird eine zusammenfassende Kurzinformation zeitnah auf der Homepage der AK-DRS (ak-drs.de) 
eingestellt. Weitere Informationen der Kommission sind ebenfalls auf dieser Webseite zu finden. 
Dort finden sich Informationen zu den Kommissionsmitgliedern (ak-drs.de/mitglieder.html), die 
Jahresberichte (ak-drs.de/Jahresberichte.html), Statut (ak-drs.de/statut.html) und Geschäftsordnung 
(ak-drs.de/geschaeftsordnung.html), Arbeits- und Jahresplan (ak-drs.de/arbeitsplan.html) und ins-
besondere zusammenfassende Berichte aus den Sitzungen (https://ak-drs.de/berichte-aus-sitzun-
gen-der-aufarbeitungskommission.html) sowie gefasste Beschlüsse (https://ak.drs.de/beschlues-
se-der-aufarbeitungskommission.html). 

Berichte, die in der Presse und anderen Medien erschienen, bezogen sich zunächst auf den 
Jahresbericht 2024, der in den Medien weitgehend berichtend aufgenommen wurde (jeweils v. 27. 
März 2025 etwa ntv.de, domradio.de, Evangelische Zeitung, Südwest Presse, Stuttgarter Nachrichten). 
Ferner ist im Katholischen Sonntagsblatt (Ausgabe 6/2025) ein Bericht mit dem Titel „Missbrauch 
Aufarbeiten“ erschienen, wofür ein Gespräch mit dem Betroffenenvertreter Sebastian Weh geführt 
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wurde. Er betont dabei, dass es wichtig ist, „dass Betroffene auf Augenhöhe an der Prävention, 
Intervention und Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs mitwirken und damit zu aktiv Handelnden 
werden, die Verantwortung für ihr eigenes Schicksal und das Schicksal anderer übernehmen.“ Am 6. 
September 2025 erschien in der Rottenburger Zeitung ein umfangreicher Bericht zur Arbeitsweise der 
Aufarbeitungskommission, für den ein Gespräch mit dem Betroffenenvertreter Reinhart Winter maß-
gebliche Grundlage war. Der Bericht schildert dabei auch, wie Intensivtäter weitgehend unbehelligt 
agieren konnten. Weitere Presseberichte gehen auf Informationsveranstaltungen der Diözese in betrof-
fenen Gemeinden im Fall Bernhard Rapp ein, wobei auch die Arbeit der Aufarbeitungskommission 
und der für 2027 anvisierte Abschlussbericht Erwähnung finden (etwa Schwarzwälder Bote v. 24. Juli 
2025 zu Oberndorf, Schwäbische Zeitung v. 31. Juli 2025 zu Wangen, Südwestpresse v. 7. Oktober 
2025 zu Ulm, Rems-Zeitung v. 19. November 2025 zu Schwäbisch Gmünd).

Darüber hinaus hat die AK-DRS verschiedene Presseanfragen beantwortet.

10.	 Geschäftsstelle

Die Geschäftsstelle ist im Offizialat Rottenburg angesiedelt und damit im selben Gebäude wie 
die Kommission sexueller Missbrauch, was die Zusammenarbeit erheblich erleichtert. Sie ist mit 
allen üblichen Bürogeräten ausgestattet und hat breiten Zugang zum Netzwerk des BO. Sie kann 
unproblematisch die Poststelle wie auch die anderen Dienststellen der bischöflichen Kurie etwa zur 
Abwicklung der finanziellen Angelegenheiten nutzen. Die Datenschutzstelle des BO nimmt auch für 
die AK-DRS die Rolle des Datenschutzbeauftragten wahr.

Die AK-DRS arbeitet mit Hilfe der Plattform Communicare zusammen. Über diese Plattform werden 
den Mitglieder der AK-DRS die nötigen Unterlagen zur Verfügung gestellt. Die Mitglieder haben zu 
diesem Zweck auch einen Laptop mit Zugang zum BO-Netzwerk erhalten.

11.	 Vernetzung

11.1	Vernetzung bundesweit und mit den anderen UAKen

Die Vorsitzenden der Unabhängigen Aufarbeitungskommissionen (UAKen) treffen sich in aller Regel 
mindestens einmal jährlich in Präsenz zum gegenseitigen Austausch intern untereinander sowie 
mit den beauftragten Bischöfen für Fragen sexuellen Missbrauchs, der Unabhängigen Beauftragten 
der Bundesregierung für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM), der Geschäftsstelle 
für Fragen sexuellen Missbrauchs Minderjähriger im Kirchlichen Bereich bei der DBK, der UAK des 
Bundes, dem Betroffenenbeirat bei der DBK und bei der UBSKM, dem Institut für Prävention und 
Aufarbeitung (IPA) u.a. 2025 fand darüber hinaus eine Klausurtagung der DBK und der UBSKM mit 
den Vorsitzenden der UAKen und Betroffenenvertretern der UAKen am 18./19. Mai 2025 in Frankfurt 
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a.M. statt. Themen der Klausurtagung waren u.a. die Umsetzung der GE, der Entwurf zu Allgemeinen 

Kriterien für die vorläufigen Abschlussberichte, Fragen des Datenschutzes sowie die Beteiligung von 

Betroffenen an der unabhängigen Aufarbeitung. Ferner wurde das alljährliche Jahrestreffen der 

Vorsitzenden der UAKen mit DBK und UBSKM am 14./15. Oktober 2025 in Wiesbaden abgehal-

ten. Auf der Tagesordnung stand der Austausch mit Vertretern der Unabhängigen Kommission für 

Anerkennungsleistungen (UKA) und des Sachverständigenrats zum Schutz vor sexuellem Missbrauch 

und Gewalterfahrungen. Weitere Themen des Jahrestreffens waren u.a. der Entwurf zu Allgemeinen 

Kriterien für die vorläufigen Abschlussberichte, der Austausch mit der UBSKM, Frau Claus, und 

Erzbischof Burger sowie der Tätigkeitsbericht des Bundesvorstands. Am 12. Dezember 2025 wurde 

des Weiteren eine Videokonferenz der Vorsitzenden der UAKen und der UBSKM zu den Themen 

Standards zur Betroffenenbeteiligung, Rolle der Aufarbeitungskommission und Empfehlung für die 

Abschlussberichte u.a. abgehalten. 

Der Sachverständigenrat zum Schutz vor sexuellem Missbrauch und Gewalterfahrungen tauschte 

sich per Videokonferenz mit den Mitgliedern der AK-DRS zum Fortgang der Aufarbeitung und ins-

besondere zu Fragen der Prävention und Intervention in der Diözese Rottenburg-Stuttgart (DRS)  

aus.

Im Übrigen sind die Co-Vorsitzenden der AK-DRS und die Geschäftsführung der AK-DRS mit 

Vorsitzenden / Mitgliedern und Geschäftsführern anderer UAKen bei Bedarf, z.B. bei überdiözesa-

nen Einzelfällen – hierzu hat die AK-DRS einen Leitfaden entworfen und dem Bundesvorstand der 

UAKen übermittelt – oder gemeinsamen Anträgen gegenüber der DBK bzw. dem Bundesvorstand der 

UAKen, in Kontakt, ebenso regelmäßig mit der Geschäftsstelle bei der DBK sowie den Mitgliedern 

des Bundesvorstands der UAKen. Der o.a. Leitfaden wurde beim Jahrestreffen am 14./15. Oktober 

2025 in Wiesbaden den anderen UAKen vorgestellt und deren Stellungnahmen dazu eingeholt. 

Auf Initiative der UAK München-Freising beschloss die AK-DRS (vgl. I.8.2.), dem Antrag der UAK 

München-Freising an die UKA mit der Bitte um Verbesserung des Antragsverfahrens zugunsten 

der Betroffenen ebenfalls beizutreten, was schlussendlich 7 UAKen taten. Während DBK und UKA 

eher zurückhaltend bis ablehnend antworteten, unterstützte die UBSKM diese Initiative. Der erar-

beiteten Geschäftsordnung des Bundesvorstands wurde ebenfalls per Beschluss durch die AK-DRS 

zugestimmt (vgl. I.8.4).
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11.2	Kommunikation mit der Diözese

Mit dem Betroffenenbeirat, der KsM, dem Priesterrat und dem Präventionsnetzwerk der Diözese 
(Stabsstelle Prävention, Kinder- und Jugendschutz, Caritas, Bund Deutscher Katholischer Jugend / 
BDKJ, Schulstiftung, KITA) erörtert die AK-DRS regelmäßig, im aller Regel mindestens einmal jähr-
lich, die Situation im Gesamtumfeld sexuellen Missbrauchs und diskutiert deren Anregungen für die 
Arbeit der AK-DRS und mögliche Empfehlungen an die Diözese. 2025 wurde ebenfalls ein Gespräch 
mit der Voruntersuchungsführung durchgeführt. Darüber hinaus gab es Kontakte zur Leitung der 
Hauptabteilung V - Pastorales Personal des BO.

Außerdem steht die Geschäftsführung der AK-DRS in stetem Austausch mit anderen diözesanen 
Gremien, insbesondere der KsM und der Voruntersuchungsführung. Dies betrifft in erster Linie den 
Austausch zu Beschuldigten / Tätern und Betroffenen, die Aktenauswertung und -Beschaffung 
sowie die jeweils zuständigkeitsgemäße Erledigung von Anfragen, z.B. von Betroffenen oder sog. 
„irritierten Gemeinden“.

Die Zusammenarbeit mit dem Bistum ist reibungslos und einwandfrei, notwendige Akten werden 
stets zur Verfügung gestellt. Etwaige offenbleibende Fragen werden i.a.R. mit dem Offizial erörtert 
und erfolgsorientiert einer Lösung zugeführt. 

Mit Bischof Prof. Dr. Krämer und Generalvikar Dr. Stroppel kamen die Mitglieder der AK-DRS zu einer 
Austauschrunde am 20. Januar 2025 zusammen (vgl. I.6.2.).

Mit Generalvikar Dr. Stroppel besprachen sich die Co-Vorsitzenden am 1. August 2025 erfolgreich 
anlässlich des Wechsels in der Geschäftsführung der AK-DRS zum 1. Oktober 2025.

12.	 KsM

Die Kommission sexueller Missbrauch verfügt über eine Geschäftsstelle und eine Geschäftsführerin. 
Ihr zugeordnet ist mit 60% eine Voruntersuchungsführerin. Die KsM berät seit 2002  den Bischof und 
die Diözesanleitung in allen Fragen, die mit sexualisierter Gewalt gemäß der Interventionsordnung-
DRS zu tun haben. Zugleich nimmt sie Meldungen zu sexualisierter Gewalt entgegen, begleitet 
deren Untersuchung und erstellt ein Votum zur Plausibilität der erhobenen Vorwürfe an die UKA.

Weiterhin wirken die KsM und ihre Geschäftsstelle und vor allem die Ansprechpersonen als 
Anlaufstelle für Betroffene sexualisierter Gewalt, indem sie bei der Suche nach finanzieller Hilfe, 
Therapie und Begleitung unterstützen oder Beschwerden von Betroffenen entgegennehmen,  die 
z.B. von der langen Verfahrensdauer der UKA belastet sind.

Auch werden Widersprüche gegen Entscheidungen der UKA an diese weiter geleitet.
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II.	 InhaltlichesII.	 Inhaltliches

1.	 Betroffenenbeteiligung 

1.1	 Bericht der Betroffenenvertreter

Die im Herbst 2022 in die AK-DRS gewählten Betroffenenvertreter Sebastian Weh (Pseudonym) 
und Dr. Reinhard Winter setzten ihre Tätigkeit auch im Jahr 2025 fort. Die bereits im Jahresbericht 
2024 beschriebene vertrauensvolle und enge Zusammenarbeit innerhalb der AK-DRS konnte im 
Berichtsjahr weiter gefestigt und vertieft werden. Besonders hervorzuheben ist die weiter gewach-
sene Bereitschaft und Fähigkeit der gesamten Kommission, bei aller faktenorientierten und sachli-
chen Herangehensweise die Betroffenen und deren Belange immer im Blick zu behalten:

So fand die Betroffenenperspektive in sämtlichen Aktivitäten weiterhin starke Berücksichtigung, 
indem etwa die Einschätzungen und Interventionen der Betroffenenvertreter in der Kommission ernst 
genommen und aktiv in die Arbeit einbezogen wurden. So nahm auch weiterhin bei den meisten 
Zeitzeugengesprächen jeweils einer der beiden Betroffenenvertreter teil, ein Zeitzeugengespräch 
wurde von ihnen ohne Mitwirkung eines anderen AK-Mitgliedes geführt. 

Beide Betroffenenvertreter waren eng in die Auswertung der Voruntersuchungsakten eingebunden. 
Durch die intensive Mitarbeit in der Aufarbeitungskommission, insbesondere bei der Analyse dieser 
Akten sowie bei den Zeitzeugengesprächen, wurde – im Unterschied zum Vorgehen vieler ande-
rer Aufarbeitungskommissionen – ein kontinuierlicher, unmittelbarer und direkter Einblick in den 
Umgang mit Fällen sexuellen Missbrauchs innerhalb der Diözese Rottenburg-Stuttgart ermöglicht.

Gleichzeitig bringen die Betroffenenvertreter großen Respekt gegenüber dem Umfang und der 
Intensität der geleisteten Arbeit zum Ausdruck und sind sich der besonderen Herausforderung 
bewusst, diese Form der Aufarbeitung aus der eigenen Betroffenenperspektive heraus zu bewältigen. 
Die Beschäftigung und Auseinandersetzung mit verschiedensten Missbrauchstaten, ihrer Klärung und 
Einordnung waren nicht immer einfach. Es galt und gilt einerseits, sich immer des selbst erlebten 
Missbrauchs bewusst und in dessen individueller Aufarbeitung weit fortgeschritten zu sein, und 
andererseits auf dessen Hintergrund, aber auch in Abgrenzung dazu einen sowohl betroffenen-
sensiblen und gewissermaßen „betroffenengerechten“ wie auch sachlich-neutralen Blick auf die 
Missbrauchstaten und auf alle von ihnen Betroffenen und daran Beteiligten zu werfen.

Seit Anfang Juni 2025 ist Dr. Reinhard Winter nach Ablauf seiner Amtszeit nicht mehr Mitglied 
des Betroffenenbeirats. Er blieb jedoch Mitglied der Aufarbeitungskommission, um die begonnene 
Mitarbeit – insbesondere bei der Aktenauswertung – abzuschließen und bis zur Bestellung einer 
neuen Betroffenenvertretung (ab März 2026) Kontinuität zu gewährleisten.
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1.2	 Zusammenarbeit mit dem Betroffenenbeirat

Die Zusammenarbeit zwischen dem Betroffenenbeirat und der AK-DRS wird von den beiden 
Betroffenenvertretern und vom Betroffenenbeirat der Diözese insgesamt als unterstützend und 
wertschätzend wahrgenommen. Auch im Jahr 2025 gestalteten sich der Kontakt sowie der 
Informationsfluss zwischen dem Betroffenenbeirat und der Aufarbeitungskommission als sehr  
gut. 

Die besondere Situation des Betroffenenbeirats, der mit dem Frühjahr 2025 zunächst noch mit fünf, 
seit dem Ausscheiden von Dr. Reinhard Winter nur noch mit vier Mitgliedern weitergearbeitet hat, 
führte u.a. dazu, dass in diesem Kalenderjahr der Austausch mit der Aufarbeitungskommission in das 
Frühjahr 2026 verschoben wurde: Erst dann wird eine eigens von Bischof Klaus Krämer eingesetzte 
Auswahlkommission die Vorschläge zur Nachbesetzung erarbeitet und dem Bischof unterbreitet und 
dieser wiederum die Neuberufungen ausgesprochen haben. So wird der nächste Austausch zwischen 
Aufarbeitungskommission und dem Betroffenenbeirat im Frühjahr 2026 stattfinden.

Aufarbeitung unter Mitwirkung von Betroffenen in einem erweiterten Sinn begann 2025 auch in 
Kirchengemeinden, die von sexuellem Missbrauch in früherer Zeit betroffen sind, der von inzwischen 
verstorbenen Geistlichen begangen worden war, eine neue Form einer Aufarbeitung „vor Ort“ , die 
auch an anderen Stellen des vorliegenden Berichts erwähnt wird:

Die Diözesanleitung hat in Abstimmung mit den zuständigen Kirchengemeinden zu öffentlichen 
Informationsveranstaltungen eingeladen. Der Leiter der Hauptabteilung V des Bischöflichen 
Ordinariats, Domkapitular Holger Winterholer, informierte über den Täter und seinen Taten, das 
Wissen und Verhalten der Diözesanverantwortlichen zu damaliger und heutiger Zeit und entschuldigte 
sich auch im Namen des heutigen Bischofs für früheres Fehlverhalten und Versäumnisse. Während 
es dem Betroffenenbeirat von Anfang an wichtig war, bei allen solchen Veranstaltungen dabei zu 
sein und mitzuwirken, hat sich die Aufarbeitungskommission bewusst zurückgehalten: Einerseits 
um ihre Unabhängigkeit zu verdeutlichen, andererseits, weil sie außerhalb der Jahresberichte die 
Zusammenfassung die Ergebnisse und Schlussfolgerungen ihrer Arbeit im Abschlussbericht nicht 
im Hinblick auf einzelne Personen und Sachverhalte vorwegnehmen wollte. So waren zwar immer 
Mitglieder des Betroffenenbeirates bei den Veranstaltungen anwesend und beteiligten sich insbe-
sondere bei der Aussprache und Diskussionen, während die Aufarbeitungskommission sich nicht an 
der Vorbereitung und Durchführung dieser Veranstaltungen beteiligte.

Für die Betroffenen ist es jedoch von besonderer Bedeutung, dass in den Gemeinden öffentlich 
und eindeutig klargestellt wird, dass die Verantwortung für Missbrauch und damit die Schuld aus-
schließlich bei den Tätern liegt – und in Teilen auch den Verantwortlichen der Kirche. Für Betroffene 
bedeutet Aufarbeitung häufig die erneute Auseinandersetzung mit Erinnerungen und Traumata, die 
nicht selten erst lange Zeit nach den Taten ins Bewusstsein kommen. Es ist ein schmaler Grat und eine 
besondere Herausforderung, andere am selbst erlittenen Leid teilhaben zu lassen und Verständnis 
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für das Erlebte zu schaffen, und dabei gleichzeitig nicht in eine unterlegene Rolle und Position des 
Ausgeliefertseins zurückversetzt zu werden. 

Zusammenfassend kann die Zusammenarbeit zwischen der AK-DRS und dem Betroffenenbeirat 
als vertrauensvoll, konstruktiv und in den wesentlichen Sachfragen als übereinstimmend bewertet 
werden.

2.	 Methodik der Aufarbeitung

2.1	 Grundlagen der Aufarbeitung

Das erstellte „Findbuch“ wurde im Berichtszeitraum wiederum erweitert. Im Berichtsjahr konnte die 
AK-DRS auf folgende Datenquellen zugreifen: 

a)	 Aktuelle und frühere Werke zum Kirchenrecht (Bibliothek des Bischöflichen Ordinariats) 

b)	 Liste von Verantwortlichen der Diözese (vgl.II. 2.2) 

c)	 Personalakten; 

a.	 Personalakten von 1945-1999 verstorbenen Priestern 

b.	 Personalakten von noch lebenden, als Täter identifizierten (durch c 1 und e) Priestern, im 
Einzelfall beigezogen 

d)	 Beiakten und Handakten 

a.	 Prozessakten / Hufnagel-Akten 

b.	 „Hufnagel-Nachlass“ (persönlicher Nachlass) 

c.	 Handakten Domkapitular Hildebrand (Personalverantwortlicher für Priester 2009 bis 2022) 

d.	 Handakten Bischof Fürst (Bischof bis 5.12.2023) zu einzelnen Tätern und Betroffenen, von 
diesem Ende 2023 überlassen (im wesentlichen Doppelungen bekannter Dokumente)

e)	 Akten im Bischofshaus 

f)	 Akten der Vorermittlung 

g)	 asservierte Daten über nach 2000 lebende Priester, im Rahmen der MHG-Studie erhoben (zu 
sichten nach Akten zu f) 

h)	 Untersuchungsergebnisse der Staatsanwaltschaft Tübingen an 22 Fallakten und dazugehörige 
Fallakten 

i)	 Verzeichnis aller Priester und deren Tätigkeitsorte in der kirchlichen Datenbank „Vilicio“

j)	 Protokolle der KSM-Sitzungen (ab Gründung der KSM), digitalisiert, teilweise ebenfalls 
Bestandteil von f)



29

JAHRESBERICHT 2025

k)	 Alle Vorgänge auf der Verwaltungsebene der Diözese Rottenburg-Stuttgart jenseits der 
Fallebene. Komplette Sammlung seit 2000 (Erlasse, Prozessabläufe, Präventionsarbeit etc.) 

l)	 Nachlass Bischof Leiprecht 

m)	 Nachlass Bischof Moser 

n)	 Transkripte bzw. Protokolle der Zeitzeugeninterviews sowie − sofern vorhanden − mit 
Einverständnis asservierte Audiodateien 

o)	 Eingänge aus der aktuellen Arbeit anderer Aufarbeitungskommissionen, der Bischofskonferenz, 
anderer Strukturen der Diözese Rottenburg-Stuttgart, z. B. des Betroffenenbeirats und anderes 
mehr 

p)	 Aktuelle Presseberichte und Korrespondenz 

Anmerkung: die Unterlagen zu f), g), h) und i) wurden durch die Geschäftsstelle jeweils in einem 
digitalen Dokument zusammengeführt, wobei jedoch die Herkunft des jeweiligen Dokuments erkenn-
bar blieb.

Hinsichtlich ihres Umfanges und ihrer Struktur werden die Aktenfunde unter II.2.3 beschrieben.

2.2	 Liste von Verantwortlichen der Diözese

Aus Personalkatalogen der Vergangenheit wie auch aufgrund von Hinweisen, Namensnennungen in 
Aktenvermerken und Briefen und mündlichen Mitteilungen wurde versucht, eine Liste der Menschen 
zu erstellen, die für die Personalauswahl und Personalführung der Diözese verantwortlich waren 
oder aber die sonst mit der Bearbeitung von Hinweisen auf sexuelles Fehlverhalten betraut gewesen 
sein könnten.

Es ist zu beobachten, dass bei der Bearbeitung solcher Hinweise stets ein hohes Maß an Vertraulichkeit 
gewahrt wurde, so dass aus der formell möglicherweise gegebenen Zuständigkeit nicht auf ein 
Wissen geschlossen werden darf. So war Personalführung soweit erkennbar über lange Zeit eine 
Angelegenheit, die direkt zwischen dem Bischof und dem Personaldezernenten verhandelt wurde, 
ohne den Generalvikar einzubeziehen. 

Für die Arbeit der Kommission ist die hier in Teilen dokumentierte Liste gleichwohl hilfreich, weil 
nicht klar datierte Aktenfunde bisweilen so zeitlich besser eingeordnet werden können und auch 
weil man so potentielle Zeitzeugen identifizieren kann. Nicht veröffentlicht werden hier die Namen 
der – soweit vorhanden – jeweiligen Stellvertreter, Sekretäre und Referenten.
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Bischöfe und Diözesanadministratoren1

Johannes Baptista Sproll		 14. Juni 1927		  bis 	 4. März 1949

Carl Joseph Leiprecht		  8. September 1949	 bis	 4. Juni 1974

	 Georg Moser		  5. Juni 1974 		  bis	 12. März 1975

Georg Moser			   12. März 1975		  bis	 9. Mai 1988

	 Heinz Tiefenbacher	 10. Mai 1988		  bis 	 17. Juni 1989

Walter Kasper			   17. Juni 1989		  bis	 31. Mai 1999

	 Johannes Kreidler	 1. Juni 1999		  bis	 17. September 2000

Gebhard Fürst			   17. September 2000	 bis 	 5. Dezember 2023

	 Clemens Stroppel	 6. Dezember 2023	 bis	 1. Dezember 2024

Klaus Krämer			   1. Dezember 2024	 bis 	 heute

Generalvikare

Max Kottmann			   10. Juni 1927		  bis	 22. März 1948

August Hagen			   13. April 1948		  bis 	 31. Dezember 1959

Karl Knaupp			   1. April 1960		  bis	 30. April 1981

Eberhard Mühlbacher		  1. Mai 1981		  bis	 31. August 1993

Werner Redies			   1. September 1993	 bis	 31. Dezember 2004

Clemens Stroppel		  1. Januar 2005		  bis	 5. Dezember 2023

				    1. Dezember 2024	 bis	 heute

1	 Diözesanadministratoren führen die Diözese anstelle des Bischofs, dürfen in dieser Zeit aber nichts verändern, dass den kommenden Bischof binden würde. Sie werden 
direkt nach frei werden des bischöflichen Stuhlen vom Domkapitel gewählt, das genaue Datum der Wahl wurde nicht ermittelt.

2.3	 Umfang der Aktenfunde

Die Aufarbeitungskommission hat für die Aktenauswertung einen möglichst umfassenden Ansatz 
gewählt, um so umfangreiche Erkenntnisse wie möglich gewinnen zu können. Ausgewertet wur-
den daher alle zugänglichen, potentiell relevanten Aktenbestände.

An erster Stelle sind dabei die auf konkret erhobene Tatvorwürfe bezogenen Voruntersuchungsakten 
zu etwa 200 Beschuldigten zu nennen. Diese Voruntersuchungsakten wurden im Hinblick auf 
die Behandlung der Fälle in der KsM sowie auf eine etwaige nachfolgende Meldung an das 
Glaubensdikasterium in Rom und eine mögliche kirchenrechtliche Sanktionierung erwiesener 
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Taten erhoben. Zu diesen Akten treten jeweils Unterlagen aus der Behandlung der Tatvorwürfe 
in der KsM sowie aus der weiteren Bearbeitung der Fälle in der Geschäftsstelle der KsM hinzu. 
Hierbei handelt es sich um Protokolle der KsM-Sitzungen und verschiedenen Schriftverkehr, 
innerhalb dem besonders auf Anträge und deren Bescheidung im Rahmen der UKA-Verfahren 
hinzuweisen ist. Dieser Aktenbestand wurde komplett ausgewertet, wobei die Akten auf drei 
Auswertungsteams, bestehend aus jeweils zwei Mitgliedern der AK-DRS, verteilt wurden, um 
einerseits ein Vier-Augen-Prinzip zu gewährleisten, andererseits aber das sehr umfangreiche 
Material überhaupt in einer vertretbaren Zeit sichten zu können. Damit hat jedes der Teams 
etwa ein Drittel der Akten ausgewertet, was nach einem einheitlichen Erhebungsbogen erfolgte, 
in dem es um den Tatvorwurf und dessen Schweregrad, Konsequenzen für den Beschuldigten 
im kirchlichen und weltlichen Rechtsbereich, Folgen und Unterstützungsleistungen für die 
Betroffenen, Umgang mit betroffenen Kirchengemeinden sowie etwaige Hinweise auf Täter- 
bzw. Institutionenschutz oder Vertuschung ging. 

Während die Voruntersuchungsakten formal auch Teil des bischöflichen Geheimarchivs sind, 
wurde auch das sonstige Geheimarchiv, das sowohl Bischof Fürst als auch Bischof Krämer 
zugänglich machten, auf Anhaltspunkte zu sexuellem Missbrauch Minderjähriger durch 
Geistliche komplett untersucht. Dabei fanden sich Hinweise zu 24 Tätern, von denen 19 aus 
den eigentlichen Voruntersuchungsakten bislang nicht bekannt waren.

Daneben gibt es Sonderbestände an Akten, die die AK-DRS ebenfalls berücksichtigt hat, 
darunter primär die sog. Hufnagel-Akten, einen Handaktenbestand aus den 1960er-Jahren, 
gebildet durch den damaligen Domkapitular Alfons Hufnagel, der sich gegenüber staatli-
chen Behörden für mehrere Täter verwandt hat. Während Handaktenbestände verschiedener 
Personalverantwortlicher der Diözese nicht überliefert wurden, obwohl vermutet werden kann, 
dass sich darin Hinweise auf relevante Tatbestände finden könnten, wurde der AK-DRS durch 
einen Personalverantwortlichen aus jüngerer Zeit bei seinem Ausscheiden aus dem aktiven 
Dienst sein Handaktenbestand zur Auswertung übergeben, was ergänzende Hinweise zu bishe-
rigen Erkenntnissen ergab. Auch die Nachlässe der Bischöfe Sproll, Leiprecht und Moser wurden 
auf einschlägige Inhalte untersucht.

Schließlich ist die Auswertung von Personalakten im Hinblick auf bislang nicht bekannte 
Missbrauchsfälle anzuführen. Da im Rahmen der MHG-Studie bereits ergebnislos  die 
Personalakten aller in der Diözese tätigen Kleriker ausgewertet worden waren, die im Jahre 
2000 im aktiven Dienst standen, als Pensionäre noch lebten oder erst später geweiht wurden, 
erschien eine erneute Durchsicht dieser Akten nicht zielführend. Weil die Diözese Rottenburg-
Stuttgart jedoch im Rahmen der MHG-Studie aufgrund des Studiendesigns im Unterschied zu 
mehreren anderen Diözesen die Personalakten der Jahre 1946 bis 1999 nicht ausgewertet 
hatte, wurden diese durch die Aufarbeitungskommission ergänzend analysiert. Da eine kom-
plette Durchsicht der Personalakten dieser Sterbejahrgänge aufgrund der Zahl der Personalfälle 
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durch die ehrenamtlich tätigen Kommissionsmitglieder nicht leistbar gewesen wäre, hat sich 
die Aufarbeitungskommission  in ihrer 9. Sitzung am 21.07.2022 für das sog. D-O-R-T-Prinzip 
entschieden. Dabei handelt es sich um eine Vorgabe des Landesarchivamtes Sigmaringen 
zur Archivierung von Akten historischen Interesses, nach der die Akten von Personen, deren 
Nachnamen mit den Anfangsbuchstaben D, O, R oder T beginnen, durchgesehen werden. Aus 
dieser Stichprobe kann dann im Verhältnis zur Gesamtzahl der vorhandenen Personalakten 
eine ungefähre Hochrechnung erfolgen, die sich auf die Grundgesamtheit, also alle vorhande-
nen Personalfälle, bezieht. Im Rahmen dieser Aktendurchsicht wurden 195 Personalakten von 
Priestern mit Todesjahr 1945–1999 ausgewertet. 

3.	 Aktenauswertung

3.1	 Personalakten D-O-R-T-Prinzip

Bereits im Jahresbericht 2022 hat die AK-DRS in den Kapiteln 3.3. und 4.1. dargestellt, dass selbst 
in Personalakten erwiesener Täter im Wesentlichen keine Hinweise auf sexuellen Missbrauch 
zu entdecken waren. Systematische Entnahmen von Akten im Sinne einer Vertuschung waren 
aber ebenso nicht zu erkennen. Auf die Neuordnung der Personalaktenordnung von 1984 wird 
erneut hingewiesen, nach der zu den Personalakten nur zu nehmen war, was „üblicherweise“ 
dort hineingehört. Ansonsten seien Bei-, Neben- bzw. Prozessakten zu führen. Dies hat offenbar 
dazu geführt, dass selbst belegte Vorkommnisse sexuellen Missbrauchs keinen Niederschlag in 
den Personalakten gefunden haben. Nach Ansicht der AK-DRS hätten zumindest Hinweise auf 
z. B. die Vorermittlungsakten in die Personalakten aufgenommen werden müssen.

3.2	 Auswertung im Geheimarchiv im Bischofshaus

Die Kommission hatte bereits Ende des Jahres 2022 / Anfang des Jahres 2023 erstmals den 
Aktenbestand des Geheimarchivs im Bischofshaus gesichtet. Hinsichtlich des Aktenbestandes 
des Vorgehens und des Inhalts wird vollumfänglich auf den Jahresbericht 2023 verwiesen (vgl. 
AK-DRS (Hg.) Jahresbericht 2023, 33-36). Der im Jahresbericht 2024 (Ziff. 5.2.) angekündigte 
Abgleich mit anderen Aktenbeständen hat am 10. und 12. Dezember 2025 stattgefunden. Dabei 
wurden diejenigen Akten, die bei der erstmaligen Sichtung Bezüge zu sexuellem Missbrauch 
aufwiesen, nochmals durchgesehen und die einheitlichen Erhebungsbögen, der auch bei den 
anderen Aktenbeständen Verwendung findet, ausgefüllt. Für das weitere Vorgehen sind auch 
Fälle in den Blick zu nehmen, in denen die Diözese möglicherweise Missbrauchstäter aus ande-
ren Diözesen aufgenommen hat.
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Insgesamt befinden sich im Geheimarchiv im Bischofshaus Akten zu 24 Beschuldigten bzw. 
Tätern mit Bezug zu sexuellem Missbrauch. 19 Fälle davon finden sich in keinem der anderen 
Aktenbestände, d.h. diese wurden allein im Geheimarchiv im Bischofshaus abgelegt. Inhaltlich 
ist nicht ersichtlich, dass die Ablage dort nach bestimmten Kriterien erfolgte; es handelt sich 
daher auch nicht zwingend um besonders gewichtige oder bedeutsame Fälle. Vielmehr gilt 
insoweit, dass es eher zufällig scheint, was dort vom jeweiligen Bischof abgelegt wurde. Mit 
Blick auf die Gesamtzahl der Missbrauchsfälle sind also nur recht wenige allein im Geheimarchiv 
im Bischofshaus abgelegt. Dabei ist zu beachten, dass Bischof Dr. Fürst sämtliche während 
seiner Amtszeit neu entstandenen Dokumente zu Fällen des sexuellen Missbrauchs an die 
Vorermittlungsführer bzw. die KsM abgegeben und diese somit von vornherein nicht dem im 
Bischofshaus befindlichen Aktenbestand zugeführt hat. Die Sichtung sämtlicher Akten bestä-
tigte, dass dort keine entsprechende Ablage durch ihn erfolgte. Dies schließt freilich nicht aus, 
dass seine Vorgänger Akten zu Priestern angelegt haben, deren Wirken noch in die Zeit von 
Bischof Dr. Fürst reichte. Sein Nachfolger, Bischof Dr. Krämer, hält an dieser Praxis fest und gibt 
entsprechende Fälle ebenfalls an die Vorermittlungsführer bzw. die KsM ab.

Akten, die sich ansonsten in keinem anderen Aktenbestand befinden, stammen aus folgenden 
Amtszeiten: Sproll (4 Fälle), Leiprecht (11 Fälle), Moser (2 Fälle) und Kasper (2 Fälle), wobei 
zeitliche Überschneidungen während der Amtszeiten der Bischöfe in einzelnen Fällen gegeben 
sind. Diese wurden nur jeweils einmal gezählt. Dabei ist klarstellend zu vermerken, dass sich die 
eben genannte Anzahl nur auf die vorgefundenen Akten zu Missbrauchsfällen in der Amtszeit 
des jeweiligen Bischofs bezieht, ohne dass damit per se der Vorwurf eines fehlerhaften Umgangs 
der Verantwortlichen verbunden wären. Fälle des fehlerhaften Umgangs und der Vertuschung 
sind vielmehr im Jahresbericht 2023 explizit benannt (vgl. AK-DRS (Hg.) Jahresbericht 2023, 
33-36). Zudem ist zu beachten, dass in diesen Fällen kein Voruntersuchungsverfahren durch-
geführt bzw. ein solches jedenfalls nicht dokumentiert wurde, obgleich nach den Regularien in 
einzelnen Fällen eine Meldepflicht nach Rom bestand (zur Meldepflicht vgl. Jahresbericht 2024, 
4.2, S. 39 f.); dies trifft angesichts der verschiedenen, aber auch mitunter unklaren Sachverhalte 
nicht auf alle 19 Fälle zu.

3.3	 Auswertung weiterer Akten und Nachlässe früherer Bischöfe

Neben Personalakten, Akten aus dem Geheimarchiv, Voruntersuchungsakten, den Handakten 
früherer Personalverantwortlicher wie Hildebrand und Hufnagel, den KsM-Akten und 
-Protokollen (vgl. II.3.1. – III.3.3.) wurden u.a. ausgewertet: weitere Beiakten zu Personalakten 
aus dem Diözesanarchiv, Prozessakten, einzelne Strafakten und UKA-Akten, Protokolle der 
Zeitzeugengespräche, Daten der MHG-Studie, VBG-Liste (komplette Statistik aller bis dahin 
bekannt- gewordenen Vorgänge).



34

JAHRESBERICHT 2025

Die der AK-DRS zur Verfügung gestellten Nachlässe Leiprecht und Moser wurden lediglich 
kursorisch danach ausgewertet, ob sich hierin Unterlagen zum Thema der Kommissionsarbeit 
befinden. 

Vgl. im Übrigen Auflistung in Jahresbericht 2024 Zf. 3.1.2 (Umfang der Aktenfunde).

3.4	 Strategie zur Auswertung der Erhebungsbögen 

Die Erfassung der Voruntersuchungsakten mittels der strukturierten Erhebungsbögen (vgl. II.2.3) 
konnte Ende 2025 weitgehend abgeschlossen werden und es erfolgte ein „Data freeze“ (es 
wurden keine neu gemeldeten Fälle mehr eingeschlossen) mit dem Juli 2025.

In der weiteren Verarbeitung werden die in den Erhebungsbögen zu bestimmten Themen 
(s.u.) qualitativ-inhaltsanalytisch analysiert werden. Mit den Erhebungsbögen wurden die im 
Untersuchungsprozess entstandenen Voruntersuchungsakten standardisiert erfasst und für die 
Analyse aufbereitet. Sie enthalten quantitative und qualitative Dimensionen: 

•	 Quantitative Items erfassen standardisierte, oft mehrfach auswählbare Informationen, die sich 
für statistische Auswertungen eignen, etwa zu Tatkategorien, Geschlecht der Betroffenen, 
Kontaktgestaltung, Folgen bei Betroffenen; diese orientieren sich wesentlich an den Kategorien 
der MHG-Studie und wurden teilweise von der Kommission ergänzt. 

•	 Qualitative Items bzw. die Erhebung qualitativer Inhalte erfassen narrative, kontextuelle, bewer-
tende und erläuternde Informationen, die für Fallanalysen, Prozessverständnis, Bewertung 
oder Präventionsmaßnahmen relevant sind, wie z. B. Detailbeschreibungen, Hinweise auf 
spirituellen Missbrauch, Manipulationsformen oder Machtstrategien der Täter, problemati-
scher Umgang mit Betroffenen, Umgang mit Gemeinden und dortigen Mitarbeitenden oder 
die Bewertung der Bearbeitung in diesem Fall.

Eine statistische Auswertung ist allerdings nur mit beschränkter Aussagekraft möglich. Letztlich 
lässt sich nur die Zahl der bekannt geworden Fälle und Verdachtsfälle sicher benennen. Im 
Prozess der Erfassung zeigte sich, dass das Datenmaterial der Akten  keineswegs einheitlich 
vorliegt, sondern sehr unterschiedliche Erhebungsqualitäten aufweist: die Datenlage zu den 
einzelnen Fällen reicht von umfassenden Aktenbeständen mit Darstellung aller kirchlichen und 
außerkirchlichen Ermittlungsschritte sowie differenzierter Darstellung von Diskussionen in der 
„Kommission Sexueller Missbrauch“ bis zu kleinen Dokumenten oder kurzen Notizen. In sehr 
vielen Fällen konnten die in den Erfassungsbögen nur rudimentär oder auch gar nicht benannt 
werden, insbesondere auf der Betroffenenseite (Betroffenenausblendung), bei Details zu den 
Taten oder zum Tätervorgehen. Auch Angaben zur Datenqualität werden im Folgenden gezielt 
ausgewertet. Es entstand der Eindruck, dass die Datenqualität in der jüngeren Zeit zugenom-
men hat; dieser Eindruck kann nun nach Vorliegen aller Erhebungsbögen belegt oder verworfen 
werden. Dementsprechend schwierig wird die standardisierte quantitative Auswertung. Auch 
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die – von den jeweiligen Bearbeitungsteams – als Abstraktion aus den Akten formulierten 
qualitativen Inhalte unterscheiden sich stark nach Menge, inhaltlicher Qualität und Bewertung. 
Eine Herausforderung bei der Aus- und Bewertung wird darin bestehen, die erhobenen Inhalte 
zu clustern und zu analysieren, gleichzeitig die Fehlstellen in den Akten aufzuzeigen und die 
Unterschiedlichkeit in der Aktenqualität abzubilden.

Eine erste Matrix zu solchen Clustern im Sinne übergeordneter Kategorien und Erkenntnisfindung 
wurde entwickelt, sie wird im folgenden Prozess mit Ankerbeispielen versehen und am Klausurtag 
der Kommission mit den ersten Ergebnissen einer Überarbeitung unterzogen. Hieraus werden 
sich ggfs. neue Fragestellungen unter Beiziehung von Literatur ergeben; so z.B. in Hinsicht auf 
die Vermischung von spirituellem und sexuellem Missbrauch.

3.5	 Erste Zwischenerkenntnisse und Hypothesen der Aktenauswertung 

Die nachfolgenden Beobachtungen konnte die Kommission machen. Es handelt sich bei ihnen 
um valide Eindrücke, aber sie nehmen kein Endergebnis vorweg. 

•	 Zur Verfügung stehen der Kommission aus der Zeit vor Gründung der KsM weitgehend nur 
Personalakten sowie Akten aus mehr oder weniger gründlich durchgeführten Untersuchungs- 
und (selten) Strafverfahren. In diesen Akten stehen die Beschuldigten und Täter notwendig im 
Mittelpunkt. Dies erklärt, warum die Betroffenen fast ausschließlich als Objekte von Straftaten 
in den Blick genommen werden, das Maß ihrer Schädigung kommt - wenn überhaupt - nur 
im Zusammenhang mit Strafzumessung zur Sprache. Diese Eigenheit kirchlicher wie auch 
staatlicher Disziplinar- und Strafrechtsanwendung kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
es fast kein Aktenmaterial gibt, in dem die Betroffenen im Mittelpunkt gestanden hätten. 
Briefe, in denen Betroffene ihre Situation schildern, sind selten und praktisch immer fehlt 
eine dokumentierte Reaktion der kirchlichen Amtsträger. Aus diesem Schema bricht nur ein 
einziger Briefwechsel Bischof Georg Mosers aus, in dem dieser eine Ärztin beauftragte, sich 
des Opfers einer Vergewaltigung anzunehmen und dieses zu begleiten. Einen Hinweis auf 
den Täter hat die AK allerdings nicht gefunden, und für den Untersuchungszeitraum vor 2000 
ist dies auch ein solitärer Fund.

	 Ab dem Zeitpunkt der Gründung der KsM nehmen die Dokumente zur Situation der Betroffenen 
sexualisierter Gewalt gegen Minderjährige deutlich zu, der Aktenbestand dokumentiert breit 
die geleisteten finanziellen und therapeutischen Hilfen, Schriftwechsel oder email-Verkehr 
mit der Geschäftsführung der KsM und dem jeweiligen Voruntersuchungsführer sowie sons-
tigen Kontaktpersonen (z.B. des jeweilig zuständigen Ordens); persönliche Begleitung jedoch 
wird kaum dokumentiert, (Einzelfall positiv: durch den Psychiater der KsM), auch wenn 
in den Zeitzeugengesprächen und aus der heutigen KsM (sowohl von Geschäftsführung, 
Voruntersuchern und den Ansprechpersonen) davon berichtet wird.  
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•	 Nicht aus allen Akten lassen sich präzise Angaben zur Tathandlung, zu Rechtsfolgen und 
Konsequenzen für die Betroffenen ersehen, so dass insgesamt keine abschließende Bewertung 
zu Quantität und Qualität des Missbrauchs möglich sein wird, ganz abgesehen davon, dass 
nicht alle Täter bekannt sind und das Dunkelfeld der Betroffenen um ein Vielfaches größer ist 
als die Zahl der bekannten Betroffenen. Eine Entwicklung über den Untersuchungszeitraum 
hin zu größerer Detailgenauigkeit scheint dabei vorzuliegen.

•	 Auch lassen sich Konsequenzen für die Betroffenen kaum aus der bestehenden Aktenlage 
ableiten: sie sind höchst individuell und sehr unterschiedlich, vieles ist Betroffenen selbst auch 
nicht bekannt oder nicht bewusst, was sich auch darin zeigt, dass manchmal keine mittel- oder 
längerfristigen physischen oder psychischen Folgen berichtet werden. Gleichzeitig werden 
in einigen Fällen allein anhand der objektiv und von außen erkennbaren Biographien von 
Betroffenen gänzlich zerstörte Lebensentwürfe deutlich, bis hin zu versuchten und vollzoge-
nen Selbsttötungen, die in ausdrücklichen Zusammenhang mit dem erlittenen Missbrauch 
gebracht werden.

•	 Die Tatorte verteilen sich nicht gleichmäßig über das Diözesangebiet, vielmehr können ein-
zelne Orte ausgemacht werden, an denen es zu signifikanten Häufungen von Taten kam. Das 
bedeutet nicht, dass die Täter einander gekannt haben müssen, die Taten an diesen Orten 
verteilen sich vielmehr über lange Zeiträume. 

	 Für die Entstehung solcher „Hot-Spots“ sind vielfältige Ursachen denkbar: 

	 Zweifelsohne wird das pastorale Personal nicht gleichmäßig über das Diözesangebiet ein-
gesetzt, vielmehr besteht ein Zusammenhang zwischen der Katholikendichte einerseits und 
dem pastoralen Personalbestand andererseits. 

	 Nicht nur allgemeine Mentalitäten innerhalb der Kirche, auch lokale Eigenheiten und aus 
heutiger Sicht problematische Traditionen der kirchlichen Jugendarbeit könnten Missbrauch 
begünstigt haben.  Ein Fall ist allerdings bekannt geworden in dem der Betroffene angibt, 
bereits durch den Vorgänger des Täters im Amt während der Beichte missbraucht worden 
zu sein; zwei weitere überführte Täter leiteten bereits in der Zeit vor der Weihe gemeinsam 
Jugendfreizeiten  bzw. waren dort gemeinsam anzutreffen und hatten sich laut Aussagen dort 
auch bereits missbräuchlich verhalten.

	 Und zuletzt können scheinbar unbeteiligte Umstehende einen Unterschied machen: In den 
Akten finden sich auch Hinweise auf aufmerksame Vorgesetzte und Kollegen, die problema-
tisches Verhalten erkannten und darauf hinwiesen, und auch auf aufmerksame Gemeinden 
und Kirchengemeinderäte. und im Weiteren wurden in diesen Fällen keine Taten bekannt. 
Solche Akteure mögen an den „Hot-Spots“ gefehlt haben.

•	 Über die Zeit haben sich die Tatmuster erkennbar verändert. Es besteht die begründete 
Vermutung, dass in den 1950er Jahren Täter dominieren, die eine größere Anzahl männlicher 
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Kinder oder Jugendlicher schwer, aber jeweils nur wenige Male missbraucht haben, während 
ab den 1970er Jahren Täter zu beobachten sind, die pseudoromantische Beziehungen zu 
männlichen Jugendlichen unterhielten. Die nun anstehende Auswertung der Erhebungsbögen 
muss abgewartet werden, um diesen Eindruck validieren zu können. 

•	 Über den Untersuchungszeitraum hinweg hat sich der Umgang mit Straftätern immer wieder 
verändert. Für die 1950er Jahre kann teilweise ein klares und entschlossenes Handeln der 
Diözesanleitung beobachtet werden: Täter werden strafrechtlich zur Rechenschaft gezogen 
und aus dem kirchlichen Dienst entfernt. Auch finden sich vereinzelt sehr klare Rückmeldungen 
dazu, dass ein Täter auf gar keinen Fall mehr eingesetzt werden dürfe. Diese Rückmeldungen 
zeigen eine klare Erkenntnis des den Taten fast immer zugrunde liegenden  Machtgefälles.

	 In den 1960er Jahren nimmt die Klarheit der Reaktion der Diözesanleitung ab, der Täter wird 
nicht mehr primär als Rechtsbrecher, sondern als gefallener Mitbruder gesehen und behandelt. 
Die Ursache für diese Veränderung ist unklar.

•	 Immer wieder finden sich in den Akten klare Hinweise darauf, dass der Schutz von Tätern und 
der Institution ein Movens des kirchlichen Handelns war. Auch wenn man Täter aus dem akti-
ven Dienst entfernte und in den Ruhestand versetzte, so erfolgten diese Versetzungen regel-
mäßig unter Verweis auf gesundheitliche Gründe und wurden oft absichtlich so terminiert, 
dass kein Verdacht aufkomme. Eine dokumentierte Information der Wohnortgemeinde erfolgte 
praktisch nie, Hinweise auf mündliche Informationen des Dekans oder des Ortspfarrers oder 
einer Einbeziehung des Kirchengemeinderats wurden keine gefunden.  Noch in den 1990er 
Jahren wird bedauert, dass man kein anderes „Versteck“ wisse. 

	 In den Jahrzehnten zuvor kam es immer wieder vor, dass man Täter in andere Diözesen 
„abschob“ (Zitate aus dem Jahr 1957: „Wir sind alle froh, dass es nun gelungen ist, Sie 
wieder unterzubringen.“ „Ob man ihm nicht den Tausch mit XY nahelegt, falls er weiterhin 
Schwierigkeiten macht?“), bisweilen unternahm man vielleicht gut gemeinte, aber gleich-
zeitig naiv-unbeholfene, gefährliche Versuche, den Täter in ein vermeintlich sicheres Umfeld 
zu verbringe, indem man etwa einen gegenüber männlichen Minderjährigen übergriffigen 
Priester in eine Mädcheninternatsschule versetzte oder pädophile Täter in die Altenfürsorge. 
Verschiedentlich wurden in den späteren Jahren Therapieversuche angestrengt und unter-
stützt.

	 Auch wurde in einem Fall pseudo-deeskalativ vorgegangen, es erfolgte eine schnelle 
Versetzung durch den Personalverantwortlichen ohne weitere Konsequenzen, ohne Meldung 
und ohne Auflagen. Erst bei später aufgefallenen Übergriffen auf weitere Jugendliche handelte 
die Diözese konsequent, was hätte durch strengere Auflagen und entschiedeneres Handeln 
rückblickend verhindert werden können.

	 In den 70er Jahren konnten sich einige Intensiv-Täter durch Auslandseinsätze entziehen, die 
in aller Regel durch die Vorgesetzten schnell genehmigt wurden. Es gab auch Priester aus-
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ländischer Herkunft, die sich wieder ins Heimatland zurückzogen und dort weniger Gefahr 
liefen, einer kirchlichen Strafe unterworfen zu werden.

	 In nur einem einzigen Fall wurde ein Regens eines Priesterseminars aufmerksam und tätig.

•	 In einzelnen Fällen fanden  seitens kirchlicher Hauptamtlicher Versuche der Beeinflussung 
der Presse statt. Später gab ein Presseverantwortlicher einem Zeitungsredakteur einen „kol-
legialen Hinweis“: „…Ziemlich klar scheint mir, dass Sie als XY Redakteur mit Pfarrer Z. 
den Falschen an die Wand geschlagen haben. Es wäre schön, wenn Sie dies bei nächster 
Gelegenheit richtigstellen könnten.“ Später wurden zu diesem Täter mindestens 4 Betroffene 
bekannt. 

•	 Seitens Betroffener wurde vermutet und auch der KsM mitgeteilt, dass Täter sich durch ihre 
guten Netzwerke geschützt sahen. Aus dem Brief eines Betroffenen: „Immer wieder hatte er 
über seine guten Beziehungen zur Diözese gesprochen.“ Unter anderem hätten ihn in einem 
Auslandseinsatz hochkarätige kirchliche Würdenträger besucht. „Sollen all diese hochkarä-
tigen Geistlichen von seinem Lebenslauf und seinen Verfehlungen nichts gewusst haben?“ 

•	 Im Untersuchungszeitraum finden sich immer wieder neu Beispiele für vermeintlich klare 
bischöfliche Anweisungen an Täter (meist in Form eines Verbots der Kinder- und Jugendarbeit), 
die dann aber nicht weiter kontrolliert wurden und nach einiger Zeit in Vergessenheit gerieten. 
Kurzzeitige Versuche, hier eine Institutionalisierung zu erreichen, verliefen meist im Sande. Es 
ist bislang nicht erkennbar,  woran dies lag.

•	 In den Anfangsjahren der KsM wurde „vorsortiert“ welche Fälle dieser vorgelegt wurden und 
welche nicht. Es sind einige Fälle dokumentiert, in denen seitens  der Diözese davon abge-
sehen oder vorab allein entschieden wurde  oder nicht zwecks weiterer Beratung umfassend 
berichtet wurde, wenn es unterschiedliche Auffassungen zum Vorgehen gab.

•	 Die separate Aufbewahrung einiger älterer Akten mit klaren Hinweisen auf sexualisierte 
Gewalt gegen Minderjährige im Bischofshaus ist deutlich zu kritisieren. In wenigstens 
einem Fall führte dies dazu, dass die Anzeige einer Betroffenen für diese erkennbar in ihrer 
Glaubwürdigkeit in Frage gestellt wurde, derweil ein Strafurteil des Landgerichts gegen den 
beschuldigten Kleriker im Bischofshaus lag, in dem dieselbe Person als Betroffene sexuali-
sierter Gewalt benannt wird. 

•	 Es fällt auf, dass Betroffene, die sich klar zur Kirche und zum Glauben bekannten, mehr 
Aufmerksamkeit erfuhren als solche, die sich erkennbar distanzierten. Die erstgenannten 
erhielten persönliche Worte und Schreiben, in einem Fall einen Vorschuss für ein würdiges 
kirchliches Begräbnis .

	 In einigen besonders schweren Fällen wurde insbesondere in der Amtszeit von Dr. Gebhard 
Fürst nach 2010 ein persönliches Gespräch mit dem Bischof angeboten.
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4.	 Zeitzeugengespräche

4.1	 Vorgehen und Methode

Die Aufarbeitungskommission misst den persönlichen Erinnerungen von Zeitzeuginnen und Zeitzeugen 
auch weiterhin einen hohen Stellenwert bei, da sie einen unverzichtbaren und oft einmaligen Zugang 
zu relevanten Informationen ermöglichen. In überwiegend persönlich geführten Gesprächen wer-
den dabei ihre individuellen Erlebnisse, Sichtweisen und biografischen Erinnerungen systematisch 
dokumentiert und für die weitere Aufarbeitung nutzbar gemacht. Die Zeitzeugengespräche sind 
qualitative Forschungszugänge für die Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs. Sie werden proto-
kolliert und damit dokumentiert und inhaltsanalytisch ausgewertet. 

Gleichermaßen zeigte sich aus forschungsstrategischer Sicht im Jahr 2025, dass weniger Zeitzeuginnen 
und Zeitzeugen befragt wurden als in den Vorjahren. Dieser Zugang kann inzwischen als weitge-
hend ausgeschöpft gelten, da die relevanten Perspektiven in ausreichender Breite erfasst wurden. 
Dementsprechend wurden einige Zeitzeugengespräche mehr ergänzend und anlassbezogen geführt. 

Ein Schwerpunkt lag 2025 mit drei Zeitzeugengesprächen auf den unteren kirchlichen Ebenen der 
Kirchengemeinde und des Dekanats.

4.2	 Zeitzeugengespräche 2025 und deren Ergebnisse

Im Jahr 2025 haben insgesamt sieben Gespräche mit Zeitzeuginnen und -zeugen stattgefunden, 
davon fünf in Präsenz sowie jeweils eines über Email und über Telefon: 

Gemeinde

•	 Ehemaliger Vorsitzender des Kirchengemeinderats in einer (historisch) betroffenen 
Kirchengemeinde 

•	 Ehemalige Gemeindereferentin in einer (anderen, ebenfalls historisch) betroffenen 
Kirchengemeinde 

•	 Dekan in einem mehrfach betroffenen Dekanat (historisch und aktuell) Diözesane Struktur

•	 Ehemalige Mitarbeiterin in Archiv und Registratur der Diözese

•	 Ehemaliger Direktor des Wilhelmsstifts 

•	 Zwei ehemalige Bischofssekretäre (Email- bzw. Telefonbefragung)

In der Diskussion um sexuellen Missbrauch in Kirchen hat sich für die Zeit nach der Beschuldigung 
oder Aufdeckung eines Falles der Begriff „irritierte Gemeinde“ etabliert – ein Euphemismus, der die 
tatsächliche Tragweite der Situation sprachlich abschwächt und Distanz schafft, indem er die Taten 
und Geschehnisse nicht konkret benennt. Die Vorfälle selbst, aber auch die Spaltungen und innere 
Zerreißproben, tiefgreifende Erschütterungen und Vertrauensverlust der betroffenen Gemeinden 
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wird damit nicht erfasst. „Von sexuellem Missbrauch betroffene Gemeinden“ oder kurz „betroffene 
Gemeinden“ trifft den Sachverhalt besser, d.h. ohne zu verschleiern. 

Jeder erhärtete Verdacht gegen einen Gemeindepfarrer und jeder aufgedeckte Fall ist ein Schock 
für die Gemeinde, der in der Folge zu lange anhaltenden (Jahre und Jahrzehnte!) Konflikten sowie 
zu Handlungsunfähigkeit, vor allem aber zu Hilflosigkeit und einer tief-greifenden Lähmung der 
betroffenen Gemeinde führen kann. Es liegt auf der Hand, dass als Teil der Aufarbeitung in und 
mit solchen Gemeinden aktiv gearbeitet werden muss, wenn bisher nicht geschehen auch noch 
lange Zeit nach den Missbrauchsvorfällen. Damit wurde in der Diözese im Jahr 2025 in mehreren 
Kirchengemeinden begonnen, in denen ein Intensivtäter beschäftigt war. 

In den Zeitzeugengesprächen 2025 stand weniger die Frage der Aufdeckung und Nachbearbeitung 
im Mittelpunkt, sondern vielmehr, was während der Zeit geschieht, in der die Täter unbehelligt 
handeln, gleichsam in der „heißen Phase“ des Missbrauchs, und wie es möglich ist, dass es so 
lange dauert oder ganz ausbleibt, bis in Kirchengemeinden mehr oder weniger offensichtliche 
Unregelmäßigkeiten benannt, hinterfragt und Missbrauchstaten schließlich aufgedeckt werden.

Paralysierte Gemeinden

In von sexuellem Missbrauch betroffenen Gemeinden entsteht häufig bereits vor einer offiziellen 
Beschuldigung oder der Aufdeckung von sexuellem Missbrauch eine Phase der Verunsicherung. 
In dieser Zeit gibt es zwar Tatsachen und Beobachtungen, jedoch keine „klaren Fakten“, die aus 
Sicht der Verantwortlichen eindeutig und zwingend auf Missbrauch hindeuten. Zugleich verfü-
gen einzelne Gemeindemitglieder und Leitungspersonen über Wissen, Hinweise oder zahlreiche 
Verdachtsmomente. Es gibt offenkundige Gründe für Vermutungen, und mit der Zeit bildet sich ein 
regelrechtes Vermutungsklima: Annahmen, Gerüchte und diffuse Ahnungen häufen sich, ohne dass 
daraus Gewissheit erwächst.

Im Rückblick fällt es schwer nachzuvollziehen, dass nicht kritisch nachgefragt oder eingegriffen 
wurde, wenn etwa bekannt war, dass ein Vikar sich auffallend häufig mit männlichen Adoleszenten 
umgab, dass ihn Jugendliche auf einer Seniorenfreizeit besuchen und in seinem Zimmer mit ihm 
lautstark feiern oder dass einzelne Jugendliche einen Schlüssel zum Pfarrhaus hatten, in dem er allein 
lebte (Beispiele aus Gesprächen mit Zeitzeugen). Dennoch wurden in der Kirchengemeinde solche 
Beobachtungen häufig als „nicht konkret genug“ bewertet, um daraus Konsequenzen abzuleiten oder 
nur den Pfarrer mit seinem auffälligen Verhalten zu konfrontieren. Anrüchiges Verhalten und einzelne 
Verdachtsmomente blieben im Raum stehen, ohne in verantwortliches Handeln überführt zu werden.

Diese Gemengelage führte zu einer Lähmung innerhalb der Gemeinde, sowohl bei den Verantwortlichen 
als auch bei den Mitgliedern, die etwas ahnten oder teilweise informiert waren. Als sich Hinweise 
verdichteten, berichtete eine Zeitzeugin, dass sie ihren Pfarrer und direkten Vorgesetzten darauf 
hinwies, bestimmte Geistliche genauer zu beobachten. Doch sie wurde deutlich abgeblockt, vom 
Pfarrer ausgebremst und in ihre Schranken verwiesen, sodass ihre Hinweise und Warnungen über 
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potenzielle Täter keine Wirkung entfalteten und ihre Bemühungen um Schutz und Intervention 
wirksam blockiert blieben. Aus ihrer Sicht ignorierte der Vorgesetzte seine Verantwortung und 
Fürsorgepflicht, wodurch die Risiken für die betroffenen Kinder und Jugendlichen bestehen blieben.

In den Gemeinden kommt erschwerend hinzu, dass Täter häufig Meister im Verbergen und Vorspiegeln 
sind. Als Priester werden sie in der Gemeinde ohnehin idealisiert. Zugleich bringen sie nicht selten 
eine ausgeprägte Selbstidealisierung bis hin zur Selbstcharismatisierung mit. Innerhalb der Gemeinde 
setzt sich deshalb eine bremsende Haltung durch, die sich auf das Prinzip „im Zweifel für den 
Verdächtigten“ beruft. De facto bedeutet dies jedoch ein „Im Zweifel gegen die betroffenen Kinder 
und Jugendlichen“: Das Risiko weiteren Missbrauchs sowie die gesamten physischen, psychischen 
und sozialen Folgeschäden – einschließlich Angst, Schuldgefühlen, Traumatisierung und langfristiger 
Beeinträchtigungen – werden auf sie abgewälzt und bleiben bei ihnen. Die während der Aufarbeitung 
in der Leitungsstruktur der katholischen Kirche bereits festgestellte „Betroffenenausblendung“ funk-
tioniert dem entsprechend auch auf der Ebene der Kirchengemeinden. 

Zusätzliche Hemmnisse für ein frühzeitiges Eingreifen in Kirchengemeinden bei Verdacht auf 
den Missbrauch von Jungen und männlichen Jugendlichen ergaben sich aus der tief verankerten 
Tabuisierung von Sexualität insgesamt und insbesondere von Homosexualität. Innerhalb kirchlicher 
Kontexte fehl(t)en häufig nicht nur geeignete Begriffe, sondern auch sprachliche und gedankliche 
Räume, um sexualisierte Gewalt an Jungen überhaupt angemessen zu benennen. Die kirchliche 
Sexualmoral trägt dazu bei, dass entsprechende Themen als beschämend, unsagbar oder moralisch 
hoch aufgeladen gelten. Was nicht ausgesprochen werden darf, wird oft auch nicht in Erwägung 
gezogen oder bedacht – oder nur in bruchstückhaften, verdrängten Vorstellungen, die eine klare 
Wahrnehmung und Einordnung verhindern.

Gerade der Verdacht auf homosexuell konnotierten sexuellen Missbrauch erzeugt zusätzliche 
Abwehrmechanismen: Einerseits besteht die Angst, durch das Ansprechen selbst moralische Grenzen 
zu überschreiten, andererseits wird die Vorstellung sexualisierter Gewalt zwischen Männern oder an 
Jungen innerlich abgewehrt oder verharmlost. Dies führt dazu, dass Hinweise bagatellisiert, alterna-
tive Deutungen gesucht oder problematische Situationen als „missverständlich“ oder „pädagogisch 
ungeschickt“ umgedeutet werden, anstatt sie als mögliche Grenzverletzungen und Schlimmeres 
ernst zu nehmen.

Hinzu kommt die strukturelle Befangenheit innerhalb der Priesterschaft in kirchlichen Hierarchien. 
Verantwortliche in der Kirchenleitung, Pfarrer benachbarter Gemeinden oder der Dekan stehen in einem 
Verhältnis der Mitbrüderlichkeit zueinander, das Loyalität, Solidarität und Schutz des Ansehens der 
Institution verlangt und tief in der kirchlichen Struktur und Theologie verankert ist. Sie basiert auf dem 
gemeinsamen Weiheamt, der sakramentalen Verbindung in der priesterlichen Gemeinschaft und dem 
Ideal der gegenseitigen Unterstützung im Dienst der kirchlichen Gemeinschaft. Diese Nähe und meist 
unterschwellige, psychologische Verbindung wird in Konfliktsituationen problematisch und kann eine 
konsequente Intervention erheblich erschweren. Der Verdacht gegen einen „Mitbruder“ wird (bewusst 
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oder unbewusst) als Angriff auf die Gemeinschaft erlebt, wodurch die Bereitschaft sinkt, mutig einzu-
greifen, kritische Fragen zu stellen oder externe Stellen einzuschalten. Stattdessen werden Konflikte 
intern gehalten, verzögert oder relativiert – mit der Folge, dass notwendiges Handeln unterblieb.

Warum also bleiben Kirchengemeinden bei Anzeichen sexuellen Missbrauchs so passiv? Hinweise, 
Gerüchte oder Anzeichen sexuellen Missbrauchs entfalten eine paralysierende Wirkung in der 
Gemeinde. Sprachlosigkeit, starre Hierarchien, Angst vor falscher Beschuldigung, das Ablehnen von 
Verantwortungsübernahme und Loyalitätskonflikte blockieren offenes Sprechen und entschlossenes 
Handeln, mit der Folge, dass notwendige Interventionen ausbleiben, Warnsignale ignoriert werden 
und die vom Missbrauch bedrohten oder bereits betroffenen Kinder und Jugendlichen weiterhin 
ungeschützt bleiben – oft über Jahre hinweg. Gleichzeitig verfestigt sich ein Klima des Schweigens, 
das Heimlichkeiten und Verdrängung verstärkt und die Chancen auf Aufarbeitung, Prävention und 
Aufklärung zusätzlich verringert.

Umfassende(re) Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der Kirche

Die Auswertung der Zeitzeugengespräche und die Beschäftigung mit paralysierten Gemeinden 
unterstreicht, dass die Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der Kirche mit dem bisherigen, historisch 
angelegten Vorgehen nicht getan ist. Auch wenn dies zu den zentralen Aufgaben der Kommission 
zur Untersuchung sexualisierter Gewalt gehört, geht eine wirksame Auseinandersetzung über sta-
tistische Erhebungen, die Analyse von Akten, die Sammlung belastbarer Fakten oder die Befragung 
von Zeitzeuginnen und -zeugen hinaus.

Die Zeitzeuginnen und -zeugen befinden sich gleichsam unter einer Glocke des Verschweigens und 
der organisatorischen Externalisierung des Problems sexueller Missbrauch in der katholischen Kirche. 
Die Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs wird an spezialisierte Fach-stellen delegiert und damit 
fachlich adressiert. Das Thema wird dort aber auch gleichsam „abgeladen“. Auf diese Weise wird 
das Thema institutionell und professionell eingehegt, während eine umfassende Auseinandersetzung 
der Kirche insgesamt vermieden oder zumindest aufgeschoben wird. Verantwortung wird damit 
ausgelagert, anstatt als gemeinsame Aufgabe aller kirchlichen Ebenen verstanden zu werden. Der 
schwebende Wunsch, das schwierige Thema beiseitezulegen oder die Auseinandersetzung damit 
nun endgültig abzuschließen, ist nachvollziehbar, bleibt jedoch letztlich aussichtslos.

Die Zeitzeugengespräche des Jahres 2025 zeigen deutlich, dass Aufarbeitung weiter gefasst werden 
muss. Sie erfordert in der gesamten Kirche und ihren Organen ein mitfühlendes und verstetigtes, 
bleibendes Erinnern, umfassende Aufklärung auf allen Ebenen, also auch auf Kirchengemeinde- und 
Dekanatsebene. Selbstverständlich sind auch Entschädigungen und die Anerkennung des erlittenen 
Leids – sowohl persönlich als auch finanziell – erforderlich. Vor diesem Hintergrund ist nicht damit 
zu rechnen, dass das Thema in absehbarer Zeit als abgeschlossen gelten kann. 

Wirksame Aufarbeitung zeigt sich demgegenüber vor allem an der kirchlichen Basis – also in den 
Dekanaten, Kirchengemeinden und im konkreten Handeln der Menschen in der Kirche –, dort, wo 
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Betroffene leben, Gemeinden Verantwortung tragen und sich entscheidet, ob das erlittene Unrecht 
anerkannt, benannt und in gemeinsames Lernen und Veränderung übersetzt wird. Als unverzichtbare 
Voraussetzungen gelingender Aufarbeitung an der kirchlichen Basis können die folgenden zentralen 
Bezugspunkte identifiziert werden:

•	 Für die Betroffenen bedeutet Aufarbeitung den Umgang mit Erinnerungen und Traumata, die 
häufig erst lange nach der Tat wieder bewusst werden. Ein zentraler Bestandteil ist die ange-
messene persönliche und finanzielle Entschädigung, die es ermöglicht, einen Abschluss zu 
finden und das Erlebte persönlich zu integrieren. Innerhalb der Gemeinden erfahren Betroffene 
oft Ausgrenzung oder werden „schuldig gesprochen“, weil sie das Unrecht benennen. Sie 
werden damit erneut Opfer, wenn die Strategie der Schuldumkehr der Täter greift, also der 
Versuch, Schuld und Verantwortung für die sexualisierte Gewalt den Betroffenen zuzuschrei-
ben. Gemeinden müssen öffentlich und eindeutig festhalten: Verantwortung und Schuld liegen 
ausschließlich bei den Tätern. 

•	 In den Gemeinden und Dekanaten zeigt sich die Notwendigkeit der Aufarbeitung beson-
ders deutlich. Betroffene Gemeinden leiden oft unter Heimlichkeiten und Geheimnissen, 
die die Gemeinschaft über Jahre oder sogar Jahrzehnte spalten. Sexueller Missbrauch ist 
schambehaftet und tabuisiert; Betroffene trauen sich häufig nicht, Vorfälle zu melden, und 
müssen gleichzeitig die Verantwortung für die Wahrnehmung und Aufdeckung des Unrechts 
oft allein tragen. Gemeinden müssen benennen, wer versagt hat – nicht nur individuell, 
sondern auch strukturell. Schweigen, Wegsehen oder Abwiegeln sind Teil der Geschichte der 
Kirchengemeinde und müssen als solche thematisiert werden.

•	 Selbst dann, wenn Betroffenen geglaubt und ihnen Mitgefühl und Verständnis entgegenge-
bracht wird, scheint vielen die Begegnung, der Austausch und die Auseinandersetzung mit 
Betroffenen auf Augenhöhe schwer zu fallen. Berichten Betroffene von ihrem Missbrauch, erle-
ben sie immer wieder inferiosierende und paternalistische Reaktionen. Sprechen Betroffene 
von ihren erlittenen Gewalterfahrungen und den daraus resultierenden Folgen, wirken bedau-
ernde Reaktionen oft mitleidig bis hin zu herabsetzend und können re-viktimisierend sein, 
was für die Betroffenen, die sich öffnen und öffentlich äußern um Veränderungen und Ent-
Tabuisierungen anzustoßen, fatale Konsequenzen haben kann.

•	 Gleichzeitig geht es für die Katholikinnen und Katholiken darum, das Geschehene nicht zu 
verdrängen, sondern zwei widersprüchliche Aspekte zusammenzubringen, sie zu integrieren 
und als Spannungsverhältnis auszuhalten: das Helle und Idealisierte der Kirche einerseits 
und das Dunkle, Schlimme, das in den Missbrauchsfällen sichtbar wird, andererseits. Dieser 
Prozess ist unangenehm und stößt häufig auf Wider-stände – gerade darin liegt jedoch seine 
zentrale Bedeutung. Nur wer das Geschehene integriert, statt es zu verdrängen, kann eine 
ehrliche Auseinandersetzung mit der eigenen Kirche zulassen.
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Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs in der katholischen Kirche ist ein vielschichtiger Prozess, der 
institutionelle Strukturen, Gemeindekulturen und individuelle Erfahrungen gleichermaßen umfasst. 
Nur wenn alle Ebenen berücksichtigt werden – von der Arbeit der Fachstellen und Kommissionen über 
die Dynamik in den Gemeinden bis hin zu den Bedürfnissen der Betroffenen – kann Aufarbeitung 
wirksam, gerecht und nachhaltig entlastend werden.

4.3	 Strategie zur Auswertung der Zeitzeugengespräche ab 2022

Die Auswertung der Zeitzeugengespräche geschieht, indem den gemachten Aussagen Fälle 
und Schlagwörter zugeordnet werden.  Auf diese Weise wird es ermöglicht, quer durch die 
Zeitzeugengespräche hindurch Aussagen zu bestimmten Themen zu identifizieren. Im nächsten Schritt 
werden die gemachten Aussagen soweit nötig und sinnvoll in den zeitlichen Verlauf eingeordnet. Auf 
diesem Wege gelingt es – so ist zu hoffen – die realen Abläufe innerhalb der Diözesanverwaltung 
zu rekonstruieren und so die Entwicklungen im Umgang mit Vorwürfen sexualisierter Gewalt gegen 
Minderjährige besser in den Blick zu nehmen.

5.	 Erkenntnisse der Diözese

Die Diözese hat die letzte „Information über die Aufklärung, Aufarbeitung, Anerkennung des Leides 
und Prävention von sexuellem Missbrauch in der DRS (Stand 01.10.2024)“ im Oktober 2024 ver-
öffentlicht. Seither wurden keine neuen Zahlen publiziert.
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III.	 Aktueller Stand (Zusammenfassung)III.	 Aktueller Stand (Zusammenfassung)

1.	 Zusammenarbeit mit der Diözese und innerhalb der 
Aufarbeitungskommission

Die Zusammenarbeit der Mitglieder der AK-DRS mit der Diözese ist in jeder Hinsicht vorbildlich. Dies 
stellt sich auch immer wieder bei Kontakten der Co-Vorsitzenden mit Aufarbeitungskommissionen in 
anderen (Erz-)Bistümern in Deutschland heraus, wenn dortige Problembereiche geschildert werden. 
Die Kooperation der AK-DRS ist mit allen Ebenen der Diözesanverwaltung vom Bischof, Generalvikar, 
Offizial, den Hauptabteilungsleitern des BO, dem Diözesanarchiv, der Registratur bis hin zu allen 
Mitarbeitenden des BO sehr gut. Die nicht bei der Diözese angestellten Kommissionsmitglieder 
erhalten für ihre ehrenamtliche Arbeit eine Aufwandsentschädigung. Die Diözese hat im Dezember 
2022 eine Geschäftsführung / wissenschaftliche Referentin mit 100% Arbeitsumfang sowie 
Büro und Dienstsitz im Offizialat in Rottenburg eingestellt, die die Arbeit der ehrenamtlichen 
Kommissionsmitglieder engagiert und zielgerichtet bis zu ihrem berufsbedingten Weggang zum 
30.9.2025 wesentlich unterstützte. Ab 1.10.2025 wurde auf Wunsch der AK-DRS ein bei der Diözese 
beschäftigtes AK-Mitglied zu 90% zur Aufarbeitungskommission als Geschäftsführer / wiss. Referent 
abgeordnet (vgl. im Einzelnen I.10.). 

Ferner stellt die Diözese alle für die Aufarbeitung benötigten Akten und Materialien zur Verfügung, 
leistet jederzeit die erforderlichen Auskünfte und Hilfen und stattet die AK-DRS mit den notwen-
digen Finanz-, Arbeits- und Sachmitteln aus. Die Voruntersuchungsakten und die Akten der KsM 
sowie weitere Handakten stehen nach einem umfangreichen und zeitaufwändigen Prozess den 
Mitgliedern der AK-DRS digitalisiert zur Auswertung auch außerhalb der Archive in Rottenburg zur  
Verfügung. 

Die Unabhängigkeit der AK-DRS wird von der Diözese und dem Diözesanrat jederzeit gewahrt. Dies 
zeigt sich u.a. auch durch eigenes Briefpapier, eine gesonderte Homepage und Presseerklärungen 
der AK-DRS unabhängig von der Stabsstelle Kommunikation des Bischöflichen Ordinariates. Die 
bereits im Januar 2022 vom Diözesanbischof erlassenen „Normen zur Regelung von Einsichts- 
und Auskunftsrechten für die Kommission zur Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch“ (vgl. 
https://rechtssammlung.drs.de/fileadmin/user_files/225/Dokumente/D_8._ Rechtsschutz_und_
Gerichtsverfahren/8.1_Datenschutz/22_02_02.pdf) sowie die Nutzung eines geschützten Internet-
Bereichs und der Kommunikationsplattform „Communicare“ sind bedeutend für eine datenschutz-
konforme Aufarbeitung durch die Kommissionsmitglieder. Die große Mithilfe der Hausdruckerei des 
BO bei der Herstellung der vier Jahresberichte 2022, 2023, 2024 und 2025 verdient es besonders 
positiv hervorgehoben zu werden. Die IT-Abteilung der Diözese hat die zur Kommissionsarbeit 
notwendige Hardware und Medienausstattung zur Verfügung gestellt und auch schon ergänzt 
bzw. erneuert. Falls es je doch zu irgendwelchen Problemen oder Missverständnissen mit der 
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Diözesanverwaltung gekommen ist, stand (und steht) insbesondere der Offizial dankenswerterweise 
jederzeit zur Hilfe und Problemlösung bereit. 

Die Zusammenarbeit der Kommissionsmitglieder untereinander ist seit Beginn der Aufarbeitungs
tätigkeit und weiterhin jederzeit konstruktiv, problemlos und harmonisch.

2.	 Aktenauswertung

Die Auswertung der Personalakten nach dem D-O-R-T-Prinzip ist abgeschlossen. Dies schließt jedoch 
nicht aus, dass in einzelnen Fällen auf Personalakten zurückgegriffen wird, um zu prüfen, ob sich dort 
Anhaltspunkte für sexuellen Missbrauch finden. Ebenfalls abgeschlossen ist die Aktenauswertung 
des Geheimarchivs im Bischofshaus. Bereits Ende des Jahres 2022 / Anfang des Jahres 2023 wurde 
der Aktenbestand erstmals gesichtet. Im Dezember 2025 erfolgte eine zweite Sichtung, um den 
Bestand mit anderen Aktenbeständen abzugleichen und die einheitlichen Erhebungsbögen aus-
zufüllen. Die Akten der Personalverantwortlichen (Handakten von Prälat Hufnagel und Handakten 
von Domkapitular Paul Hildebrand) wurden bei der Sichtung der Voruntersuchungsakten in digitaler 
Form einbezogen. Ebenfalls zur Verfügung standen bei dieser Sichtung die Protokolle der KsM. Die 
Sichtung dieser Bestände und das Ausfüllen der Erhebungsbogen konnten im Jahr 2025 weitgehend 
abgeschlossen werden. Lediglich kleinere Prüfungen und Abgleichungen stehen zu Beginn des 
Jahres 2026 noch aus, bevor eine Auswertung der Erhebungsbögen erfolgen kann. Die Erkenntnisse 
und Schlussfolgerungen der MHG-Studie werden bei der Erstellung des Abschlussberichts mit den 
Erkenntnissen der Aufarbeitungskommission abgeglichen.

3.	 Zeitzeugengespräche

Im Berichtsjahr 2025 wurden insgesamt sieben Gespräche mit Zeitzeuginnen und Zeitzeugen geführt. 
Sie dienten dazu, das bisherige Wissen und die gewonnenen Erkenntnisse zu erweitern, zusätzliche 
Differenzierungen und Feinheiten zu erschließen sowie neben „harten“ Fakten (wie Zahlen oder 
Namen von Tätern) auch sogenannte „weiche“ Faktoren wie Wahrnehmungen, Deutungen und 
atmosphärische Eindrücke zu erfassen. Auch der Umgang mit sexualisierter Gewalt in der Diözese 
soll aus den jeweils spezifischen Perspektiven der Befragten nachvollzogen und daraus Hinweise 
auf übergreifende strukturelle Fragestellungen gewonnen werden.

Der bewusste Fokus auf subjektive Wahrnehmungen und persönliche Erfahrungen eröffnet dabei 
Einblicke in Problemlagen und Dynamiken, die in Akten häufig nicht oder nur unzureichend abgebil-
det sind. Auf diese Weise lassen sich unterschwellige, verdeckte oder wenig beleuchtete Sichtweisen 
erschließen und Entwicklungen rekonstruieren. Die Zeitzeugengespräche tragen somit dazu bei, 
individuelle Erfahrungen mit den institutionellen Rahmenbedingungen und dem kirchlichen Umgang 
mit sexualisierter Gewalt in Beziehung zu setzen.
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Die im Jahr 2025 geführten Zeitzeugengespräche bestätigten und vertieften die bereits zuvor 
erkennbaren Tendenzen sowie die bisherigen Erkenntnisse der Aufarbeitungskommission. Dabei 
wurden unstrittige Sachverhalte benannt, etwa konkrete Abläufe und Verantwortlichkeiten sowie 
die schrittweise Weiterentwicklung und Professionalisierung der Strukturen im Bereich Prävention 
und Intervention (KsM). Zugleich zeigte sich – nun vor allem auf der Ebene der Kirchengemeinden – 
erneut, dass sexualisierte Gewalt als Phänomen durchaus bekannt war und immer wieder als Thema 
im Raum stand. Problematisches Verhalten von Pfarrern oder Vikaren wird von den Zeitzeugen bis 
heute spontan und präzise erinnert, häufig verbunden mit dem anhaltenden Unbehagen darüber, 
dass damals nicht interveniert wurde und dass dadurch Intensivtäter über Jahre hinweg ungehindert 
sexualisierte Gewalt ausüben konnten.

4.	 Vernetzung

Regelmäßige Kontakte der AK-DRS mit Betroffenenbeirat, KsM, dem Präventionsnetzwerk, 
Priesterrat, Voruntersuchungsführung und anderen fachlichen Gremien und Stellen sorgen für 
eine gute Beurteilungsgrundlage insbesondere für die Erarbeitung des Abschlussberichts und der 
Empfehlungen für die Diözesanleitung.

Überregional ist die AK-DRS über ihre Co-Vorsitzenden und den Geschäftsführer unter anderem 
mit der DBK, der UBSKM, dem Beauftragten für sexuellen Missbrauch der DBK, Bischof Dr. Dieser 
(Aachen), und den Vorsitzenden der Unabhängigen Aufarbeitungs-kommissionen der anderen (Erz-) 
Diözesen vernetzt. Der Austausch erlaubt gründliche Einblicke in die Situation der Aufarbeitung 
in den anderen UAKen und erbringt – insbesondere durch die Auswertung der bereits erfolgten 
Abschlussberichte der Aufarbeitungskommissionen anderer (Erz-)Diözesen - gute Anregungen für 
die Arbeit der AK-DRS.

5.	 Verhalten der Diözese gegenüber Beschuldigten und Tätern sowie 
gegenüber Betroffenen

In den zurückliegenden Jahresberichten der Aufarbeitungskommission wurde das Verhalten der 
Kirche gegenüber Beschuldigten und Tätern wie auch Betroffenen in einem gemeinsamen Abschnitt 
beschrieben und vorläufig bewertet. Diese beiden Gruppen sollen im Folgenden getrennt und wei-
terhin vorläufig betrachtet werden.

5.1	 Verhalten der Diözese gegenüber Beschuldigten und Tätern

Ist für die 1950er-Jahre noch überwiegend ein klares Durchgreifen bis hin zum Eröffnen oder Anregen 
von Strafverfahren zu beobachten, so war der Umgang mit Tätern ab den 1960er – und 1979er-Jah-
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ren oft überwiegend von Fürsorge und Unterstützung geprägt. Dies umfasste sogar Versuche, Einfluss 
auf die Presse, gesellschaftliche Akteure und staatliche Strafverfolgungsbehörden zu nehmen – etwa 
durch die Verhinderung von Eintragungen in Vorstrafenregister, die Vermeidung von Überstellungen 
in den Maßregelvollzug oder Bemühungen um Strafminderung. Parallel dazu wurden Täter in Klöster, 
ins Ausland oder in psychiatrische Einrichtungen verbracht, teils unter erheblichem Druck. Später 
stieß ein solches Vorgehen zunehmend auf Ablehnung durch Klöster und andere Organisationen, 
was die Handlungsmöglichkeiten der Personalverantwortlichen einschränkte.

Die Prognosen von Psychiatern und Psychotherapeuten zur Pädophilie und sexuellen Devianz fielen 
bis in die 2000er-Jahre hinein oft deutlich optimistischer aus als heute. Nicht selten wurden in 
von der Diözese beauftragten Gutachten fälschlicherweise das Rückfall- und Gefährdungsrisiko 
geringer eingeschätzt; als es tatsächlich war: Dies führte zu Fehlentscheidungen mit weitreichen-
den Folgen für die Beschuldigten und fatalen Folgen für weitere Betroffene, die dadurch erst zu 
Opfern gemacht wurden. Enger Kontakt zwischen den Personalverantwortlichen des Bischöflichen 
Ordinariats und Therapeuten diente sowohl der Fürsorge als auch der Kontrolle. Die inzwischen 
eingeführte „Ordnung für die Begleitung und Führung von Klerikern in der Diözese Rottenburg-
Stuttgart, welche unter besonderer Bewährungsaufsicht stehen“ stellt einen Fortschritt dar, da sie 
eine unabhängige Begleitung und Betreuung durch von der Kirche unabhängige Fachpersonen 
vorsieht, um das Rückfallrisiko zu reduzieren. Die Wirksamkeit und Nachhaltigkeit dieser Maßnahme 
muss jedoch noch weiter beobachtet und bewertet werden, sie stellt auch nicht den ersten, wenn-
gleich den elaboriertesten Versuch einer solchen Begleitung dar. Zudem ist es Betroffenen oft schwer 
zu vermitteln, dass die mit der Ordnung festgelegten Maßnahmen – die mit einem erheblichen 
Ressourcenaufwand verbunden sind – nicht nur der Fürsorge der Diözesanleitung gegenüber 
„ihren“ Klerikern entspringen, sondern als Kontrollinstrument auch dazu dienen sollen, deren 
Gefährdungsrisiko zu minimieren.

5.2	 Verhalten der Diözese gegenüber Betroffenen sexualisierter Gewalt

In früheren Jahren spielten Betroffene sexualisierter Gewalt und ihre Anliegen kaum eine Rolle. 
Es gab kaum Bemühungen, ihre Perspektive einzunehmen oder ihre Situation wahrzunehmen, 
geschweige denn, ihnen echte Hilfe und Unterstützung zukommen zu lassen. Stattdessen finden 
sich Beispiele, in denen die Glaubwürdigkeit von Betroffenen diskreditiert wurde – eine Form 
des sekundären Missbrauchs. Teilweise kam es sogar zu einer Täter-Opfer-Schuld-Umkehr, bei der 
Betroffenen die Verantwortung für den erlittenen Missbrauch zugeschoben wurde. Auch in den von 
der Kirche beauftragten Gutachten stand fast ausschließlich das Schicksal der Beschuldigten und 
Täter im Mittelpunkt.

Erst mit der Einrichtung der KsM (Kommission sexueller Missbrauch) im Jahr 2002 wurden Betroffene 
zwar langsam, aber immerhin zunehmend wahrgenommen, es entwickelte sich allmählich eine 
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Haltung der Empathie, Wertschätzung und Anerkennung. Es etablierte sich eine Art „Arbeitsteilung“: 
Während Personalverantwortliche und das Offizialat die Zuständigkeit für den Umgang mit 
Beschuldigten und Tätern hatten, übernahm die KsM die Belange der Betroffenen. Dennoch musste 
auch die KsM lernen, eine betroffenensensible und die Betroffenen in den Mittelpunkt rückende 
Arbeitsweise zu entwickeln. Besonders nach den Ereignissen am Canisius-Kolleg in Berlin im Jahr 
2010, die zu einem starken Anstieg von Meldungen auch in der Diözese Rottenburg führten, stie-
ßen sowohl die Diözesanleitung als auch die KsM an ihre Grenzen und wurden im Hinblick auf 
Betroffenensensibiliät teilweise gravierende Fehler gemacht.

Die Bearbeitung der Voruntersuchungsakten und die Vorbereitung des Abschlussberichts haben 
bereits gezeigt, dass die reine Aktenlage und die bisherigen Zeitzeugengespräche nicht hinreichend 
widerspiegeln, wie die Diözese tatsächlich mit Betroffenen umgegangen ist. So sind z.B. Berichte 
über erfolglose „Anrufe in Rottenburg“, bei denen sich primär und sekundär Betroffene ignoriert und 
abgekanzelt fühlten, zwar bekannt, sie sind aber selten dokumentiert. Dies liegt unter anderem am 
Prinzip der Mündlichkeit, das eine Dokumentation solcher Vorfälle verhinderte, aber auch  daran, dass 
die Aufarbeitungskommission bislang keine strukturierten Interviews mit Betroffenen durchgeführt 
hat. Deshalb hat die Aufarbeitungskommission beschlossen, durch Gespräche mit Betroffenen im 
Kalenderjahr die Quellenlage für den Abschlussbericht zu verbessern und zu erweitern.

6.	 Struktur der Kirche

Wie bereits in den vergangenen Jahren machen auch die Zeitzeugengespräche erneut auf strukturelle 
Probleme und Defizite innerhalb der Kirche aufmerksam, die eine wirksame Prävention, Aufdeckung 
und Bekämpfung sexuellen Missbrauchs durch Priester eher behindert als gefördert haben. Die 
daraus gewonnenen Erkenntnisse werden im Abschlussbericht ausführlich kontextualisiert und 
eingeordnet. An dieser Stelle werden hingegen lediglich ausgewählte Schlaglichter auf Themen aus 
den im vergangenen Jahr geführten Zeitzeugengesprächen vorgestellt.

•	 Ein Zeitzeuge nimmt Bezug auf einen neueren Fall sexueller Übergriffigkeit durch einen Pfarrer 
und äußert deutlich seine Kritik an dessen Verhalten. Es hinterlasse einen schlechten Eindruck, 
wenn der Beschuldigte weiterhin im kirchlichen Rahmen wie selbstverständlich „auftaucht“ 
und aktiv wird (z. B. bei Beerdigungen). Dies wird so interpretiert, dass er offensichtlich von 
der Diözesanleitung nicht wirksam geführt oder „eingebremst“ wird. Gemeindemitglieder 
haben den Eindruck, er könne machen was er will, er handle nach eigenem Ermessen, unge-
achtet der vorangegangenen Vorfälle. Sein Verhalten vermittle kein vertrauenswürdiges Bild, 
scheint aber formal nicht zu unterbinden zu sein. Das offizielle Dekret gegen ihn beschränkt 
sich lediglich auf die Seelsorgeeinheit, in der er als Pfarrer tätig war. Der Zeitzeuge verweist 
darauf, dass alternative Maßnahmen denkbar wären, etwa ihn auf seine Verantwortung 
anzusprechen oder verbindliche Auflagen einzufordern. Die Situation verdeutlicht struktu-
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relle Defizite: Die kirchliche Hierarchie ist stark anweisungsbezogen und direktiv organisiert, 
Kommunikations- und Kontrollwege sind begrenzt. Offene Fragen, wie Verantwortlichkeiten 
über einzelne Seelsorgeeinheiten hinaus geregelt werden könnten, bleiben dadurch weitge-
hend unbeantwortet.

•	 Der Umgang mit Fällen sexualisierter Gewalt blieb über lange Zeit auf einen sehr engen 
Kreis in der Diözesanleitung beschränkt. Er wurde im Wesentlichen zwischen Bischof 
und Personalchef verhandelt. Erst mit der Einrichtung der „Task Force“ 2007 sowie der 
Weiterentwicklung der KsM-Strukturen ab 2002 wurden weitere Ebenen einbezogen und 
interdisziplinäre Perspektiven gestärkt. Gleichzeitig zeigt sich, dass insbesondere die Ebene 
der Dekane dabei lange nicht ausreichend berücksichtigt wurde. Mehrfach wird in den 
Gesprächen deutlich, dass Dekane weder systematisch informiert noch angemessen in rele-
vante Entscheidungs- und Kommunikationsprozesse eingebunden waren. Dies betrifft sowohl 
grundlegende Regelungen – etwa zur Kontrolle oder Begleitung von Intensivtätern – als auch 
konkrete personelle Entscheidungen, beispielsweise die Einsetzung von Administratoren trotz 
bestehender Einschränkungen. 

•	 Eine unklare Kommunikation und Informationsdefizite führen dazu, dass Dekane ihrer 
Leitungs- und Aufsichtsfunktion nur eingeschränkt gerecht werden können. Zugleich ver-
weisen Zeitzeugen auf strukturelle Defizite in der Mitarbeiterführung auf Dekanatsebene. 
Dekane verfügen oftmals weder über ausreichende Instrumente noch über eine entspre-
chende Qualifizierung, um ihre Rolle als Vorgesetzte professionell auszufüllen. Der Bedarf 
an klaren Ordnungen, verbindlichen Zuständigkeiten sowie gezielter Professionalisierung – 
etwa im Bereich von Mitarbeitergesprächen und Aufsichtssituationen – wird dabei benannt. 
Insgesamt unterstreichen die Beobachtungen den Handlungsbedarf: Zentrale Informationen 
und relevante Entscheidungen im Bereich sexualisierter Gewalt müssen Dekanen direkt und 
transparent zugänglich gemacht werden und dürfen sich nicht auf formale Veröffentlichungen 
beschränken. Nur so kann eine verantwortliche Einbindung aller Leitungsebenen und ein 
wirksamer struktureller Umgang mit sexualisierter Gewalt gewährleistet werden.

•	 Ein Zeitzeugengespräch thematisiert die Situation im Diözesanarchiv und insbesondere die 
Archivierung der Priesterpersonalakten. Es beleuchtet die komplexen Strukturen und organi-
satorischen Herausforderungen bei deren Führung und Verwaltung und macht deutlich, dass 
Unklarheiten in Zuständigkeiten und Abläufen die Nachvollziehbarkeit erheblich erschweren. 
Aus dem Gespräch ergeben sich konkrete Empfehlungen für eine effizientere und transpa-
rentere Handhabung: Dazu zählt vor allem eine klare Festlegung der Verantwortlichkeiten 
für die Führung, Pflege und Vollständigkeit der Priesterpersonalakten. Zudem wird angeregt, 
die Priesterpersonalakten künftig nach dem Modell der Laienpersonalakten zu verwalten, 
etwa durch eine Bündelung der Zuständigkeit in der Hauptabteilung V oder in der zentralen 
Registratur.
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IV.	 Weitere Planungen der Kommission / Jahresplan 2026IV.	 Weitere Planungen der Kommission / Jahresplan 2026

Die AK-DRS hat den Jahresplan 2026 verabschiedet (vgl. www.ak-drs.de/arbeitsplan.html).

Neben den regelmäßigen AK-Sitzungen, der Fertigstellung und Veröffentlichung des Jahresberichts 
2025, mindestens einer Klausursitzung in Präsenz, den Gesprächen mit der Diözesanleitung, dem 
Betroffenenbeirat, verschiedenen Gremien, Einrichtungen und der Voruntersuchungsführung, wei-
teren Zeitzeugengesprächen wird die Arbeit der Kommission 2026 insbesondere von der Analyse 
der Erhebungsbögen der ausgewerteten Vielzahl von Akten geprägt sein. Nach einer von der 
AK-DRS 2025 beschlossenen Strategie zur Analyse der von den Auswertungsteams ausgefüllten 
Erhebungsbögen müssen die ermittelten Daten und Erkenntnisse u.a. auch mit den Ergebnissen der 
bisherigen Zeitzeugengespräche abgeglichen werden. Auch dazu wurde eine Strategie erarbeitet und 
beschlossen. Für diesen Teilbereich des Abschlussberichts der Kommission sind dann insbesondere 
Zahlen, Daten, Fakten sexuellen Missbrauchs und Erkenntnisse zum administrativen Umgang der 
Diözese mit Betroffenen und Beschuldigten bzw. Tätern sowie Aussagen zu kirchlichen Strukturen 
zu erwarten. Hierbei dürften auch einzelne besonders problematische Fälle sowie Netzwerke wei-
ter in den Blick rücken. Zum Abschluss der Analyse der Aktenauswertung sind 2026 auch zweite 
Zeitzeugengespräche mit verschiedenen Personalverantwortlichen der Diözese geplant. 

Zweiter Schwerpunkt der Aufarbeitungsarbeit im Jahr 2026 wird die Vorbereitung und Fertigstellung 
des Abschlussberichts sein, dessen Veröffentlichung im Frühjahr 2027 angedacht ist. Dabei geht es 
u.a. um die Gliederung, die Festlegung der Berichtsthemen und die Verteilung der verschiedenen 
Berichte auf die AK-Mitglieder sowie auch die Klärung von Datenschutzfragen, z.B. bei einer mög-
lichen Nennung von Täternamen.

Ein dritter Schwerpunkt stellt die Erarbeitung von Empfehlungen an die Diözesanleitung aus den 
Erkenntnissen der Aufarbeitungsarbeit dar. Diese Empfehlungen sollen Teil des Abschlussberichts wer-
den. Die AK-DRS aktualisiert ständig die bereits vor Jahren erarbeitete Liste der Empfehlungsthemen 
und hat diese 2025 stark auf das Wesentliche gekürzt.

Die stetigen Kontakte mit den anderen UAKen, dem Bundesvorstand der UAKen, der Geschäftsstelle 
bei der DBK, der UBSKM, werden insbesondere von den Co-Vorsitzenden und dem Geschäftsführer 
auch 2026 gepflegt werden.
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V.	 AnhangV.	 Anhang

1.	 Gemeinsame Erklärung (GE)

Gemeinsame Erklärung 

über verbindliche Kriterien und Standards für eine unabhängige Aufarbeitung von sexuellem 
Missbrauch in der katholischen Kirche  in Deutschland 

des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs

und

der Deutschen Bischofskonferenz, 

vertreten durch den Beauftragten der Deutschen Bischofskonferenz für Fragen des sexuellen 
Missbrauchs im kirchlichen Bereich und für Fragen des Kinder- und Jugendschutzes

Präambel 

In Anerkennung, dass Kleriker und sonstige Beschäftigte der katholischen Kirche in Deutschland in 
der Vergangenheit Kinder und Jugendliche sexuell missbraucht haben, stimmen der Unabhängige 
Beauftragte für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) und die Deutsche Bischofskonferenz 
in dem Ziel überein, sexuellen Missbrauch im Raum der katholischen Kirche unabhängig aufzuar-
beiten. 

Die Deutsche Bischofskonferenz bekräftigt ihre Verpflichtung zur Fortsetzung der umfassenden 
Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs. Die nachfolgende Gemeinsame Erklärung zu verbindli-
chen Kriterien und Standards sowie zu deren struktureller Umsetzung versteht sich als notwendige 
Ergänzung und Weiterentwicklung der etablierten Maßnahmen und gegenwärtig bereits beschlos-
senen und laufenden Prozesse zur Aufklärung, Prävention, Anerkennung und Analyse von sexuellem 
Missbrauch im Raum der katholischen Kirche in Deutschland. 

Zur Erreichung des Ziels, sexuellen Missbrauch im Raum der katholischen Kirche aufzuarbeiten, ver-
pflichtet sich die Deutsche Bischofskonferenz mit dieser gemeinsamen Erklärung zur Einhaltung der 
darin formulierten Standards und Kriterien bei der Aufarbeitung von Missbrauch und zur Errichtung 
der dafür notwendigen Strukturen. Die zentralen Kriterien von Aufarbeitung sind Unabhängigkeit, 
Transparenz sowie Partizipation von Betroffenen. Die im Folgenden benannten Strukturelemente 
dienen der Gewährleistung dieser Kriterien. 

Die/der UBSKM unterstützt in Zusammenarbeit mit der bei seinem/ihrem Amt eingerichteten 
Arbeitsgruppe „Aufarbeitung Kirchen“ die Deutsche Bischofskonferenz inhaltlich bei ihrem Bestreben 
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für eine unabhängige Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs von Kindern und Jugendlichen, wirkt 
an der Etablierung der notwendigen Strukturen mit und engagiert sich für die weitere notwendige 
politische Unterstützung. 

Die Unterzeichnenden streben an, dass die in dieser gemeinsamen Erklärung getroffenen 
Vereinbarungen bundesweit im Raum der katholischen Kirche Anwendung finden. Dazu machen sich 
die Diözesanbischöfe diese gemeinsame Erklärung durch Gegenzeichnung dieser Erklärung zu eigen. 

1.	 Aufarbeitung 

1.1.	 Die Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs ist genuine Aufgabe des jeweiligen Ortsordinarius. 
Aufgrund dieser Verantwortung verpflichtet sich der Ortsordinarius zur Gewährleistung einer 
Aufarbeitung, die unabhängig erfolgt und über deren Ablauf und Ergebnisse Transparenz her-
gestellt wird. Gleiches gilt für eine verbindliche und institutionalisierte Beteiligung Betroffener, 
ohne die wirkliche Aufarbeitung nicht möglich ist.

1.2. 	 Aufarbeitung meint im Rahmen dieser gemeinsamen Erklärung die Erfassung von Tatsachen, 
Ursachen und Folgen von sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugendlichen in der katho-
lischen Kirche, die Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch ermöglicht oder 
erleichtert oder dessen Aufdeckung erschwert haben sowie den administrativen Umgang mit 
Täter/innen und Betroffenen. Bereits bestehende Regelungen bezüglich der Aufarbeitung und 
Aufklärung von sexuellem Missbrauch im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz bleiben 
von dieser gemeinsamen Erklärung unberührt. 

1.3. 	 Die Aufarbeitung soll das geschehene Unrecht und das Leid der Betroffenen anerkennen, 
einen institutionellen und gesellschaftlichen Reflexionsprozess anregen und aufrechterhalten, 
Betroffene an diesen Prozessen beteiligen und ihnen im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten 
Zugang zu den sie betreffenden Informationen und Unterlagen ermöglichen, aus gewonnenen 
Erkenntnissen weitere Schlussfolgerungen für den Schutz von Kindern und Jugendlichen zie-
hen und einen Beitrag zur gesamten kirchlichen und gesellschaftlichen Aufarbeitung leisten. 

2. 	 Kommissionen zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs auf der Ebene der 
(Erz-)Diözesen 

2.1. 	 Jede (Erz-)Diözese richtet eine Kommission zur Erfüllung der benannten Aufgaben ein und 
stellt ihr die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Mittel zur Verfügung. Sie wird vom 
jeweiligen (Erz-)Bischof berufen. Interdiözesane Kommissionen sind möglich. Sofern in einer 
(Erz-)Diözese bereits eine Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs eingerichtet 
worden ist, wird in einem Verständigungsprozess zwischen dem jeweiligen Ordinarius und dem 
UBSKM erörtert, ob diese den in dieser Erklärung genannten Kriterien von Unabhängigkeit, 
Transparenz und Partizipation von Betroffenen in gleichwertiger Art und Weise entspricht. 
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2.2. 	 Die Kommissionen nehmen die in dieser gemeinsamen Erklärung vereinbarten Aufgaben 
und Pflichten für die jeweilige (Erz-)Diözese wahr. Dabei gehen die Kommissionen von 
dem bereits erhobenen Stand der Aufarbeitung aus. Falls es in einer (Erz-)Diözese laufende 
Aufarbeitungsprojekte und -aktivitäten gibt, können diese fortgesetzt werden. Die Ergebnisse 
werden anschließend in den Bericht der jeweiligen diözesanen Kommission aufgenommen. 

2.3. 	 Die Kommissionen bestehen aus einer ungeraden Anzahl an Mitgliedern. Eine 
Kommissionsgröße von in der Regel sieben Mitgliedern wird empfohlen. Bei einer Anzahl 
von sieben Kommissionsmitgliedern sind zwei der Mitglieder aus dem Kreis der Betroffenen 
auszuwählen, die übrigen Mitglieder sollen Expert/innen aus Wissenschaft, Fachpraxis, Justiz 
und öffentlicher Verwaltung sowie Vertreter/innen der (Erz-)Diözesen sein. Sie alle sollen über 
persönliche und/oder fachliche Erfahrungen mit Prozessen der Aufarbeitung sexualisierter 
Gewalt in Institutionen verfügen. Weniger als 50 Prozent der Mitglieder dürfen dem Kreis 
der Beschäftigten der katholischen Kirche oder eines diözesanen Laiengremiums angehö-
ren. Die jeweiligen diözesanen Ansprechpersonen und die Präventionsbeauftragten bzw. 
Interventionsbeauftragten oder andere geeignete kirchliche Mitarbeiter sollen ständige Gäste 
der Kommissionen sein. 

2.4. 	 Der (Erz-)Bischof beruft die Mitglieder der Kommission für drei Jahre, eine wiederholte 
Berufung ist möglich. Bezüglich der Berufung der Mitglieder aus Wissenschaft/Fachpraxis 
und/oder öffentlicher Verwaltung sowie der Justiz bittet er die für die (Erz-)Diözesen jeweils 
zuständige(n) Landesregierung(en) um Benennung geeigneter Personen. Die Mitglieder aus 
dem Kreis der Betroffenen werden auf Vorschlag des jeweiligen Betroffenenbeirates bzw. 
der begleitenden Betroffenen nach Punkt 5.2 berufen. Sollte ein Mitglied während der 
Arbeitsperiode ausscheiden, so wird der Sitz entsprechend den vorgenannten Regelungen 
nachbesetzt. 

2.5. 	 Die oder der durch die Kommission gewählte Vorsitzende soll aufgrund ihrer/seiner beruflichen 
Erfahrung und gesellschaftlichen Stellung die Gewähr für eine weithin anerkannte Leitung der 
Kommission bieten. Sie oder er darf weder der Gruppe der Betroffenenvertretungen noch der 
im arbeitsrechtlichen Sinne Beschäftigten der katholischen Kirche angehören oder zu einem 
früheren Zeitpunkt angehört haben. 

2.6. 	 Die Mitglieder der Kommission verpflichten sich im Rahmen der rechtlichen Regelungen zur 
Verschwiegenheit und zum Schutz personenbezogener Daten, die ihnen im Rahmen ihrer 
Tätigkeit für die Kommission bekannt werden. 

2.7. 	 Die Mitgliedschaft in der Kommission ist ein Ehrenamt. Die Mitglieder erhalten eine der 
Aufgabe angemessene Aufwandsentschädigung. 

2.8. 	 Die Kommissionen können Anhörungsbeauftragte benennen, die aufgrund ihrer beruflichen 
oder sonstigen Erfahrung in der Lage sind, Gespräche mit Betroffenen respektvoll und empa-
thisch zu führen. 



3.	 Aufgaben der Kommissionen zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs auf der 
Ebene der (Erz-)Diözesen 

3.1. 	 Die Kommission leistet ihren Beitrag zur umschriebenen Aufarbeitung insbesondere durch die 
Wahrnehmung folgender Aufgaben: 

a) 	die quantitative Erhebung des sexuellen Missbrauchs in der (Erz-)Diözese, 

b) 	die Untersuchung des administrativen Umgangs mit Täter/innen und Betroffenen und 

c) 	die Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch ermöglicht oder erleichtert   
oder dessen Aufdeckung erschwert haben. 

	 Hierbei berücksichtigt sie sowohl die Erkenntnisse der „MHG-Studie“ als auch die laufenden 
oder abgeschlossenen diözesanen Aufarbeitungsprojekte. 

	 Im Einvernehmen mit der (Erz-)Diözese können weitere geeignete Aufträge zur quantita-
tiven Ermittlung des Ausmaßes sexuellen Missbrauchs sowie zur qualitativen Analyse der 
spezifischen Bedingungen des Entstehens und Aufdeckens von Missbrauchsfällen in ihrem 
Zuständigkeitsbereich vergeben werden.

3.2. 	 Im Rahmen der institutionellen Aufarbeitung koordiniert die Kommission in Abstimmung mit 
den Betroffenen den Austausch mit anderen zu beteiligenden (Erz-)Diözesen. Sie versteht 
sich, sofern dies eine der genannten Aufgaben betrifft, als Ansprechpartnerin für Betroffene. 
In anderen Fällen verweist sie an die diözesanen sowie unabhängigen und qualifizierten 
Ansprechstellen. 

3.3. 	 Die Kommission kann im Rahmen ihrer Aufgaben Personen anhören oder Anhörungsbeauftragte 
damit beauftragen, dabei sind die Interessen und Bedürfnisse von Betroffenen zu berücksich-
tigen. Anhörungen dürfen nicht unter dem Siegel des Beichtgeheimnisses geführt werden. 
Zu den Regelungen der weiteren Verwertung der Anhörungsinhalte werden die Betroffenen 
umfassend informiert. 

3.4. 	 Bei aktuellen Meldungen sexuellen Missbrauchs gelten die in der „Ordnung für den Umgang 
mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener 
durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ festgelegten Verfahren/
Zuständigkeiten. Die Kommission ist angehalten, einen regelmäßigen Austausch mit den 
entsprechenden Stellen zu suchen. 

4. 	 Überdiözesane Berichtslegung und Qualitätsentwicklung, Monitoring und 
Austausch zur unabhängigen Aufarbeitung 

4.1. 	 Zur Sicherung der Transparenz des Aufarbeitungsprozesses berichten die Kommissionen 
zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs auf der Ebene der (Erz-)Diözesen jährlich in 
schriftlicher Form an die/den UBSKM und an den jeweiligen Ordinarius. In dem Bewusstsein, 
dass Aufarbeitung keinen Schlusspunkt haben kann und bleibende Aufgabe der katholischen 
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Kirche und der ganzen Gesellschaft ist, sollen die Kommissionen darüber hinaus innerhalb 
von fünf Jahren einen vorläufigen Abschlussbericht vorlegen. Der vorläufige Abschlussbericht 
soll eine Zusammenfassung aller Ergebnisse, einen Bericht des jeweiligen Betroffenenbeirats 
bzw. der begleitenden Betroffenen nach Punkt 5.2 und konkrete Handlungsempfehlungen 
beinhalten. 

4.2. 	 Die Vorsitzenden der Kommissionen in den (Erz-)Diözesen wählen aus ihrem Kreis für jeweils 
drei Jahre einen Vorsitz sowie zwei Stellvertretungen, welche die jährlich stattfindenden 
Austauschsitzungen vorbereiten und leiten. 

4.3. 	 Die jährlichen Austauschsitzungen dienen dem Wissens- und Erfahrungsaustausch, der 
Auswertung der jährlichen Berichte der Kommissionen und Bündelung der Ergebnisse 
regionaler Aufarbeitungsstudien. Zu ihnen werden der Beauftragte der Deutschen 
Bischofskonferenz für Fragen des sexuellen Missbrauchs im kirchlichen Bereich und für 
Fragen des Kinder- und Jugendschutzes, eine Vertretung der Deutschen Ordensobernkonferenz 
(DOK) und des Deutschen Caritasverbandes e. V. sowie des Betroffenenbeirats der Deutschen 
Bischofskonferenz, des UBSKM sowie das Institut für Prävention und Aufarbeitung (IPA) 
eingeladen. 

4.4. 	 Nach drei Jahren findet die jährliche Austauschsitzung im Format einer (öffentlichen) 
Fachtagung (Konferenz) statt, zu der die Mitglieder der Kommissionen und Betroffenen-
beiräte in den (Erz-)Diözesen, der Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen 
Kindesmissbrauchs sowie Expert/innen aus Wissenschaft und Fachpraxis eingeladen werden. 
In diesem Rahmen findet eine Zwischenevaluation statt, um die notwendigen nächsten 
Schritte für die Kommissionen zu identifizieren. 

4.5. 	 Dem Vorsitz der Kommissionen wird durch die Deutsche Bischofskonferenz eine Geschäftsstelle 
mit für die Aufgabe angemessenen sachlichen und personellen Ressourcen zur Verfügung 
gestellt, die fachlich an die Weisungen des Vorsitzes der Kommissionen gebunden ist. Die kon-
krete Ausgestaltung wird im Einvernehmen mit dem Vorsitz geregelt. Die Geschäftsstelle berei-
tet die jährlichen Austauschsitzungen sowie die Fachtagungen vor und nach und entwickelt 
als Grundlage für ein Monitoring der Aufarbeitungsmaßnahmen eine für die Kommissionen 
verbindliche Struktur zur Berichtslegung. 

4.6. 	 Sämtliche Berichte sowie die Protokolle der jährlichen Austauschsitzungen und der 
Fachtagungen werden auf den jeweiligen Internetseiten der (Erz-)Diözesen sowie der bei dem 
Vorsitz der Kommissionen angesiedelten Geschäftsstelle veröffentlicht soweit dies rechtlich 
zulässig ist. 

4.7. 	 Auf der Basis der Erkenntnisse aus der unabhängigen Aufarbeitung werden Konsequenzen 
für die Weiterentwicklung von Präventionsmaßnahmen und die Erforschung ihrer Wirksamkeit 
abgeleitet. 



57

JAHRESBERICHT 2025

5. 	 Strukturelle Beteiligung von Betroffenen 

5.1. 	 Menschen, die von sexuellem Missbrauch im Bereich der katholischen Kirche in 
Deutschland betroffen sind, sind wichtige Akteur/innen der Aufarbeitung und werden an 
den Aufarbeitungsprozessen maßgeblich beteiligt. Sie sind insbesondere Mitglieder der 
Kommissionen zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs auf der Ebene der (Erz-)Diözesen 
und begleiten den Austausch der Kommissionen. 

5.2. 	 Die Prozesse zur Aufarbeitung werden von Betroffenen begleitet. Hierzu wird durch die 
(Erz- )Diözese zur Mitarbeit aufgerufen. Vorzugsweise geschieht die Begleitung durch die 
Einrichtung eines Betroffenenbeirats. Sofern überdiözesane Kommissionen gebildet werden, 
soll nur ein Betroffenenbeirat gebildet werden. Es können Betroffenenbeiräte eingerichtet wer-
den, die mehrere Kommissionen begleiten. Für das Ausschreibungs- und Besetzungsverfahren 
der Betroffenenbeiräte entwickelt die Deutsche Bischofskonferenz in Abstimmung mit dem 
UBSKM und mit Betroffenenvertreter/innen eine Rahmenordnung. Sofern es in einer (Erz-)
Diözese bereits ein Gremium zur Beteiligung von Betroffenen gibt, kann durch dieses Gremium 
die Einbindung der Betroffenen erfolgen. 

5.3. 	 In Anerkennung des Engagements und des Aufwands der begleitenden Betroffenen nach 
Punkt 5.2 wird eine Aufwandsentschädigung gezahlt. Zur Gewährleistung von Transparenz 
und Einheitlichkeit entwickelt die Deutsche Bischofskonferenz eine Rahmenordnung für 
Aufwandsentschädigungen, die sich an den Regelungen des Betroffenenrats beim UBSKM 
orientiert. 

6. 	 Angebote zur individuellen Aufarbeitung 

6.1. 	 Die (Erz-)Diözesen respektieren die individuelle Aufarbeitung der Betroffenen als Prozess, 
der sich grundsätzlich an den Interessen, Verarbeitungsphasen und -bedürfnissen der 
Betroffenen orientieren soll. Hiervon unberührt bleibt die Einleitung kirchenrechtlicher und 
staatlicher Strafverfahren sowie dienst- und arbeitsrechtlicher Maßnahmen bei noch lebenden 
Beschuldigten. Zu den unterschiedlichen Verfahrensabläufen sollen die Betroffenen soweit 
rechtlich zulässig und möglich umfassend informiert werden. 

6.2. 	 Betroffenen werden gemäß der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sons-
tige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ von den (Erz-)Diözesen Hilfen und Unterstützung 
angeboten. Dazu zählen individuelle seelsorgliche und therapeutische Hilfen genauso wie 
Gesprächsangebote mit Verantwortlichen der Kirche, Hilfen nichtkirchlicher Einrichtungen und 
die Unterstützung der Vernetzung von Betroffenen. 

6.3. 	 Betroffene erhalten die Möglichkeit zu einem Gespräch in Anwesenheit einer geeigneten 
Vertretung der (Erz-)Diözese. Die Vertretung der (Erz-)Diözese übernimmt im Rahmen des 
Gesprächs Verantwortung im Namen der (Erz-)Diözese. 
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7. 	 Auskunft und Akteneinsicht 

7.1. 	 Die (Erz-)Diözesen verpflichten sich zu umfassender Kooperation mit den eingesetzten 
Aufarbeitungskommissionen, denen bzw. einzelnen Mitgliedern Akteneinsicht oder Auskunft 
gewährt wird, sofern es für die Erledigung der Aufgaben der Kommission erforderlich und 
rechtlich zulässig ist und keine berechtigten Interessen Dritter entgegenstehen. 

7.2. 	 Dabei sind das geltende staatliche und kirchliche Recht zu beachten, insbesondere das 
Kirchliche Datenschutzgesetz (KDG) und die hierzu ergangenen Durchführungsverordnungen 
(DVO) zum KDG, zur Gewährleistung des Rechtsschutzes auf dem Gebiet des kirchlichen 
Datenschutzrechtes die Kirchliche Datenschutzgerichtsordnung (KDSGO) sowie die Anordnung 
über die Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen Kirche (Kirchliche Archivordnung 
– KAO) und die in den (Erz-)Diözesen hierzu ergangenen Benutzungsordnungen für die 
Archive. 

8. 	 Gegenzeichnung 

Jeder Diözesanbischof kann diese gemeinsame Erklärung durch Gegenzeichnung als für seine (Erz- )
Diözese verbindlich erklären. Die Erklärung wird in diesem Fall auf der Internetseite der (Erz-)Diözese 
veröffentlicht. Sofern es bereits eine umfassende Aufarbeitung in der (Erz-)Diözese gibt, kann der 
Diözesanbischof nach einer Verständigung mit dem UBSKM eine Äquivalenzerklärung im Sinne von 
Punkt 2.1 unterzeichnen. Auch diese wird auf der Internetseite der (Erz-)Diözese veröffentlicht. 

9. 	 Geltungsdauer 

Die in dieser Erklärung genannten Projekte und Verfahren werden zunächst für die Dauer von sechs 
Jahren oder bis ein Jahr nach Vorlage des Abschlussberichts, beginnend mit der Gegenzeichnung 
durch den Diözesanbischof, eingereicht.

Rottenburg, den 11. Dezember 2020 

+ Dr. Gebhard Fürst Bischof
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2.	 Statut der Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs 
(AK-DRS)

Präambel

(1)	 Am 11.12.2020 wurde die „Gemeinsame Erklärung über verbindliche Kriterien und Standards 
für eine unabhängige Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche in 
Deutschland des unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs und 
der Deutschen Bischofskonferenz“ (im folgenden „GE“) von Bischof Dr. Gebhard Fürst gegen-
gezeichnet und am 15.01.2021 im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Rottenburg-Stuttgart 
sowie auf der Internetseite der Diözese Rottenburg-Stuttgart veröffentlicht (BO-Nr. 6603 
– KABl. 65 [2021] 54-57; https://www.drs.de/fileadmin/user_upload/Dossiers/Praevention_
und_Missbrauch/2020-074a-Gemeinsame-Erklaerung-UBSKM-Dt.-Bischofskonferenz.pdf).

(2)	 Durch Gegenzeichnung und amtliche Veröffentlichung wurde die „Gemeinsame Erklärung“ 
für die Diözese Rottenburg-Stuttgart verbindlich erklärt (vgl. GE Ziffer 8).

(3)	 In Anerkennung, dass Kleriker und sonstige Beschäftigte der katholischen Kirche in 
Deutschland in der Vergangenheit Kinder und Jugendliche sexuell missbraucht haben, stim-
men der Unabhängige Beauftragte für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) 
und die Diözese Rottenburg-Stuttgart in dem Ziel überein, sexuellen Missbrauch im Raum 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart unabhängig aufzuarbeiten.

(4)	 Der Bischof von Rottenburg-Stuttgart verpflichtet sich zur Gewährleistung einer Aufarbeitung, 
die unabhängig erfolgt und über deren Ablauf und Ergebnisse Transparenz hergestellt wird. 
Gleiches gilt für eine verbindliche und institutionalisierte Beteiligung Betroffener, ohne die 
wirkliche Aufarbeitung nicht möglich ist.

(5)	 Aufarbeitung meint im Rahmen der „Gemeinsamen Erklärung“ die Erfassung von Tatsachen, 
Ursachen und Folgen von sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugendlichen in der katholi-
schen Kirche, insbesondere die Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch ermög-
licht oder erleichtert oder dessen Aufdeckung erschwert haben sowie den administrativen 
Umgang mit Tätern und Täterinnen und Betroffenen.

(6)	 Menschen, die von sexuellem Missbrauch im Bereich der katholischen Kirche in 
Deutschland betroffen sind, sind wichtige Akteur(innen) der Aufarbeitung und werden an 
den Aufarbeitungsprozessen maßgeblich beteiligt. Sie sind unverzichtbare Mitglieder der 
Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs der Diözese Rottenburg-Stuttgart.

(7)	 Die „Gemeinsame Erklärung“ berücksichtigt bei der Bestimmung von „sexuellem Missbrauch“ 
sowohl das kirchliche wie auch das staatliche Recht. Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne 
dieser gemeinsamen Erklärung umfasst sowohl strafbare als auch nicht strafrechtlich sank-
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tionierbare sexualbezogene Handlungen und Grenzverletzungen im Sinne der „Ordnung 
für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürf-
tiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“. Als 
Betroffene werden zum Tatzeitpunkt minderjährige Personen bzw. schutz- und hilfebe-
dürftige Erwachsene bezeichnet, die in diesem Sinne sexuell missbraucht worden sind. 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst im Sinne dieser gemeinsamen Erklärung sind insbeson-
dere Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt, Ordensangehörige, Kirchenbeamt(innen) 
und Arbeitnehmer(innen). Darüber hinaus gilt diese gemeinsame Erklärung auch bei Fällen 
sexuellen Missbrauchs durch Ehrenamtliche, sofern dieser im Kontext der ehrenamtlichen 
Tätigkeit begangen wurde.

(8)	 Die Aufarbeitung soll das geschehene Unrecht und das Leid der Betroffenen anerkennen, 
einen institutionellen und gesellschaftlichen Reflexionsprozess anregen und aufrechter-
halten, Betroffene an diesen Prozessen beteiligen und ihnen im Rahmen der rechtlichen 
Möglichkeiten Zugang zu den sie betreffenden Informationen und Unterlagen ermöglichen, 
aus gewonnenen Erkenntnissen weitere Schlussfolgerungen für den Schutz von Kindern 
und Jugendlichen ziehen und einen Beitrag zur gesamten kirchlichen und gesellschaftlichen 
Aufarbeitung leisten.

§ 1 – Errichtung der Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs in 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart (Aufarbeitungskommission Diözese Rottenburg-
Stuttgart – AK-DRS)

Der Bischof von Rottenburg-Stuttgart errichtet eine Kommission zur Aufarbeitung des sexuel-
len Missbrauchs in der Diözese Rottenburg-Stuttgart (AK-DRS) entsprechend den Vorgaben der 
„Gemeinsamen Erklärung“ zum 10.12.2020.

§ 2 – Zweck der Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchsin der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart (AK-DRS)

Die AK-DRS nimmt die in der „Gemeinsamen Erklärung“ vereinbarten Aufgaben und Pflichten, so 
wie sie in der Präambel dargelegt werden,  für die Diözese Rottenburg-Stuttgart wahr.

§ 3 – Mitglieder der Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs in der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart (AK-DRS)

(1)	 Die AK-DRS besteht aus sieben Mitgliedern:

a)	 zwei Mitglieder, die von sexuellem Missbrauch innerhalb der katholischen Kirche betroffen 
sind

b)	 drei Expert(innen) aus Wissenschaft, Fachpraxis, Justiz und öffentlicher Verwaltung sowie 
zwei Vertreter(innen) der Diözese Rottenburg-Stuttgart, die alle über persönliche und / oder 
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fachliche Erfahrungen mit Prozessen der Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in Institutionen 
verfügen.

(2)	 Höchstens drei Mitglieder dürfen dem Kreis der Beschäftigten der Katholischen Kirche oder 
eines diözesanen Laiengremiums angehören.

(3)	 Die diözesanen Ansprechsprechpersonen und die Leitung der Stabsstelle Prävention, Kinder- 
und Jugendschutz oder andere geeignete kirchliche Mitarbeiter(innen) können   von der 
Kommission als sachkundige Personen angehört oder bei Bedarf beigezogen werden.

§ 4 – Benennung, Berufung und Amtszeit der Mitglieder der Kommissionzur Aufarbeitung 
des sexuellen Missbrauchs in der Diözese Rottenburg-Stuttgart(AK-DRS)

(1)	 Die zwei Mitglieder aus dem Kreis der Betroffenen (§ 3 Abs. 1. lit. a) werden vom Bischof beru-
fen. Sie sollen so lange der Aufarbeitungskommission angehören, bis der Betroffenenbeirat 
in der Diözese Rottenburg-Stuttgart konstituiert ist und

–	 entweder die beiden vom Bischof persönlich berufenen Mitglieder aus dem Kreis der 
Betroffenen durch Wahl des Betroffenenbeirats bestätigt

–	 oder ein bzw. beide Mitglieder durch die Wahl anderer Personen aus dem Kreis der 
Betroffenen durch den Betroffenenbeirat dem Bischof zur (teilweisen) Neuberufung vor-
geschlagen und diese vom Bischof neu berufen werden.

(2)	 Bezüglich der Berufung der Mitglieder aus Wissenschaft / Fachpraxis und / oder öffentlicher 
Verwaltung sowie der Justiz (§ 3 Abs. 1. lit. b) bittet der Bischof die Landesregierung von 
Baden-Württemberg um Benennung geeigneter Personen.

(3)	 Der Bischof beruft die Mitglieder der Kommission für drei Jahre, eine wiederholte Berufung 
ist möglich.

(4)	 Die Mitgliedschaft erlischt durch schriftliche Austrittserklärung gegenüber dem Bischof oder 
Tod. Scheidet ein Mitglied während der Arbeitsperiode aus, so wird der Sitz entsprechend 
den statuarischen vorgenannten Regelungen zügig nachbesetzt.

§ 5 – Vorsitzende der Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchsin der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart (AK-DRS)

(1)	 Die Kommission wählt aus ihrer Mitte eine(n) Vorsitzende(n) oder zwei Vorsitzende, die die 
Aufgaben des Vorsitzes je einzeln ausüben.

(2)	 Die Vorsitzenden sollen aufgrund ihrer  beruflichen Erfahrung und gesellschaftlichen Stellung 
die Gewähr für eine weithin anerkannte Leitung der Kommission bieten. Sie  dürfen weder der 
Gruppe der Betroffenen noch der im arbeitsrechtlichen Sinne Beschäftigten der katholischen 
Kirche angehören oder zu einem früheren Zeitpunkt angehört haben.
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§ 6 – Aufgaben der Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs in der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart (AK-DRS)

(1)	 Die Kommission leistet ihren Beitrag zur in der „Gemeinsamen Erklärung“ umschriebenen 
Aufarbeitung insbesondere durch die Wahrnehmung folgender Aufgaben:

a)	 die quantitative Erhebung des sexuellen Missbrauchs in der Diözese,

b)	 die Untersuchung des administrativen Umgangs mit Täter(innen) und Betroffenen, insbe-
sondere nicht-gesetzeskonformes Verhalten der Verantwortlichen bzw. Vertuschung von 
Taten, und

c)	 die Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch ermöglicht oder erleichtert 
oder dessen Aufdeckung erschwert haben.

	 Hierbei berücksichtigt sie sowohl die Erkenntnisse der „MHG-Studie“ als auch die lau-
fenden oder abgeschlossenen Bearbeitungen von Missbrauchsvorwürfen in der Diözese 
durch die „Kommission sexueller Missbrauch“ der Diözese Rottenburg-Stuttgart.

(2)	 Im Einvernehmen mit der Diözese können weitere geeignete Aufträge zur quantitativen 
Ermittlung des Ausmaßes sexuellen Missbrauchs sowie zur qualitativen Analyse der spe-
zifischen Bedingungen des Entstehens und Aufdeckens von Missbrauchsfällen in ihrem 
Zuständigkeitsbereich vergeben werden. Sofern der Ortsordinarius mit der Vergabe eines 
Auftrages nicht einverstanden ist, sind die Gründe zu dokumentieren. Falls der Ortsordinarius 
als Vertragspartner auftritt, ist die Unabhängigkeit gegenüber diesem im Rahmen der 
Vereinbarung sicherzustellen, insbesondere hinsichtlich der Durchführung des Auftrags sowie 
Veröffentlichung der Ergebnisse.

(3)	 Die Kommission hat die Aufgabe, nach bestem Wissen und Gewissen unter Heranziehung aller 
ihr zur Verfügung stehenden Erkenntnismittel die Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs in 
der Diözese möglichst umfassend vorzunehmen und ihre Ergebnisse so zu dokumentieren, 
dass eine Wiederholung des Geschehenen weitest möglich verhindert werden kann und 
die Öffentlichkeit über das Geschehene objektiv informiert ist. Entscheidungen über die 
Gewährung konkreter Ausgleichs- oder Hilfeleistungen für Betroffene sind nicht Gegenstand 
der Tätigkeit der Kommission.

(4)	 Zu den Aufgaben der Kommission zählen insbesondere die Erhebung von Tatsachen über 

a)	 Zahlen von Täterinnen und Tätern und von deren Taten Betroffenen,

b)	 Art und Schwere von Delikten und Vorfällen,

c)	 justizielle und behördliche Entscheidungen und Folgen hinsichtlich Täterinnen und Tätern 
und anderen Verantwortlichen,

d)	 die Ahndung oder Sanktionierung durch kirchliche Stellen,
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e)	 den Umgang mit Betroffenen durch die Diözese,

f)	 bisherige Aufarbeitungsbemühungen der Diözese und deren Ergebnisse.

(5)	 Im Rahmen der institutionellen Aufarbeitung koordiniert die Kommission in Abstimmung mit 
den Betroffenen den Austausch mit anderen zu beteiligenden (Erz-)Diözesen. Sie versteht sich, 
sofern dies eine ihrer Aufgaben betrifft, als Ansprechpartnerin für Betroffene. In allen anderen 
Fällen verweist sie den Vorgang an die diözesane „Kommission sexueller Missbrauch“, die 
unabhängigen Ansprechpersonen oder eine sonst in der Diözese zuständige Stelle.

(6)	 Die Kommission kann im Rahmen ihrer Aufgaben Personen anhören oder Anhörungsbeauftragte 
damit beauftragen, dabei sind die Interessen und Bedürfnisse von Betroffenen zu berücksich-
tigen. Anhörungen dürfen nicht unter dem Siegel des Beichtgeheimnisses geführt werden. 
Zu den Regelungen der weiteren Verwertung der Anhörungsinhalte werden die Betroffenen 
umfassend informiert.

(7)	 Bei aktuellen Meldungen sexuellen Missbrauchs sind die jeweils geltenden  kirchenrechtlichen 
Bestimmungen zum Umgang mit sexuellem Missbrauch zu beachten. 

(8)	 Die Kommission tauscht sich mindestens einmal jährlich mit der „Kommission sexueller 
Missbrauch“ der Diözese Rottenburg-Stuttgart aus.

§ 7 – Überdiözesane Aufgaben der Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen 
Missbrauchs in der Diözese Rottenburg-Stuttgart (AK-DRS): Berichtslegung und 
Qualitätsentwicklung, Monitoring und Austausch zur unabhängigen Aufarbeitung

(1)	 Zur Sicherung der Transparenz des Aufarbeitungsprozesses berichtet die Kommission auf der 
Ebene der Diözese jährlich in schriftlicher Form an die / den UBSKM und an den Bischof.

(2)	 In dem Bewusstsein, dass Aufarbeitung keinen Schlusspunkt haben kann und bleibende 
Aufgabe der katholischen Kirche und der ganzen Gesellschaft ist, soll die Kommission darüber 
hinaus innerhalb von fünf Jahren einen vorläufigen Abschlussbericht vorlegen.

	 Der vorläufige Abschlussbericht soll eine Zusammenfassung aller Ergebnisse, einen 
Bericht des jeweiligen Betroffenenbeirats bzw. der begleitenden Betroffenen und konkrete 
Handlungsempfehlungen beinhalten.

(3)	 Die  Vorsitzenden nehmen an den jährlich stattfindenden Austauschsitzungen der (erz-) diö-
zesanen Aufarbeitungskommissionen teil.

a)	 Die jährlichen Austauschsitzungen dienen dem Wissens- und Erfahrungsaustausch, der 
Auswertung der jährlichen Berichte der Kommissionen und der Bündelung der Ergebnisse 
regionaler Aufarbeitungsstudien.

b)	 Nach drei Jahren findet die jährliche Austauschsitzung im Format einer (öffentli-
chen) Fachtagung (Konferenz) statt, zu der die Mitglieder der Kommissionen und 
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Betroffenenbeiräte in den (Erz-)Diözesen, der Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung 
sexuellen Kindesmissbrauchs sowie Expert(innen) aus Wissenschaft und Fachpraxis einge-
laden werden. In diesem Rahmen findet eine Zwischenevaluation statt, um die notwendi-
gen nächsten Schritte für die Kommissionen zu identifizieren.

c)	 Sämtliche Berichte sowie die Protokolle der jährlichen Austauschsitzungen und der 
Fachtagungen werden auf den jeweiligen Internetseiten der (Erz-)Diözesen veröffentlicht, 
soweit dies rechtlich zulässig ist.

d)	 Auf der Basis der Erkenntnisse aus der unabhängigen Aufarbeitung werden Konsequenzen 
für die Weiterentwicklung von Präventionsmaßnahmen und die Erforschung ihrer 
Wirksamkeit abgeleitet.

§ 8 – Arbeitsweise der Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs in der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart (AK-DRS)

(1)	 Die Kommission und ihre Mitglieder sind unabhängig tätig und nur an Gesetz und Recht, 
nicht aber an Weisungen gebunden; sie sind – unbeschadet der Bindung an die geltenden 
Rechtsvorschriften zum Schutz der Persönlichkeitsrechte von ihrer Arbeit Betroffener sowie 
des Datenschutz- und Archivrechts – allein dem Ziel verpflichtet, sexuellen Missbrauch, der 
sich in der Diözese Rottenburg-Stuttgart ereignet hat, möglichst umfassend aufzuarbeiten. Der 
Ortsordinarius ist nicht berechtigt, den Mitgliedern der Aufarbeitungskommission Weisungen 
hinsichtlich des Ortes und der Zeit der Tätigkeit oder der Art und Weise der Durchführung 
ihrer Tätigkeiten zu erteilen

(2)	 Die Mitglieder der Kommission verpflichten sich im Rahmen der rechtlichen Regelungen zur 
Verschwiegenheit und zum Schutz personenbezogener Daten, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit 
für die Kommission bekannt werden, soweit sie nicht durch die Regelungen des § 13 hiervon 
entbunden sind. Die Verschwiegenheitspflicht gilt insbesondere für Daten von Betroffenen sexu-
ellen Missbrauchs und an Verfehlungen unbeteiligten Dritten. Diese Verschwiegenheitspflicht 
dauert auch nach dem Ausscheiden aus der Aufarbeitungskommission an.

(3)	 Die Mitgliedschaft in der Kommission ist ein Ehrenamt im steuerrechtlichen Sinne. Die Mitglieder 
erhalten eine der Aufgabe und deren Anforderungen angemessene Aufwandsentschädigung.

(4)	 Die Kommission kann Anhörungsbeauftragte benennen, die aufgrund ihrer beruflichen oder 
sonstigen Erfahrung in der Lage sind, Gespräche mit Betroffenen respektvoll und empathisch 
zu führen.

§ 9 – Geschäftsordnung der Kommission

Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung.
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§ 10 – Aufwand der Kommission

(1)	 Die Diözese stellt unter Berücksichtigung der bei ihr vorhandenen Mittel und Strukturen die 
sachlichen und personellen Grundlagen für die Arbeit der Kommission zur Verfügung. Dazu 
gehört insbesondere die Einrichtung und angemessene personelle und sachliche Ausstattung 
einer Geschäftsstelle, deren Aufgaben und Status in der Geschäftsordnung zu regeln sind.

(2)	 Die Diözese trägt die durch die Tätigkeit der Kommission entstehenden und für die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben erforderlichen Kosten einschließlich der Reisekosten im Rahmen der für die 
Diözese Rottenburg-Stuttgart bestehenden Bestimmungen (Landesreisekostengesetz Baden-
Württemberg in entsprechender Anwendung). 

(3)	 Zu den erforderlichen Kosten gehören auch

a)	 die Kosten für die Teilnahme an überdiözesanen Veranstaltungen im Sinne des § 7, 

b)	 die Einrichtung einer Geschäftsstelle nach § 10 Abs. 1,

c)	 die Kosten, die durch die Beiziehung sachkundiger Personen entstehen, soweit diese zur 
Erfüllung der Aufgaben der Kommission notwendig ist und die Diözese der Kostenübernahme 
vorher zugestimmt hat; die Zustimmung darf nur in begründeten Fällen verweigert  
werden.

§ 11 – Ermittlung von Tatsachen als Grundlage der Arbeit der Kommission

(1)	 Die Kommission und ihre Mitglieder haben das Recht, zur Ermittlung der tatsächlichen 
Grundlagen ihrer Aufarbeitungstätigkeit Einsicht zu nehmen in Personal- und Sachakten sowie 
weitere hierfür geeignete, auch elektronische Unterlagen, die bei der Diözesankurie (vor allem 
Registratur und Archiv), örtlichen und regionalen kirchlichen Stellen (so Kirchengemeinden 
und Dekanate) verwahrt werden. Dies gilt auch für Unterlagen, die bei der Kommission 
sexueller Missbrauch seit Beginn ihres Bestehens entstanden sind und für Schriftverkehr mit 
Staatsanwaltschaften (einschließlich deren Antworten, Verfügungen und Entscheidungen) 
sowie mit sonstigen staatlichen Stellen.

(2)	 Bei der Einsichtnahme in Unterlagen nach Absatz 1 sind das geltende staatliche und kirchliche 
Recht zu beachten, insbesondere das Kirchliche Datenschutzgesetz (KDG) und die hierzu ergan-
genen Durchführungsverordnungen (DVO zum KDG), zur Gewährleistung des Rechtsschutzes 
auf dem Gebiet des kirchlichen Datenschutzrechtes die Kirchliche Datenschutzgerichtsordnung 
(KDSGO) sowie die Anordnung über die Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen 
Kirche (Kirchliche Archivordnung – KAO). 

(3)	 Das Nähere über die Einsichtnahme in Unterlagen nach Absätzen 1 und 2 wird gere-
gelt in einer Rahmenordnung über die Führung von Personalakten und Verarbeitung von 
Personalaktendaten von Klerikern und Kirchenbeamten (Personalaktenordnung), die sei-
tens des Verbandes der Diözesen Deutschlands beschlossen und vom Bischof der Diözese 
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Rottenburg-Stuttgart in Kraft gesetzt wird, in ihrer jeweils geltenden Fassung und in den 
diözesanen Ausführungsvorschriften zu dieser Rahmenordnung.

(4)	 Die Kommission und ihre Mitglieder sind berechtigt, unter Berücksichtigung der 
Persönlichkeitsrechte der Betroffenen Zeitzeugeninterviews zu führen.

§ 12 – Auskunft und Akteneinsicht für die Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen 
Missbrauchs in der Diözese Rottenburg-Stuttgart (AK-DRS)

(1)	 Die Diözese Rottenburg-Stuttgart verpflichtet sich zu umfassender Kooperation mit der einge-
setzten Aufarbeitungskommission, der bzw. deren einzelnen Mitgliedern Akteneinsicht nach 
§ 11 oder Auskunft gewährt wird, sofern es für die Erledigung der Aufgaben der Kommission 
erforderlich ist. Im Zweifelsfall vermittelt der UBSKM.

(2)	 Kirchliche Stellen, die über Informationen verfügen, die die Kommission für ihre Arbeit 
benötigt (insbesondere das Diözesanarchiv und die Diözesanbibliothek) sind verpflichtet, 
die Kommission im Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten uneingeschränkt zu unter- 
stützen.

§ 13 – Veröffentlichung der Aufarbeitungsergebnisse der Kommission, Öffentlichkeits
arbeit

(1)	 Die Kommission und ihre Mitglieder haben das Recht und im Rahmen des § 7 die Pflicht, 
die Ergebnisse ihrer Aufarbeitungstätigkeit nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze zu 
veröffentlichen.

(2)	 Veröffentlichungen der Kommission bedürfen eines Beschlusses der Mehrheit der 
Kommissionsmitglieder, Veröffentlichungen einzelner Mitglieder bedürfen der Zustimmung 
der Mehrheit der übrigen Kommissionsmitglieder.

(3)	 Veröffentlichungen unter Nennung von Namen oder Veröffentlichungen, in denen 
natürliche Personen identifizierbar sind, sind nur zulässig, wenn die Anforderungen des 
Persönlichkeitsschutzes eingehalten werden, die sich aus dem geltenden Recht ergeben und 
die die Rechtsprechung insbesondere  von Bundesverfassungsgericht und Bundesgerichtshof 
für eine identifizierende Berichterstattung und bezüglich der Beachtung des sogenannten 
Rechts auf Vergessen einerseits und der Figur der Person der Zeitgeschichte andererseits 
entwickelt hat. Dasselbe gilt für Veröffentlichungen, bei denen eine Pseudonymisierung 
personenbezogener Daten erfolgt, die durch Heranziehung zusätzlicher Informationen einer 
bestimmten natürlichen Person zugeordnet werden können.

(4)	 Eine Veröffentlichung darf hiernach nur erfolgen, wenn aufgrund einer Abwägung der Rechte 
aller Beteiligter festgestellt werden kann, dass das Interesse der Allgemeinheit oder der 
Betroffenen sexuellen Missbrauchs oder anderer von der Tat Betroffener an dieser die Rechte 
der von der Veröffentlichung Betroffenen überwiegt, etwa weil die Schwere der Tat, die beson-
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dere Art der Tatbegehung, die Eigenschaft des Täters als Person der Zeitgeschichte oder andere 
Umstände des Einzelfalls einen dahingehenden Vorrang gegenüber dem Persönlichkeitsschutz 
begründen.

(5)	 Die Mitglieder der Kommission und die Kommission sind berechtigt, über ihre Arbeit Presse- 
und andere Medienerklärungen abzugeben, Interviewfragen zu beantworten und in sonstiger 
Weise die Öffentlichkeit zu informieren. Soweit aufgrund derartiger Äußerungen natürliche 
Person identifizierbar sind, sind die in Absatz 3 genannten Grenzen zu beachten.  

(6)	 Das Urheberrecht an Veröffentlichungen steht – vorbehaltlich der Regelung des Absatzes 
7 – dem jeweiligen Autor zu. Bei Veröffentlichungen mehrerer Autoren oder der Kommission 
insgesamt haben die Autoren oder die Kommissionsmitglieder vor der Veröffentlichung eine 
Vereinbarung darüber zu treffen, wer Inhaber der Urheberrechte ist.

(7)	 Die Diözese Rottenburg-Stuttgart erhält das Recht, Auszüge aus den oder Zusammenfassungen 
der Veröffentlichungen oder unveröffentlichter Ausarbeitungen  der Kommission für ihre 
Medienarbeit zu nutzen, indem sie selbst Veröffentlichungen zu den Ergebnissen der 
Kommissionsarbeit vornehmen oder Medienorganen als Material für deren Veröffentlichungen 
zur Verfügung stellen darf. Die Diözese hat dabei die Interessen und den Auftrag der 
Kommission zu achten und zu wahren und darf entsprechende Informationen dann nicht 
veröffentlichen oder weitergeben, wenn die Kommission dem ausdrücklich widerspricht, 
wenn die Arbeitsergebnisse erkennbar noch nicht abgeschlossen vorliegen oder wenn eine 
Veröffentlichung aus anderen Gründen der Arbeit der Kommission schadet oder sie nicht 
unwesentlich beeinträchtigt. Über beabsichtigte Veröffentlichungen und Medieninformationen 
ist die Kommission möglichst frühzeitig zu informieren, deren Ergebnisse sind ihr in gedruckter, 
schriftlicher oder elektronischer Form zur Verfügung zu stellen.  

§ 14 – Anhörung von Kommissionsmaßnahmen Betroffener

(1)	 Soweit die Kommission beabsichtigt, Namen von noch lebenden Täterinnen und Tätern, 
Betroffenen sexuellen Missbrauchs, an Verfehlungen mittelbar Beteiligter oder sonstiger 
Personen zu veröffentlichen, gegenüber Dritten offen zu legen oder andere Maßnahmen zu 
treffen, die nicht nur ganz unbedeutende Auswirkungen auf deren Persönlichkeitsrechte ent-
falten, sind diese rechtzeitig vor einer Entscheidung anzuhören oder es ist ihnen Gelegenheit 
für eine Stellungnahme zu geben. Das Ergebnis ist bei der Entscheidungsfindung zu berück-
sichtigen. Dies gilt nicht, sofern dabei der Binnenbereich der Kommission und der an einem 
aufzuarbeitenden Geschehen unmittelbar Beteiligten nicht verlassen wird.

(2)	 Sind die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt, ist Personen, die von der Kommissionsarbeit 
betroffen sind, auf ihren Wunsch die Gelegenheit zu geben, einen Rechtsanwalt zu man-
datieren oder einen sonstigen Bevollmächtigten zuzuziehen. Die Gebühren und Auslagen 
eines Rechtsanwalts oder Bevollmächtigten sind erstattungsfähig, wenn seine Zuziehung 



68

JAHRESBERICHT 2025

notwendig war (in rechtlicher oder tatsächlicher Hinsicht schwierig gelagerter Vorgang, keine 
naheliegende Einigungsmöglichkeit, Drohen weiterreichender Persönlichkeitsverletzungen).

§ 15 – Inkraftsetzung

Das vorstehende Statut tritt rückwirkend zum 15. Dezember 2021 in Kraft.

Rottenburg, den 26. Januar 2022

+ Dr. Gebhard Fürst, Bischof



3.	 Geschäftsordnung der Aufarbeitungskommission (aktuelle Fassung)

Präambel 

Die Geschäftsordnung wurde am 20.01.2022 von der Aufarbeitungskommission beschlossen. Sie 
wurde in der 27. Sitzung geändert. Diese Fassung stellt die aktuelle Geschäftsordnung in der Fassung 
vom 14.12.2023 dar. Sie finden die ursprüngliche Fassung im Jahresbericht 2023 2.

§ 1 – Aufgaben 

(1) 	 Die Aufarbeitungskommission übt ihre Tätigkeit im Rahmen und nach Maßgabe des Statuts der 
Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs der Diözese Rottenburg-Stuttgart aus.

(2)	 Die Aufarbeitungskommission wird einen regelmäßigen Austausch mit den Interventionsverant
wortlichen und den Präventionsbeauftragten sowie Betroffenenvertretern der Diözese führen.

§ 2 – Vorsitz und Geschäftsführung 

(1) 	 Die Aufarbeitungskommission legt fest, ob sie eine(n) Vorsitzende(n) oder aber zwei gleich-
berechtigte Co-Vorsitzende wählen möchte.

(2) 	 Die Aufarbeitungskommission wählt aus ihrer Mitte mit einfacher Mehrheit einen Vorsitzenden 
oder die zwei gleichberechtigten Co-Vorsitzenden. Hat bei Wahlen im ersten Wahlgang kein 
Kandidat die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl 
zwischen den Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. 
Sofern sich die Aufarbeitungskommission für zwei gleichberechtigte Co-Vorsitzende entschie-
den hat, so gelten die beiden Kandidaten mit den meisten Stimmen als gewählt.

(3) 	 Die Geschäftsführung der Aufarbeitungskommission wird durch eine hauptamtlich mit die-
ser Aufgabe betraute Person wahrgenommen. Wie im Statut der Aufarbeitungskommission 
geregelt, sind die hierfür erforderlichen personellen und sachlichen Ressourcen im ent-
sprechenden Umfang von der Diözese bereitzustellen. Im Verhinderungsfall kann eine 
Abwesenheitsvertretung durch den/die Vorsitzenden bestimmt werden, die mit einfacher 
Mehrheit durch die Kommission zu bestätigen ist. Die hauptamtliche Geschäftsführung 
wird im Offizialat angesiedelt und dem Vorsitz der AK-DRS (Fachaufsicht) und dem Offizial 
(Dienstaufsicht) unterstellt. Neben der Erledigung der organisatorischen Aufgaben der 
AK-DRS unterstützt die Geschäftsführung die Mitglieder der AK-DRS insbesondere bei der 
Aktenauswertung, der Erstellung von Berichten und der Erarbeitung von Empfehlungen. Das 
Nähere regelt die Geschäftsverteilung der Geschäftsstelle.

(4) 	 Die/der Vorsitzende(n) vertritt/vertreten die Aufarbeitungskommission nach außen. Die Außen- 
und Innenvertretung durch einen der Co-Vorsitzenden ist zulässig.

2	 Vgl. Aufarbeitungskommission – Kommission zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs in der Diözese Rottenburg-Stuttgart Jahresbericht 2023, Rottenburg, 2024, 
63-65
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§ 3 – Arbeitsweise 

(1) 	 Die Aufarbeitungskommission tagt regelmäßig in Präsenz bzw. in Videokonferenzen.

(2) 	 Die Sitzungen sind von dem/der Vorsitzenden bzw. den Co-Vorsitzenden, im Verhinderungsfall 
von der Abwesenheitsvertretung, in Textform einzuberufen. Die Einladung zu den Sitzungen 
muss den Mitgliedern in der Regel zwei Wochen vor dem Tag der Sitzung zugehen. In dem 
Einladungsschreiben sind Zeit, Ort sowie Tagesordnung anzugeben. Die Tagesordnung wird 
von dem/r Vorsitzenden bzw. den Co-Vorsitzenden vorgeschlagen und zum Sitzungsbeginn 
durch die Kommission genehmigt.

(3) 	 Sitzungen müssen einberufen werden, wenn das Interesse es erfordert oder wenn wenigs-
tens zwei Mitglieder die Einberufung schriftlich unter Angabe von Gründen bei der/dem 
Vorsitzenden bzw. den Co-Vorsitzenden beantragen.

(4) 	 Die/der Vorsitzende(n) bzw. einer der Co-Vorsitzenden, im Verhinderungsfall die 
Abwesenheitsvertretung, leitet die Sitzung. Bei Wahlen kann die Sitzungsleitung für die 
Dauer des Wahlganges und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen 
werden.

(5) 	 Die Sitzung ist nicht öffentlich. Das Anfertigen von Bild- und Tonaufnahmen während der 
Sitzung ist nicht zulässig, solange die Mitglieder dem nicht einstimmig zustimmen. Einzelne 
Sitzungsbeiträge und das Verhalten einzelner Mitglieder in der Sitzung dürfen nur mit ihrer 
Zustimmung in die Öffentlichkeit kommuniziert werden. Durch Beschluss kann Öffentlichkeit 
für einzelne Sitzungen hergestellt werden.

(6) 	 Die jeweiligen diözesanen Ansprechpersonen und die Präventionsbeauftragten bzw. 
Interventionsbeauftragten oder andere geeignete kirchliche Mitarbeiter können auf Beschluss 
hin Gäste der Kommissionen sein, die kein Stimmrecht haben. Die Sitzungsleitung kann nach 
Beteiligung der anderen Kommissionsmitglieder weitere Gäste zulassen. 

(7) 	 Jede ordnungsgemäß eingeladene Sitzung ist bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Mitglieder beschlussfähig, wobei jeweils mindestens ein Betroffenenvertreter und ein 
vom Land nominierter Vertreter anwesend sein muss. Die Beschlussfähigkeit ist zudem an 
die Anwesenheit eines Vorsitzenden, im Verhinderungsfall an die Abwesenheitsvertretung, 
gebunden. Bei Beschlussunfähigkeit ist der/die / sind die (Co-)Vorsitzende(n) verpflichtet, 
innerhalb von vier Wochen ordnungsgemäß eine zweite Versammlung mit der gleichen 
Tagesordnung einzuberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

(8) 	 Bei der Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der erschienenen Mitglieder. 
Bei Stimmengleichheit gilt der Beschlussantrag als abgelehnt. Bei Vorschlägen zur Änderung 
des Statuts sowie bei Änderungen der Geschäftsordnung entscheidet die 3/4-Mehrheit aller 
Mitglieder.



(9) 	 Über die Art der Abstimmung (z. B. schriftlich, durch Zuruf oder Handheben) entscheidet(n) 
der(die Vorsitzende(n). Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel 
der bei der jeweiligen Abstimmung anwesenden Mitglieder dies beantragt. Wahlen sind auf 
Antrag eines Mitglieds geheim.

(10) 	 In Eil- oder sonstigen Ausnahmefällen, welche der/die Vorsitzende / einer der Co-Vorsitzenden 
bzw. die Abwesenheitsvertretung verbindlich feststellt, können Beschlüsse im Umlaufverfahren 
gefasst werden, wenn sich alle Mitglieder mit der schriftlichen Abgabe der Stimmen einver-
standen erklären. Die so gefassten Beschlüsse sind zusätzlich in der Niederschrift über die 
nächste Sitzung aufzunehmen.

(11) 	 Der Vorsitzende, im Vertretungsfall die Abwesenheitsvertretung, oder einer der 
Co-Vorsitzenden kann bestimmen, dass Sitzungen auch als Online- oder Hybrid-Versammlung 
in einem nur für die teilnahmeberechtigten Mitglieder zugänglichen Chat-Raum durchge-
führt werden. In diesem Fall sind die Vorschriften zur Präsenzversammlung entsprechend 
zu berücksichtigen.

(12) 	 Über jede Sitzung ist von der Geschäftsführung oder einem anderen von der Versammlung 
zu wählenden Protokollführer eine Niederschrift zu erstellen.

(13) 	 Betr. möglicher Befangenheit wird auf § 5 Abs. 3 verwiesen.

(14) 	 Beschlüsse der Kommission werden von dem Vorsitzenden bzw. den Co-Vorsitzenden sowie 
der Geschäftsführung ausgeführt, sofern die Kommission nichts anderes beschließt.

§ 4 – Arbeitsgruppen 

(1) 	 Die Aufarbeitungskommission kann projektbezogene, zeitlich befristete Arbeitsgruppen ein-
richten.

(2) 	 Die Mitglieder der Arbeitsgruppen werden von der Aufarbeitungskommission berufen, die 
auch über den Arbeitsauftrag und die Arbeitsweise befindet. Die Mitglieder der Arbeitsgruppen 
verpflichten sich im Rahmen der rechtlichen Regelungen zur Verschwiegenheit und zum 
Schutz personenbezogener Daten, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit bekannt werden. 
Jeder Arbeitsgruppe muss mindestens ein Mitglied der Aufarbeitungskommission angehören. 
Sofern externe Personen als Mitglieder der Arbeitsgruppe ernannt werden, bedarf dies der 
Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder der Aufarbeitungskommission.

(3) 	 Die Regelungen für die Aufarbeitungskommission gelten für die Arbeitsgruppen sinngemäß.

§ 5 – Unabhängigkeit 

(1) 	 Die Mitglieder der Aufarbeitungskommission sind weisungsfrei und unabhängig von den 
Mitgliedern und Mitarbeitern der Diözesanleitung. Die Mitglieder der Aufarbeitungskommission 
erhalten hierzu eine schriftliche Zusage des Ortsordinarius.
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(2) 	 Mitgliedern der Aufarbeitungskommission, die Beschäftigte der Diözese sind, dürfen, auch 
nach Ende ihrer Mitarbeit in der Aufarbeitungskommission, keine beruflichen Nachteile bei 
kirchlichen Arbeitgebern entstehen. Zudem ist auf geeignete Weise sicherzustellen, dass die 
gebotene Verschwiegenheit auch von Beschäftigten der Diözese eingehalten werden kann.

(3) 	 Mögliche Interessenskonflikte der Mitglieder der Aufarbeitungskommission haben die betrof-
fenen Mitglieder der Aufarbeitungskommission frühzeitig offenzulegen und dem Vorsitzenden 
oder einem der Co-Vorsitzenden, im Verhinderungsfall der Abwesenheitsvertretung, mitzu-
teilen. Bestehende Interessenskonflikte werden auf geeignete Weise veröffentlicht. Besteht 
ein Interessenskonflikt, darf das betreffende Kommissionsmitglied an einer entsprechen-
den Entscheidung nicht beteiligt werden. Im Zweifelsfall wird ein Interessenskonflikt durch 
Beschluss der Aufarbeitungskommission mit einfacher Mehrheit festgestellt.

§ 6 – Wirksamkeit 

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Geschäftsordnung unwirksam sein, sind sie durch 
eine dieser Bestimmungen inhaltlich möglichst nahekommende Bestimmung zu ersetzen. Die übrigen 
Bestimmungen bleiben hiervon unberührt.

§ 7 – Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt unmittelbar nach Beschlussfassung am 20.1.2022 in Kraft
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4.	 Jahresplan 2025

1)	 Termine

a)	 Sitzungen der Aufarbeitungskommission (AK) incl. jährlicher Klausurtagung

b)	 Kontakte mit Unabhängigen Aufarbeitungskommissionen anderer (Erz-)Diözesen, der 
UBSKM und der DBK

c)	 Gespräche mit KsM, Vorermittlungsführern, Netzwerk Prävention, Betroffenenbeirat,  
Priesterrat, Diözesanrat und anderen diözesanen Gremien

2)	 Zeitzeugengespräche incl. Auswertungsstrategie der Zeitzeugengespräche

3)	 Gespräche mit Bischof Prof. Dr. Klaus Krämer und anderen Verantwortlichen  
in der Diözesanverwaltung

4)	 Aktenauswertung

a)	 Vorermittlungsakten, Auswertung früherer Studien, Nachlässe früherer Bischöfe

b)	 Auswertung der Parameter der Excel-Tabelle betr. Zahlen, Daten, Fakten

c)	 Administrativer Umgang mit Betroffenen und Beschuldigten bzw. Tätern

5)	 Historische Untersuchungen

a)	 kirchliche Strukturen

b)	 Geltung von Rechtsnormen, kirchliche und staatliche Rechtsnormen

6)	 Geschäftsführung / wissenschaftliche Referentin

Seit 15.12.2022 hat die AK-DRS eine hauptamtliche Geschäftsführerin mit Dienstsitz im 
Offizialat. Diese ist aktuell mit 100% Beschäftigungsumfang angestellt und kümmert sich 
neben wissenschaftlichen Recherchen um alle organisatorischen Belange, damit die AK sich 
auf die inhaltliche Aufarbeitung konzentrieren kann.

7)	 Homepage, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

8)	 Jahresberichte

a)	 Vorlage Jahresbericht 2024

b)	 Vorarbeiten Jahresbericht 2025



74

JAHRESBERICHT 2025

9)	 IT- und Datenschutzfragen

u. A. Problematik der Nennung von Tätern a) lebend b) bereits verstorben

10)	 Teilnahme an Fachtagungen und Fortbildungen

a)	 Treffen der Vorsitzenden der UAKen

b)	 Jahrestagung der UAKen

11)	 Jahresplan 2026

Erstellen des Planes für das Folgejahr

12)	 Erarbeitung von Empfehlungen an die Diözesanleitung incl. Recherche zu den 
Themenbereichen

13)	 Erste Grobgliederung des Endberichts 2027
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